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Erpressung durch PSA 

Nach der Übernahme von Opel konzentriert das 
PSA-Mangement das Feuer auf die deutschen Be¬ 
legschaften. Im Zentrum steht das Werk Eisenach. 
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Gefährder 

Das neue Bayrische Polizeiaufgabengesetz macht 
jeden Unliebsamen zum Gefährder und gefährdet 
damit die Demokratie. 
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Wir haben 
verstände 


G anz schön was los in Trier am 
5. Mai, dem 200. Geburtstag 
von Karl Marx. Bei einem Bür¬ 
gerfest wird eine Statue von ihm ent¬ 
hüllt werden. Der SPD-Parteivorstand 
tagt mit 600 Gästen, man darf gespannt 
sein, wie die Realität der SPD-Politik 
zu Marx in Bezug gebracht werden 
soll. Die Nationalisten und Rassisten 
der AfD, die schon mal Flüchtlinge mit 
Waffengewalt an der Grenze empfan¬ 
gen wollen, wollen gemeinsam mit ih¬ 
rem bekennenden Fan und ehemaligen 
„samtenen Revolutionär“ Vaclav Klaus 
der angeblichen Opfer des Kommu¬ 
nismus gedenken. Lüge und Heuche¬ 
lei wird es über den größten Sohn der 
Stadt also viel geben. Da ist es gut, 
dass SDAJ, Linkspartei und DKP auf 
der Straße sind, um im Sinne von Marx 
und Engels zu demonstrieren. Da ist 
es gut, dass SDAJ und DKP sich auf 
einer Konferenz dem Werk von Marx 
und Engels widmen. 

Der Grundwiderspruch der kapi¬ 
talistischen Gesellschaft, der Wider¬ 
spruch zwischen Lohnarbeit und Ka¬ 
pital, führt in der heutigen, von im¬ 
perialistischen Ländern dominierten 
Weltordnung zu Kriegen, Umweltzer¬ 
störung, Flucht und Armut. Der Kapi¬ 
talismus, erst recht in seinem imperialis¬ 
tischen Stadium, ist ohne Konkurrenz, 
Krisen, Kriege nicht zu haben. Das ist 
keine Frage der Unvernunft oder feh¬ 
lenden Moral der Kapitalisten, sondern 
liegt im System begründet. 

Das große Verdienst von Karl Marx 
und Friedrich Engels liegt in der Be¬ 
gründung des historischen und dialekti¬ 
schen Materialismus. Kurz zusammen¬ 
gefasst liegt dieser Weltanschauung zu 
Grunde, 

- „dass in der Produktion oder als Fol¬ 
ge ihrer gesellschaftlichen Organisati¬ 
on neue Bedürfnisse - geschaffen wer¬ 
den, die neue Produktion erfordern, 
was eine fortschreitende Entwicklung 
der Produktivkräfte bewirkt; 

- dass diese sich ausbreitende und 
differenzierende Produktion gesell¬ 
schaftlich und zunehmend arbeitstei- 
üg erfolgt; 

- dass die Menschen daher in der Pro¬ 
duktion immer komplizierter werdende 
Produktionsverhältnisse eingehen; (...) 
- dass die arbeitsteilige Produktion zur 
Herausbildung von Privateigentum an 
den Produktionsmitteln führt und da¬ 
mit die Gesellschaft in Klassen gespal¬ 
ten wird, die in ungleichem Maße am 
Gesellschaftsprodukt, am gesellschaft¬ 
lichen Reichtum teilhaben; 

- dass aus Klasseninteressen sich Ge¬ 
gensätze ergeben, die sich zu Klassen¬ 
kämpfen zuspitzen; 

- dass die durch die jeweils beste¬ 
henden Produktionsverhältnisse be¬ 
günstigten Klassen sich der Verän¬ 
derung der Produktionsverhältnis¬ 
se widersetzen und die Anpassung 
der Produktionsverhältnisse an den 


Stand der Produktivkraft¬ 
entwicklung im politischen 
Kampf durch Ablösung 
von Herrschaftsstruktu¬ 
ren erzwungen werden 
muss.“ (Hans Heinz 
Holz „Kommunisten 
heute“) 

Unter kapitalis¬ 
tischen Bedingungen 
konstituiert sich die 
Arbeiterklasse objek¬ 
tiv durch ihre Stellung 
in den Produktionsver¬ 
hältnissen. Die Mitglieder 
der Arbeiterklasse sind ge¬ 
zwungen, ihre Arbeitskraft 
an die Besitzer der Produkti¬ 
onsmittel zu verkaufen - da¬ 
durch werden sie zur Klasse 
an sich. Das ist aber nur ein 
Teil der Konstituierung als 
Klasse. Erst die Erkenntnis 
dieser Lage, das Klassenbe¬ 
wusstsein, macht sie auch 
zu einer Klasse für sich, 
konstituiert sie umfassend. 

Klassenbewusst¬ 
sein entsteht oft spon¬ 
tan: Angst vor Krieg, Wut 
über Arbeitsbedingungen, 
schlechte Bezahlung, hohe 
Mieten, keine Perspektive 
für die Kinder. Diese Wut 
erkennt meist (noch) nicht, 
dass es nicht ausreicht, die 
Schuld beim einzelnen Ka¬ 
pitalisten, Politiker zu su¬ 
chen oder sie gar falsch 
auf den „konkurrierenden“ 
Ausgebeuteten zu richten. 

Diese Wut wird dann zur 
Gefahr für die Ausbeuterge¬ 
sellschaft und die herrschen¬ 
de Klasse, wenn sie mit der 
wissenschaftlichen Weltan¬ 
schauung zusammenkommt, 
die Welt erkennt. Dies kann 
und muss organisiert werden, 
es braucht Organisation, um 
diese Weltanschauung zu 
lernen und zu verbreiten, 
sie weiterzuentwickeln und 
sie anzuwenden, um in den 
Klassenkampf einzugreifen. 
Dazu braucht es eine Orga¬ 
nisation, die an sich den An¬ 
spruch stellt, Träger und Nut¬ 
zer dieser Weltanschauung zu 
sein. Das ist die kommunisti¬ 
sche Partei. Das ist nicht ein¬ 
fach, macht sie aber einzigartig 
und unverzichtbar. 

Patrik Köbele 






in Gespenst steht rum: Marx verhüllt in Trier 


Thema der Woche 


Ein Jugendverband wird 50 

Als 1968 der 150. Geburtstag von Karl Marx 
begangen wurde, gründete sich mit der SDAJ 
eine Organisation der Arbeiterjugend. Die Zeit 
war reif dafür: Lehrlinge, Schülerinnen und 
Studierende, die mehr wollten als nur protes¬ 
tieren, konnten sich hier organisieren - und 
das taten sie auch. 

Über den Kampf gegen alte und neue Na¬ 
zis, Massendemonstrationen für den Frieden, 
Streiks für Arbeitszeitverkürzung und die Be¬ 
deutung der internationalen Solidarität, gerade 
auch für den Neuaufbau der SDAJ nach 1990. 
Seiten 12 und 13 


1818 Marx 2018 



Allein auch wenn ich wissen¬ 
schaftlich etc. tätig bin, eine 
Tätigkeit, die ich selten in un¬ 
mittelbarer Gemeinschaft mit 
andern ausführen kann, so bin 
ich gesellschaftlich, weil als 
Mensch tätig. Nicht nur das 
Material meiner Tätigkeit ist 
mir - wie selbst die Sprache, 
in der der Denker tätig ist - 
als gesellschaftliches Produkt 
gegeben, mein eignes Dasein 
ist gesellschaftliche Tätigkeit 
... Daher ist auch die Tätigkeit 
meines allgemeinen Bewusst¬ 
seins - als eine solche - mein 
theoretisches Dasein als gesell¬ 
schaftliches Wesen. 

Karl Marx, Ökon.-philosophische Ma¬ 
nuskripte (MEW Erg.-Bd 1, Seite 538) 


Marx hat Zukunft 

Aktion - Konferenz - Kultur 
5. Mai 2018 in Trier 

Freitag, 4. Mai 

ab 20 Uhr: „Ein Prost auf Marx!“ 

Für all diejenigen, die bereits am Freitag 
nach Trier anreisen, öffnet der Infola¬ 
den, Hornstraße 7,Trier-West seine Tore 
und seinen Tresen, gute Musik inklusive. 

Samstag, 5 Mai 

ab 9.30 Uhr: Antikapitalistische De¬ 
monstration,gemeinsam mit anderen 
Organisationen.Treffpunkt Viehmarkt¬ 
platz.Gegen 11.00 Uhr Abschlusskund¬ 
gebung am Porta-Nigra-Platz. 
ab 13 Uhr: Konferenz „Marx hat Zu¬ 
kunft“ im Bürgerhaus Trier-Nord 
(Franz-Georg-Straße 36) 

Es referieren und diskutieren: Patrik 
Köbele (Vorsitzender der DKP), Ramön 
Ripoll (Botschafter Kubas in der BRD), 
Daniel Bratanovic (Redakteur „junge 
weit“), Jan von Hagen (DKP Essen und 
ver.di NRW), Jürgen Lloyd (Marx-En- 
gels-Stiftung). 

ab 18.30 Uhr: Sonja Gottlieb singt Ar¬ 
beiter- und Friedenslieder 
ab 19 Uhr: Premierenlesung: „Eine 
Welt zu gewinnen - Karl Marx, der 
heutige Kapitalismus und wir“ 

Die SDAJ gibt zum 200. Geburtstag 
von Karl Marx (und ihrem eigenen 50. 
Geburtstag) eine Einführung in den 
Marxismus heraus, 
ab 20 Uhr: „Musikandes“ singen 
traditionelle chilenische und Wider¬ 
standslieder aus aller Welt 
Sonntag, 6. Mai 

ab 12 Uhr: Stadtrundgang entlang der 
Orte, an denen Marx seine Spuren 
hinterlassen hat und an denen anti¬ 
faschistische Kämpfe stattgefunden 
haben.Treffpunkt: Porta Nigra 
ab 19 Uhr: „Die Grenzgänger“ prä¬ 
sentieren die „Lieder des jungen Karl 
Marx“. PremiereTUFATrier (Wechsel¬ 
straße 4, Trier). 
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4<Die proletarische Bewegung ist die selbständige Bewegung^ 
der ungeheuren Mehrzahl im Interesse der ungeheuren 
Mehrzahl. Das Proletariat kann sich nicht erheben, ohne 
dass der ganze Überbau der Schichten, die die offizielle 
Gesellschaft bilden, in die Luft gesprengt wird.» 


Gegen die Spalter 

Demozug der Vielfalt und internationalen Solidarität in Stuttgart 
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Scheitert die Schlichtung, dann gibt es Bambule am Bau! Kolleginnen und Kollegen der IG BAU am i. Mai in Stuttgart. 


E in bunter Zug aus 4 000 Kolle¬ 
ginnen und Kollegen, darunter 
zahlreiche ausländische Kolle¬ 
ginnen und Kollegen, demonstrier¬ 
te am 1. Mai durch Stuttgarts Innen¬ 
stadt. Die Transparente und Schilder 
zeigen die Vielfalt der Kämpfe: Für 
Frieden, gegen Waffenexporte, gegen 
den Rechtsruck, für den Stopp des 
Pflegenotstand, für höhere Löhne, für 
niedrigere Mieten, gegen Stuttgart 
21, für Solidarität mit den Streiks in 
Frankreich, für soziale Gerechtigkeit, 
für Vielfalt und gegen Rassismus und 
vieles mehr. Mit dabei waren natür¬ 
lich auch Kolleginnen der Deutschen 
Journalistinnen- und Journalisten- 
Union (dju) von ver.di und der IG 
BAU, die zurzeit beide im Kampf für 
höhere Löhne und bessere Arbeitsbe¬ 
dingungen stehen. Im antikapitalisti- 
sche Block demonstrierten viele junge 
Gewerkschafter und Antifaschisten 
unter dem Leittransparent: „Kapita¬ 
lismus abschaffen“ 

Die Hauptrede bei der Abschluss¬ 
kundgebung hielt Harald Schaum, 
stellvertretender Bundesvorsitzen¬ 
der der IG Bauen-Agrar-Umwelt (IG 
BAU). Gleich zu Beginn seiner Rede 
stellt er klar: „Der 1. Mai gehört uns, 
den Arbeitern und den Gewerkschaf¬ 
ten und nicht den Rechten!“ Dem of¬ 
fiziellen Motto des DGB für „Solida¬ 
rität - Vielfalt - Gerechtigkeit“ fügte 
er noch Frieden hinzu: „Ohne Frie¬ 
den ist bekanntlich alles nichts.“ Und 
um die AfD und andere Rechtspopu- 
listen zurückzudrängen, braucht es 
eine Verbesserung der sozialen Lage. 
Dazu braucht es „Lösungen gegen 
die Wohnungsnot in den Großstäd¬ 
ten, den Verfall der öffentlichen Inf¬ 
rastruktur, den Dumping-Wettbewerb 
am Arbeitsmarkt und die Langzeitar¬ 
beitslosigkeit, die Zweiklassenmedi¬ 
zin, die Armutsrenten und die immer 
ungleicheren Bildungschancen. Die¬ 
se Probleme sind nicht die Folge der 
Flüchtlingspolitik, sondern von Jahr¬ 
zehnten neoliberaler Politik und der 
Vernachlässigung des Gemeinwohls.“ 
Er forderte die Beseitigung dieser 
Probleme, „damit die rechten Schein¬ 
lösungen ...wieder als solche durch¬ 
schaut werden.“ 

Er verwies darauf, dass es die Woh¬ 
nungsnot bereits in den Achzigern 
gab und sich über Jahrzehnte aufge¬ 
baut hat. Deshalb will er, dass mehr 
Geld in den sozialen Wohnungsbau 
fließen soll und jedes Jahr 60 000 be¬ 
zahlbare Wohnungen gebaut werden. 


„Es gibt jede Menge zu tun, um die 
Wohnungsnot zu beseitigen. Aber of¬ 
fensichtlich braucht die Politik den 
Druck von der Straße“, so Harald 
Schaum. Er forderte die Tariftreue 
bei allen öffentlichen Aufträgen ein 
und faire Bedingungen am Bau. Er 
verurteilte, dass „die Arbeitgeber in 
der diesjährigen Bautarifrunde unse¬ 
re Kolleginnen und Kollegen nur mit 
lächerlichen Erhöhungen abspeisen“, 
trotz bester Auftragslage. „Sie lassen 
ihre Bauarbeiter oft stundenlang un¬ 
bezahlt zur Baustelle fahren, obwohl 
die Bauarbeiter nichts dafür können, 
wenn ihr Chef weit entfernte Aufträ¬ 
ge annimmt. ... Schnelle, nach oben 
orientierte Angleichung der Ostlöh¬ 
ne an die Westlöhne nach 28 Jahren 
deutsche Einheit? Nicht mit den Ar¬ 
beitgebern. Der Lohn des Kollegen 
im Westen soll langsamer steigen, da¬ 
mit die Kollegen im Osten auf schlie¬ 
ßen können. Dazu sagen die Bauleute 
,Nein. Wir haben die Schnauze voll.’ 
... Scheitert die Schlichtung, dann gibt 
es Bambule am Bau! Dann schmeißen 
die Bauleute die Arbeit hin. Basta!“ 
Klare Worte. 

Auch machte er eindeutige An¬ 
sagen zur Abschaffung der Mini¬ 
jobs und Ersetzung durch normale 


Teilzeitverträge. Jede Arbeitsstun¬ 
de muss sozialversicherungspflichtig 
sein. Und sachgrundlose Befristungen 
sollen ebenso abgeschafft werden. Er 
wandte sich gegen die Forderung der 
Arbeitgeber, das Arbeitszeitgesetz 
zu lockern, denn es ist „schon heute 
löchrig wie ein Schweizer Käse“. „In 
sogenannten ,Experimentierräumen’ 
soll jetzt ausprobiert werden, wie vie¬ 
le Stunden Menschen vielleicht arbei¬ 
ten können, bevor sie lange vor dem 
Rentenalter völlig kaputt gehen. Oder 
ihre Ehe scheitert. Oder die Kinder 
verwahrlosen. Oder sie bauen immer 
mehr Unfälle. Da entpuppt sich der 
angebliche Experimentierraum als 
Labor für fiese Menschenversuche! 
Wir sagen dazu klipp und klar: Nein! 
Das Arbeitszeitgesetz darf nicht für 
solche Menschenversuche auf dem 
Rücken von Beschäftigten geändert 
werden!“ 

Zum Schluss seiner Rede bezog er 
sich nochmals auf das Motto des DGB 
zum 1. Mai: „Solidarität - das war im¬ 
mer unsere Stärke. Wenn wir gespal¬ 
ten waren, haben immer nur die Ar¬ 
beitgeber gewonnen. Wehren wir uns 
gegen die Spalter. Zusammen sind wir 
stark!“ 

Christa Hourani 
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Abrüsten statt Auf rüsten! 


Bundesweit beteiligten sich am i. Mai 340 000 Kolleginnen und Kollegen an 
Veranstaltungen ihrer Gewerkschaften.„Wir stehen für Solidarität, Vielfalt und 
Gerechtigkeit. Dafür kämpfen Gewerkschaften“, hieß es im Aufruf des DGB. Und 
auch:„Wir demonstrieren gegen Krieg und Intoleranz, Rassismus und Rechtspo¬ 
pulismus.“ 

Die Mitglieder der DKP waren dabei, z. B. mit der Forderung nach Arbeitszeitver¬ 
kürzung. Wie auf unserem Bild im Hamburg unterstützten sie auch die Forde¬ 
rungen der Kolleginnen und Kollegen in der Pflege nach Entlastung. Die Partei 
sammelte auch Unterschriften unter den Aufruf „Abrüsten statt Aufrüsten“ und 
warb für das UZ-Pressefest 2018. WSK 


Zwischenbilanz 

Betriebsratswahl 

Wie weiter im Kampf gegen Rechts? 


Zum ersten Mal seit 1945 haben Fa¬ 
schisten organisiert versucht, rechts¬ 
extreme Listen bei den Betriebsrats¬ 
wahlen aufzustellen, um sich damit in 
den Betrieben zu verankern. Die Be¬ 
triebsratswahlen sind noch nicht ab¬ 
geschlossen, aber wir wollen trotzdem 
eine Zwischenbilanz ziehen. 

Bundesweit werden ca. 180 000 
Betriebsräte gewählt. Bis jetzt ist be¬ 
kannt, dass die rechten Listen 19 Man¬ 
date über ihre eigenen Listen errei¬ 
chen konnten. Sicherlich sind einige 
weitere Rechte über andere Listen in 
Betriebsratsgremien gewählt worden, 
was sich aber erst im Laufe der Zeit 
zeigen wird. 

Über die Listen „Zentrum Auto¬ 
mobil“ sind Rechte in drei Daimler- 
Werken vertreten: In Untertürkheim 
haben sie sechs von 47, in Sindelfingen 
zwei von 59 und in Rastatt drei von 35 
Betriebsratssitzen bekommen - also 
insgesamt elf Sitze. In der Daimler- 
Zentrale hatten sie kandidiert, aber 
mit nur 108 von über 6 600 abgege¬ 
benen Stimmen keinen Sitz erreicht. 
Im Raum Stuttgart sind darüber hin¬ 
aus bei Stihl in Waiblingen zwei Rech¬ 
te in das 25-köpfige Betriebsratsgre¬ 
mium gewählt worden. Außerdem 
sind sie in Leipzig in zwei Betrieben 
vertreten. Dort treten sie unter dem 
doch sehr harmlos klingenden Na¬ 
men „Interessengemeinschaft Beruf 
und Familie“ (IG BuF) auf. Bei Por¬ 
sche in Leipzig konnten Rechte zwei 
von 33 und bei BMW Leipzig vier von 
35 Mandaten erreichen. Das zeigt ihre 
Schwerpunkte: Das ist zum einen die 
Automobilindustrie, regional sind es 
der Raum rund um Stuttgart und im 
Osten Leipzig. 

Die gewonnenen Mandate sind 
nicht zu Lasten der IG Metall gegan¬ 


gen, sie hat meist sogar zugelegt. Es 
haben eher kleinere Listen wie die 
Christlichen und Unabhängigen ver¬ 
loren. Das zeigt, dass den Kolleginnen 
und Kollegen eine starke Interessen¬ 
vertretung wichtig ist. 

Vergleichen wir das Ergebnis der 
Rechten mit ihren Ankündigungen, 
sind sie weit hinter ihren Zielen ge¬ 
blieben. Auf den Websites von „Ein- 
Prozent“ und „Zentrum Automobil“ 
heißt es zum Beispiel: „Generalangriff 
auf die Vormachtstellung des DGB“, 
„Zentrum räumt ab“, „ein neuer Auf¬ 
bruch“ oder „treten überall alternative 
Kandidaten an und jagen Etablierten 
wichtige Posten ab“. Von diesen groß¬ 
kotzigen Ankündigungen sind sie er¬ 
freulicherweise sehr weit entfernt. Die 
Kolleginnen und Kollegen sehen die 
Rechtsextremen nicht als die besseren 
Interessenvertreter, die gesellschaftli¬ 
che Rechtsentwicklung der letzten Jah¬ 
re spiegelt sich bei den Betriebsrats¬ 
wahlen (noch) nicht wider. 

Das bedeutet aber nicht, dass wir 
die Hände in den Schoß legen kön¬ 
nen. Jedes Mandat für die Rechten 
ist eins zu viel. Entwickeln wir für die 
kommenden Jahre keine wirkungsvol¬ 
le Strategie, werden sie ihren Einfluss 
weiter ausbauen. Das zeigt das Beispiel 
Daimler Untertürkheim. Die Rechten 
erhielten 2010 zwei, 2014 vier und 2018 
sechs Mandate. 

Das beste Mittel gegen Rechts ist 
eine kämpferische Gewerkschaftspo- 
litik. Ein Ende der Co-Management- 
Politik und Standortlogik ist dring¬ 
lich, sind sie doch der Nährboden für 
die Rechten. Unsere Gewerkschaften 
müssen wieder zu Kampforganisatio¬ 
nen der abhängig Beschäftigten wer¬ 
den. 

Christa Hourani 


Manfred Dietenberger zur Erwerbsarmut 


Regierungspolitik 


Der gegenwärtig Millionen Menschen 
zugemutete gesetzliche Mindestlohn 
von 8,84 Euro pro Stunde reicht in 
19 der 20 größten bundesrepublika¬ 
nischen Städte nicht für ein Leben 
oberhalb des Existenzminimums aus. 
Sie sind daher zusätzlich auf staatliche 
Unterstützung angewiesen. Dies trotz 
einer 37,7-Stunden-Arbeitswoche Ma¬ 
loche. Geringverdiener erhalten - falls 
ihr Verdienst unter der Anspruchshöhe 
des Arbeitslosengelds II hegt - staatli¬ 
che Zuschüsse, das ist aber ein schwa¬ 
cher Trost. 

Die Zahl berufstätiger Menschen 
in Deutschland, die trotz ihrer Arbeit 
unter die Armutsschwelle fielen, hat¬ 
te sich zwischen 2004 und 2014 mehr 
als verdoppelt. Damit stieg die Er¬ 
werbsarmut in der Bundesrepublik 
in diesem Jahrzehnt stärker an als in 
jedem anderen EU-Land. Der Anteil 
der 18- bis 64-Jährigen erwerbstätigen 
Inländer, die weniger als 60 Prozent 
des durchschnittlichen Einkommens 
zur Verfügung hatten und damit als 
arm gelten, lag 2004 bei 4,8 Prozent. 
2014, nur zehn Jahre danach, waren 
es 9,6 Prozent. Das sind waren fast 4,1 
Millionen arbeitende Arme. Es der ge¬ 
stiegene Druck, der Arbeitslose dazu 
zwingt, auch Jobs mit schlechter Be¬ 
zahlung oder niedrigerem Stundenum¬ 
fang anzunehmen. Das führt unweiger¬ 
lich dazu, dass auch die Erwerbsarmut 
steigt, weil so aus arbeitslosen armen 
Haushalten erwerbstätige arme Haus¬ 
halte werden. 

Das gewerkschaftliche Wirtschafts¬ 
und Sozialwissenschaftliche Institut 
(WSI) hat errechnet, wie hoch der 
Stundenlohn eines Single-Arbeitneh¬ 
mers bei einer 37,7-Stunden-Woche 


sein müsste, um ohne Aufstockungs¬ 
leistungen über die Runden zu kom¬ 
men. Während die gesetzlichen 8,48 
Euro je Stunde dafür in Leipzig gerade 
reichen, müsste derselbe Beschäftigte 
zum Beispiel in München rund 45 Pro¬ 
zent mehr, also 12,77 Euro pro Stunde 
verdienen. 

Weitere Millionen Arbeiterinnen 
und Arbeiter werden nur mit Niedrig¬ 
löhnen für ihr Schuften entlohnt. Rund 

3.7 Millionen Beschäftigte (das sind 

17.7 Prozent aller sozialversicherungs¬ 
pflichtig Vollzeitbeschäftigten) kom¬ 
men trotz Vollzeitjob nicht über ein 
Monatsbrutto von 2 000 Euro, hinaus. 
Dennoch behaupten die CDU/CSU- 
und SPD-Koalitionäre - besonders oft 
Frau Merkel -, in Deutschland gehe es 
uns doch gut. Mit „ Uns“ meint Mer¬ 
kel nicht die Mehrheit der Menschen 
in unserem Lande. Mit „Uns“ meint 
Merkel die Konzerne und Oligarchen, 
die Miet-Haie und die Spekulanten. 

Das muss nicht so bleiben. Auf 
dem SPD-Sonderparteitag in Wiesba¬ 
den bekannte Simone Lange, Nahles’ 
Gegenkandidatin: „Wir haben in Kauf 
genommen, dass diese Millionen in 
Armut leben.“ Und: „Bei diesen Men¬ 
schen möchte ich mich entschuldigen.“ 
Immerhin teilte ein Drittel der Dele¬ 
gierten ihre Position. Aber es bleibt da¬ 
bei, trotz SPD und alledem: Wer sich 
also von dieser Regierung eine Wen¬ 
de hin zu einer sozialen Republik ver¬ 
spricht, geht irr. Nicht die Optimierung 
und bedingungslose Verteidigung des 
Industriestandorts der Deutschland 
AG ist die Aufgabe von Gewerkschaf¬ 
ten. Auf der Tagesordnung der Arbei¬ 
terbewegung steht die Umverteilung 
des Reichtums und der Arbeit. 
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Arbeitsdruck und 
niedriger Lohn 

ver.di-Kampf bei Amazon 


D er Amazon-Chef Jeff Bezos wird 
auf ein Vermögen von 120 Milli¬ 
arden US-Dollar geschätzt und 
wäre damit der reichste Mann der Welt. 
Für seine „Leistungen“ und sein „visio¬ 
näres Unternehmertum“ erhielt er ge¬ 
rade den „Axel Springer Award 2018“ 
Während in der Axel-Springer-Zentra- 
le gefeiert wurde, protestierte vor der 
Tür die Gewerkschaft ver.di gegen die 
„Leistungen“ des Jeff Bezos, Hunder¬ 
te Amazon-Beschäftigte aus Deutsch¬ 
land, Polen, Italien und Spanien woll¬ 
ten ihrem Chef zeigen, was sie von ihm 
halten. Für die Beschäftigten bedeutet 
ein Job bei Amazon: Hoher Arbeits¬ 
druck und niedriger Lohn. 

Bezos lehnt Gewerkschaften als 
Verhandlungspartner prinzipiell ab, 
weil er seinen Expansionskurs sonst 
nicht in diesem Ausmaß auf dem Rü¬ 
cken der Beschäftigten durchsetzen 
könnte. Zur ver.di-Kritik an der Ar¬ 
beitshetze und den Amazon-Löhnen, 
die in Deutschland mancherorts nur 


10,52 Euro die Stunde betragen, sag¬ 
te er bei der Springer-Party: „Ich bin 
sehr stolz auf unsere Arbeitsbedingun¬ 
gen. Ihr bin sehr stolz auf die Gehäl¬ 
ter, die wir zahlen.“ Kann er auch sein, 
schließlich wird er umso reicher, je we¬ 
niger er den Kolleginnen und Kollegen 
bei Amazon zahlt. 

ver.di hat den Kampf mit einem 
Konzern aufgenommen, der im welt¬ 
weiten Online-Handel durch einen ag¬ 
gressiven Kurs bereits zum Monopo¬ 
listen geworden ist. Für diesen Kampf 
vernetzt sich ver.di international. Im 
November 2017 hatte es bereits einen 
zeitgleichen Streik an sechs Amazon- 
Standorten in Deutschland mit den 
italienischen Kolleginnen und Kolle¬ 
gen bei Amazon in Piacenza gegeben. 
2016 stimmten Beschäftigte an drei 
polnischen Amazon-Standorten für 
einen Streik, gemäß des restriktiven 
polnischen Arbeitsrechts wurde eine 
Arbeitsniederlegung jedoch untersagt. 

Im 



Amazon-Logistikzentrum in Spanien 


Ziel ist Tarifvertrag 

Internationale Vernetzung soll Druck erhöhen 

Die UZ sprach mit Lena Widmann, Sekretärin für den Fachbereich Handel in der 
ver.di-Bundesverwaltung. 


UZ: In Deutschland weigert sich Ama¬ 
zon, die Beschäftigten nach dem Ein¬ 
zelhandelstarif zu bezahlen. Wie agiert 
Amazon außerhalb der BRD gegenüber 
den Kolleginnen und Kollegen? 

Lena Widmann: In einigen Ländern 
gibt es andere gesetzliche Rahmen¬ 
bedingungen, an die sich Amazon na¬ 
türlich halten und sich zum Teil auf 
Gespräche einlassen muss. Einen ge¬ 
meinsam verhandelten Tarifvertrag, 
so wie wir und unsere Mitglieder bei 
Amazon ihn fordern, gibt es jedoch 
nirgendwo. 

UZ: Mit welchen Gewerkschaften arbei¬ 
tet ver.di international zusammen, um 
auf Amazon Druck auszuüben? 

Lena Widmann: Wir haben über un¬ 
seren Dachverband UNI global union 
Kontakt zu Gewerkschaften weltweit, 
so dass eine gute Vernetzung über Län¬ 
dergrenzen hinweg möglich ist. 

UZ: Wie sieht die internationale Vernet¬ 
zung der Gewerkschaften aus? 

Lena Widmann: Amazon arbeitet 
höchst standardisiert und ist somit in¬ 
ternational gut vergleichbar. Interna¬ 


tionale Netzwerke schaffen die Basis, 
um voneinander zu lernen. Zudem ist 
Amazon ein global agierender Player, 
da ist es aus gewerkschaftlicher Sicht 
mehr als sinnvoll, auch in internationa¬ 
len Kontexten zu denken, denn Ama¬ 
zon erschließt immer mehr Länder. Un¬ 
ser Dachverband unterstützt uns dabei 
durch regelmäßige Treffen. 

UZ: Ist es euer Ziel, durch diese Koope¬ 
ration auch einen spürbaren Druck auf 
den Betriebsablauf bei Amazon auszu¬ 
üben oder geht es euch eher um die Öf¬ 
fentlichkeitswirksamkeit? 

Lena Widmann: Ziel aus unserer Sicht 
und aus der der Beschäftigten und Mit¬ 
glieder ist es, den Tarifvertrag bei Ama¬ 
zon zu bekommen. Dafür muss Ama¬ 
zon weg von seiner Verweigerungshal¬ 
tung und hin an den Verhandlungstisch. 
Die Beschäftigten in Deutschland 
kämpfen dafür zum Teil seit fünf Jah¬ 
ren. Wenn wir durch internationale 
Vernetzung den Druck auf Amazon er¬ 
höhen können, mit uns zu verhandeln, 
bringt uns das einen erheblichen Schritt 
weiter. Deshalb führen wir das länder- 
übergreifende Netzwerk zielgerichtet 
fort und treiben es voran. 

Die Fragen stellte Werner Sarbok 



«Ist die Ausbeutung des Arbeiters durch den 
Fabrikanten so weit beendigt, daß er seinen 
Arbeitslohn bar ausgezahlt erhält, so fallen die 
anderen Teile der Bourgeoisie über ihn her, der Haus¬ 
besitzer, der Krämer, 
der Pfandleiher usw.» 


Lautlose Erpressung 

Eisenacher Opelaner kämpfen um ihre Arbeitsplätze 


D ie Situation bei Opel spitzt sich 
zu: Das Management verlangt 
von den 19 000 deutschen Opel- 
Beschäftigten den Verzicht auf die Ta¬ 
riferhöhung von 4,3 Prozent, auf über¬ 
tarifliche Lohnbestandteile sowie das 
Urlaubs- und Weihnachtsgeld. 

Nur unter der Voraussetzung eines 
solchen Verzichts ist PSA bereit, am 
Standort Eisenach gerade mal so viel 
zu investieren, dass dort ein Fahrzeug¬ 
modell produziert werden kann. Damit 
wäre das Werk aber nur zur Hälfte aus¬ 
gelastet und somit wäre trotz Lohnver¬ 
zichts eine Halbierung der 1 800-köpfi- 
gen Belegschaft die Folge. 

IG Metall und Betriebsrat bezeich¬ 
nen dieses Vorgehen zu Recht als Er¬ 
pressung und berufen sich auf die 
Pflicht zur Einhaltung aller abgeschlos¬ 
senen Tarifverträge. Dazu gehören auch 
die Tarifverträge mit dem alten Eigen¬ 
tümer GM zur Auslastung aller Werke 
in Deutschland immerhin bis zum Jahr 
2020, die PSA mit seinem Vorgehen 
bricht. 

Dagegen regt sich Widerstand. Nach 
Jahren des Lohnverzichts scheinen die 
Kollegen zu wissen, dass so keine Si¬ 
cherheit zu erreichen ist. Auf einer ers¬ 
ten Protestaktion am 24. April in Ei¬ 
senach waren Solidaritätsdelegationen 
der anderen Standorte anwesend. Das 
lässt hoffen, dass IGM und Betriebs¬ 
rat anders als vor fünf Jahren bei der 
Schließung von Opel Bochum auf die 
Solidarität der ganzen Belegschaft set¬ 
zen und nicht bereit sind, einen Stand¬ 
ort fallen zu lassen. 

Das Management konnte in einer 
Einigungsstelle bereits einen „sozial- 
verträglichen“ Arbeitsplatzabbau von 
3 700 Stellen (die Hunderte entlassene 
Leiharbeiter sind dabei noch nicht ein¬ 
mal berücksichtigt) durchsetzen. Über 
Altersteilzeit, Vorruhestandsprogram¬ 
me und freiwillige Abfindungen sol¬ 
len Kollegen gehen. Außerdem werden 
durch Kurzarbeit und die Kürzung der 


40-Stunden-Verträge auf die tariflichen 
35 Stunden kurzfristig Kosten gesenkt. 

Der Run auf die Ausstiegsprogram¬ 
me ist groß. Laut Betriebsrat gibt es 
bereits mehr als genug Freiwillige, die 
über die Altersteilzeit- und Vorruhe¬ 
standsregelungen gehen wollen. Trotz¬ 
dem werden vom Management die 
Abfindungsprogramme mit viel Tem¬ 
po weiter vorangetrieben. In einer in¬ 
ternen Mitarbeiternachricht fragt der 
Betriebsrat daher: „Wieso will die Ge¬ 
schäftsleitung mehr Personal abbauen, 
als von ihr selbst in der Einigungsstel¬ 
le und gegenüber IG Metall vorgetra¬ 
gen?“ Da die gesetzlich notwendige 
„Massenentlassungsanzeige“ erst am 
25. April beim Betriebsrat eingegan¬ 
gen ist, hat dieser den Personalabbau 
zunächst stoppen können, bis die 14-tä- 
gige Anhörungsfrist abgelaufen ist. 

Im Zusammenhang mit den fehlen¬ 
den Investitionszusagen für die Stand¬ 
orte entsteht so eine sehr gefährliche 
Situation. Die Lage erinnert fatal an 
die Werksschließung von PSA Aulnay 
in 2013. Intern war schon 2011 entschie¬ 
den worden, dass das Werk geschlossen 
wird. Um die Belegschaft ruhig zu hal¬ 
ten und weitere Zugeständnisse zur 
„Rettung“ des Werks durchzusetzen, 
wurde der Beschluss aber verheimlicht. 

Am Rande der Aktionärsversamm¬ 
lung von PSA sagt dessen Chef Tava- 
res in Bezug auf den Konflikt mit der 
IG Metall: „Das wird noch etwas Lärm 
machen.“ Er macht damit deutlich, 
dass er eine harte Linie fahren will und 
ein Nachgeben für ihn vor dem Hin¬ 
tergrund der gigantischen weltweiten 
Überkapazitäten und dem gnadenlosen 
Konkurrenzkampf der Automobilkon¬ 
zerne nicht in Frage kommt. 

Dabei setzt PSA auf die Strategie, 
die Standorte einzeln abzufrühstücken 
und internationale Solidarität gar nicht 
erst aufkommen zu lassen. Nach den 
vorangegangenen massiven Kürzun¬ 
gen in den französischen Werken von 


PSA wurden inzwischen auch an den 
anderen Opel-Standorten in Spanien, 
England, Ungarn, Polen und Österreich 
entsprechende Vereinbarungen mit den 
Gewerkschaften abgeschlossen. Aus 
Angst um die Zukunft ihrer Standorte 
haben die Kollegen dort bereits Lohn¬ 
verzicht und Arbeitszeitflexibilisierung 
zugestimmt. Jetzt konzentriert sich das 
Feuer auf die deutschen Belegschaften. 

Der Betriebsrat hat den genannten 
Arbeitsplatzabbau letztlich ohne Wi¬ 
derstand hingenommen. Die IG Metall 
hat gegen eine Beschäftigungsgarantie 
bis 2025 sogar Lohnverzicht in Aussicht 
gestellt. Beide sind aber mit ihren Kom¬ 
promissavancen bei PSA auf taube Oh¬ 
ren gestoßen. Sie scheinen ehrlich em¬ 
pört und entsetzt über das Vorgehen 
von PSA zu sein. Die Co-Management- 
gewohnten Strukturen werden durch 
die Unnachgiebigkeit der Kapitalseite 
in die Konfrontation getrieben. Ganz 
ungewollt und ungewohnt findet sich 
die IG Metall nun in der Rolle des letz¬ 
ten Widerstandsnests in Europa. 

Jetzt kommt alles darauf an, dass die 
Einheit der Opel-Belegschaften hält, 
damit vielleicht doch noch internatio¬ 
nale Unterstützung aus anderen euro¬ 
päischen Standorten von PSA mobili¬ 
siert werden kann, und gegen die welt¬ 
weiten Überkapazitäten hilft letztlich 
nur einer konzernübergreifende ge¬ 
werkschaftliche Gegenstrategie. 

Wertvolle Zeit hierfür ist bereits 
nutzlos vertan worden. Schon vor ei¬ 
nem Jahr hatte eine Gruppe von Ver¬ 
trauensleuten verlangt, sich auf die 
schon damals aus den Erfahrungen 
der PSA-Kollegen absehbaren An¬ 
griffe vorzubereiten und mit der CGT 
die notwendige Zusammenarbeit auf¬ 
zubauen. Damals hieß es aus der BR- 
Zentrale, jetzt sei erst einmal Ruhe die 
erste Bürgerpflicht und man dürfe den 
Arbeitsplatzabbau nicht herbeireden. 
Diese Ruhe hat die Gegenseite genutzt, 
wir leider nicht. Carmen Stachowiak 
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Opel-Produktion im Werk Eisenach 
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E s droht Gefahr. Laut dem geplanten 
neuen bayerischen Polizeiaufgaben¬ 
gesetz (PAG) soll künftig nicht nur 
die konkrete Bedrohung, sondern die als 
möglich anzunehmende drohende Ge¬ 
fahr der Polizei umfassende Befugnisse 
zugestehen. 

Bereits 2017 wurde der Polizei er¬ 
möglicht, elektronische Fußfesseln an 
sogenannte „Gefährder“ zu verteilen, 
Menschen ohne richterlichen Beschluss 
bis zu drei Monate ins Gefängnis zu wer¬ 
fen (die Haft kann anschließend alle drei 
Monate durch einen Richter verlängert 
werden), Kontaktverbote sowie Hausar¬ 
rest oder Aufenthaltsverbote auszuspre¬ 
chen. Nun soll ihr auch noch ermöglicht 
werden, Konten und Gelder zu sperren, 
Post zu beschlagnahmen und zu öffnen, 
Daten zu durchsuchen, zu löschen und 
zu verändern, Verschlüsselungen zu kna¬ 
cken, Kommunikationskanäle zu unter¬ 


brechen, V-Leute anzuwerben und zu 
führen und anhand von DNA-Daten 
Rückschlüsse auf Augen-, Haar- und 
Hautfarbe zu ziehen. 

All diese Mittel darf sie bereits bei 
der drohenden Gefahr einsetzen. Was 
solch eine drohende Gefahr sein soll, 
wird allerdings nicht definiert - und 
zwar bewusst. Drohende Gefahr ist ein 
schwammiger Begriff, unter dem die 
Polizei alles Mögliche fassen kann. Die 
Polizei phantasiert im Vorfeld von De¬ 
monstrationen immer wieder gewalttä¬ 
tige Ausschreitungen herbei, nach dem 
Begriff der drohenden Gefahr dürften 
alle Teilnehmer einer Demonstration 
als Gefährder eingestuft werden - un¬ 
abhängig von konkreten Anhaltspunk¬ 
ten. Auch kann eine drohende Gefahr 
in einem Streik gegen eine Werksschlie¬ 
ßung gesehen werden und „Rädelsfüh¬ 
rer“ damit zu Gefährdern erklärt wer¬ 


den. Damit wird ein Grundprinzip des 
Strafrechts, nämlich die UnschuldsVer¬ 
mutung, umgekehrt. Fortan müssten Ge¬ 
fährder aus der Haft heraus beweisen, 
dass sie keine Gefahr darstellen. Bei On- 
line-Durchsuchungen könnte die Polizei 
Daten so verändern, dass belastende Be¬ 
weise dadurch entstehen. Den Betroffe¬ 
nen bliebe kaum eine Chance, das Ge¬ 
genteil zu beweisen. 

Gegen dieses Polizeiaufgabengesetz 
hat sich ein breites Bündnis gegründet. 
Der Widerstand gegen dieses Polizeiauf¬ 
gabengesetz ist dabei äußerst vielfältig. 
Von der FDP, der Partei „Die Linke“, 
Grünen, SPD über die Gewerkschaften, 
den bayerischen Journalistenverband, 
das Münchner Bündnis gegen Krieg und 
Rassismus, die DKP, die Roten Hilfe, 
die VVN-BdA bis hin zu linksradikalen 
Gruppen bildete sich eine breite Front, 
ähnlich wie gegen das bayerische Ver¬ 


sammlungsgesetz. Die CSU versucht die¬ 
ses Gesetz nun noch vor den Landtags¬ 
wahlen im Landtag durchzupeitschen. 
Dabei wetterte sie mit einem Dring¬ 
lichkeitsantrag im Bayerischen Landtag 
gegen das Bündnis, da sich dort auch 
„mehrere Gruppierungen, die im Ver¬ 
fassungsschutzbericht 2017 aufgeführt 
sind (wie z.B. DKP, Linksjugend [’solid] 
Landesverband Bayern, Rote Hilfe OG 
München“ beteiligten. Die „demokrati¬ 
schen Kräfte“ in diesem Bündnis sollten 
diese „verfassungsfeindlichen Organisa¬ 
tionen“ ausschließen oder das „umstrit¬ 
tene Bündnis“ verlassen. 

Für einige Beteiligte ist der Protest 
gegen das PAG tatsächlich vor allem 
Wahltaktik: Die Vertreterin der Grünen 
im Bündnis noPAG und Spitzenkandi¬ 
datin zu den Landtagswahlen, Kathari¬ 
na Schulze, kann sich nach den Wahlen 
eine Koalition mit der CSU vorstellen. 
Auch in anderen Bundesländern pla¬ 
nen Grüne und SPD ähnliche Polizei¬ 
aufgabengesetze, während sie sich hier 
als energische Gegner präsentieren. Es 
ist zu erwarten, dass die drastischsten 
Maßnahmen dieses Gesetzes womöglich 
noch entschärft werden, um auch diese 
Kräfte mit ins Boot zu holen. 


Das Entscheidendste an diesem Ge¬ 
setz sind aber nicht einzelne Maßnah¬ 
men, sondern der Charakter: Das Gesetz 
soll umfassende Eingriffsmöglichkeiten 
der Polizei ermöglichen, um sich gegen 
Proteste zu wappnen. Die Aufrüstung 
der Bundeswehr, die Verdoppelung des 
Rüstungsetats und die stärkere Einmi¬ 
schung in vielen Kriegen muss an der 
„Heimatfront“ abgesichert werden. Im¬ 
perialistische Aggression nach außen 
geht einher mit stärkerer Repression 
nach Innen. Das Polizeiaufgabenge¬ 
setz bietet die Möglichkeit, stärker an 
der Heimatfront durchzugreifen, falls 
es notwendig werden würde. Das Ge¬ 
setz soll damit auch Vorbild für andere 
Bundesländer werden - mit dem ehe¬ 
maligen bayerischen Ministerpräsiden¬ 
ten als neuem Innenminister sitzt ein 
Fürsprecher am entscheidenden Hebel. 
Der Widerstand dagegen wird maßgeb¬ 
lich davon abhängen, wie wir es schaf¬ 
fen, diesen Charakter und den Zusam¬ 
menhang zu den Aufrüstungsplänen der 
Bundesregierung herzustellen. Abrüsten 
statt Aufrüsten gilt also nicht nur für die 
Bundeswehr nach außen, sondern auch 
für die Polizei nach Innen. 

Tom Talsky 


Die drohende Gefahr 

Das neue bayerische Polizeiaufgabengesetz soll Ruhe an der 
Heimatfront schaffen 



Die Polizei bereitet sich in Bayern für einen möglichen Bürgerkrieg vor 



«Die Bourgeoisie hat kein 
anderes Band zwischen 
Mensch und Mensch 
übriggelassen als die 
gefühllose, bare Zahlung 
(...) Sie hat, mit einem 
Wort, an die Stelle der 
mit religiösen und politi¬ 
schen Illusionen ver¬ 
hüllten Ausbeutung die 
offene, unverschämte, 
direkte, dürre Ausbeu¬ 
tung gesetzt.» 


PapyRossa Verlag I LuxemburgerStr. 202, 50937 Köln 
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Transatlantischer Hardliner 

Die Haltung des neuen Außenministers stößt auch in der SPD auf Widerstand 


Wer ist der neue Außenminister Hei¬ 
ko Maas (SPD)? Ein transatlantischer 
Hardliner oder nur ein prinzipienlo¬ 
ser Karrierist? Etwa eineinhalb Mo¬ 
nate steht der studierte Jurist nun 
dem Außenamt vor - und hat nicht 
nur in Bezug auf die Politik gegen¬ 
über Russland deutlich andere Ak¬ 
zente gesetzt als seine Vorgänger 
Steinmeier und Gabriel. Ob nun Skri- 
pal, Syrien, die Krim oder die Ostuk¬ 
raine: Maas scheint fest entschlossen 
die deutsche Russlandpolitik zu ver¬ 
schärfen. Und unterstützt damit den 
gefährlichen Weg der NATO. 

Der neue Außenminister wirft 
Russland vor, es definiere sich selbst 
„in Gegnerschaft zum Westen“ - und 
negiert die ständigen Gesprächsan¬ 
gebote der russischen Regierung. Er 
kritisiert die angebliche Blockadehal¬ 
tung Moskaus im UN-Sicherheitsrat 
nach dem Giftgaseinsatz in Syrien. Er 
rechtfertigt die Ausweisung von vier 
Diplomaten aus Großbritannien in¬ 
folge des Anschlags auf einen russi¬ 
schen Ex-Agenten und dessen Toch¬ 
ter, obgleich bis heute die Hintergrün¬ 
de des Anschlags nicht geklärt sind. 
Er rechtfertigt auch die folgende Aus¬ 
weisung von russischen Diplomaten 
aus der Bundesrepublik. Als FDP und 
Linkspartei unlängst Russlands Rück¬ 
kehr zur Gruppe der sieben großen 
Industriestaaten G7 forderten, erteil¬ 
te der Außenminister ihren Forderun¬ 
gen eine klare Absage. 

In Teilen der SPD stößt das auf 
Unverständnis und Widerstand. Ent¬ 
spannungspolitik, Dialog hätten im¬ 


mer mehr gebracht als „Säbelras¬ 
seln“. Maas, den man ja selbst für 
das Außenamt vorgeschlagen hatte, 
schade nun der Glaubwürdigkeit der 
Partei. Auf einer Präsidiumssitzung 
der Partei am 22. April in Wiesba¬ 
den, Maas war auf der Reise zum 
G7-Gipfel, äußerten zum Beispiel 
die Ministerpräsidenten Manuela 
Schwesig (Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern) und Stephan Weil (Nieder¬ 
sachsen) sowie der stellvertretende 
SPD-Vorsitzende Ralf Stegner Kri¬ 
tik. Weil erklärte, in der SPD habe es 
immer einen außenpolitischen Kon¬ 
sens darüber geben, dass man auf 
eine „Verständigung“ mit Russland 
setze und stets „Signale der Verstän¬ 
digung“ sende. Nun gebe es in der 
Partei „weit verbreitete Irritationen“, 
dass dieser Akzent - durch Maas - 
zu wenig gesetzt werde. Zuvor, am 
14. April, hatten die Carl-Friedrich- 
von-Weizsäcker-Stiftung und die 
entsprechenden Gesellschaften in 
Deutschland, der Schweiz und Ös¬ 
terreich einen „Aufruf zu gemein¬ 
sam angewandter Vernunft“ veröf¬ 
fentlicht, den auch Sozialdemokra¬ 
ten wie der frühere Außenminister 
Sigmar Gabriel, Ex-Innenminister 
Otto Schily und Mathias Platzeck, 
ehemaliger Brandenburger Minis¬ 
terpräsident, unterzeichnet haben: 
„Die Alternative zur Entspannung 
und zum Ausgleich unterschiedlicher 
Interessen auf der Basis gegenseiti¬ 
ger Berechenbarkeit und gegensei¬ 
tigen Vertrauens ist weder rational 
noch moralisch zu verantworten, so¬ 


wenig wie das Verdrängen gemein¬ 
samer Verantwortung.“ 

Auch die Haltung von Maas zur 
NATO ist in der SPD nicht unum¬ 
stritten. Während sein Amtsvorgänger 
Sigmar Gabriel noch vor „blindem 
Gehorsam“ gegenüber Washington 
gewarnt, das Streben nach dem 2-Pro- 
zent-Ziel bei den Militärausgaben zu¬ 
mindest als „naiv“ bezeichnet hatte, 
scheint Außenminister Heiko Maas 
dem transatlantischen Bündnis weit¬ 
aus „treuer“ zu sein. Angeblich will er 
damit den politischen Spielraum der 
Bundesregierung gegenüber den ei¬ 
genen Verbündeten vergrößern. Des¬ 
halb wohl begrüßte Maas den Militär¬ 
schlag der USA, Großbritanniens und 
Frankreichs auf angebliche syrische 
Chemiewaffeneinrichtungen als „ein 
angemessenes und erforderliches Si¬ 
gnal“ - und musste sich anschließend 
vom Wissenschaftlichen Dienst des 
Bundestages belehren lassen, die¬ 
ser sei völkerrechtswidrig gewesen. 
Deshalb wohl seine Zustimmung zur 
Ausweitung des NATO-Ausbildungs¬ 
einsatzes im Irak. Maas sicherte am 
vorigen Freitag auf dem Treffen der 
NATO-Außenminister in Brüssel der 
NATO zugleich höhere deutsche Mi¬ 
litärausgaben zu. „Ich glaube, dass 
Deutschland, was die Wahrnehmung 
der internationalen Verantwortung 
angeht, außerordentlich präsent ist. 
Und dass wir auch unsere Bünd¬ 
nisverpflichtungen gegenüber der 
NATO erfüllen, was die Finanzie¬ 
rungsfragen angeht.“ 

Nina Hager 
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Unaufgeklärter 

NSU-Terror 

Trotzdem könnten Urteile gegen Zschäpe 
und Mitangeklagte schon im Juli fallen 


f «Wodurch überwindet die Bourgeoisie die Krisen? 
Einerseits durch die erzwungene Vernichtung einer 
Masse von Produktivkräften, andererseits durch die 
Eroberung neuer Märkte und die gründlichere Ausbeu 
tung alter Märkte.» 






Man ahnte es schon auf der Demo zum Prozessbeginn 2013 in München. 


N och immer sind die vom neo¬ 
faschistischen Terrornetzwerk 
„Nationalsozialistischer Unter¬ 
grund“ (NSU) begangenen Anschlä¬ 
ge und Morde nicht lückenlos aufge¬ 
klärt, trotzdem könnten die Urteile im 
Münchner NSU-Prozess bereits im Juli 
fallen. So sieht der bisherige Zeitplan 
vor, dass die letzten Plädoyers der An¬ 
wälte der Angeklagten bis Mitte Mai 
gehalten werden sollen. Aufklärungs¬ 
bedarf gibt es hingegen noch genug. 
Während der Landtag von Mecklen¬ 
burg-Vorpommern erst in der letzten 
Woche die Einrichtung eines parla¬ 
mentarischen Untersuchungsausschus¬ 
ses beschlossen hatte, weigert sich der 
Hamburger Senat bis heute, den glei¬ 
chen Schritt zu tun. Somit ist Hamburg, 
wo die NSU-Terroristen Mundlos und 
Böhnhardt am 27. Juni 2001 Süleyman 
Tasköprü ermordeten, nunmehr das 
einzige NSU-Tatortland ohne einen 
entsprechenden Untersuchungsaus¬ 
schuss. 

„Viele Fragen sind nach wie vor 
unbeantwortet, etwa die nach den 
Hintergründen des Mordes, der Iden¬ 
tität der Helfershelfer aus der Stadt 
und den Gründen für das Totalversa¬ 
gen der Sicherheitsbehörden“, erklär¬ 
te dazu die innenpolitische Sprecherin 
der Linksfraktion in der Hamburgi- 
schen Bürgerschaft, Christiane Schnei¬ 
der. „Warum Süleyman Tasköprü? 
Warum die für den Mord sorgfältig 
ausgewählte Schützenstraße? Welche 
Rolle spielte die damals extrem mi¬ 
litante Hamburger Neonaziszene um 
Christian Worch und Thomas Wulff, 
die intensive Kontakte zum engen 
Umfeld von Mundlos, Böhnhardt und 
Zschäpe pflegten? Warum stellten sich 
die hiesigen Sicherheitsbehörden nicht 
einmal die Frage nach einem extrem 
rechten und rassistischen Hintergrund 
des Mordes?“, monierte die Abgeord¬ 
nete. 

Auch die Initiative „NSU-Watch“ 
die den Münchner Prozess und die 
Arbeit der verschiedenen parlamen¬ 
tarischen Untersuchungsausschüsse 


Das neue Buch des Autors Andreas 
Wehr „Europa, wie weiter?“ (Papy- 
Rossa Verlag) war Gegenstand zwei¬ 
er Veranstaltungen in Hessen, die am 
Abend des 23. April in Frankfurt und 
am 24. April in Marburg stattfanden. 
Rund 25 Teilnehmer hatten sich im 
traditionsreichen Club Voltaire in der 
Frankfurter Innenstadt eingefunden, 
um an einer Diskussionsveranstaltung 
mit Andreas Wehr und dem Ökonomen 
Siegfried Müller-Maige (Attac Frank¬ 
furt) teilzunehmen. Beide Diskutanten 
waren im Juni 2016 Erstunterzeichner 
des Aufrufs „Eurexit“, der vor den fata¬ 
len Konsequenzen der Eurorettungspo¬ 
litik warnte und eine Alternative zum 
Euro und die Möglichkeit eines freiwil¬ 
ligen und abgefederten Euro-Ausstiegs 
forderte. Seither haben sich die Kri¬ 
senherde vervielfältigt: Zur weiterhin 
schwelenden Eurokrise kam der Bre- 
xit und die sogenannte Flüchtlingskri¬ 
se. Moderiert wurde die Veranstaltung 
von Pablo Graubner (Autor der Mar¬ 
xistischen Blätter), unterstützt wurde 
sie vom Club Voltaire, Attac Frankfurt, 
den Freidenkern Hessen und den Mar¬ 
xistischen Blättern. 

Siegfried Müller-Maige hob zu¬ 
nächst die Stimmen linker Brexit-Be- 
fürworter hervor, die Andreas Wehr 
in seinem Buch zu Wort kommen lässt 
und über die man hierzulande sonst 
kaum etwas erfahre. Damit würde auch 
das verzerrende und falsche Bild kor- 


kritisch begleitet, fordert, dass Ham¬ 
burg nachzieht und einen eigenen Un¬ 
tersuchungsausschuss einsetzt. „Der 
Prozess in München und die anderen 
Untersuchungsausschüsse konnten die 
Hamburger Fragen nicht klären. Jetzt 
ist die Hansestadt selbst am Zug“, stell¬ 
te die Initiative in einer Stellungnah¬ 
me klar. 

Im November 2011 hatte der da¬ 
malige Hamburger Innensenator Mi¬ 
chael Neumann (SPD) den Angehöri¬ 
gen von Süleyman Tasköprü „lücken¬ 
lose Aufklärung“ zugesichert „Diesem 
Hamburger Aufklärungsversprechen 
wurde bis heute in keiner Weise nach¬ 
gekommen“, beklagte „NSU-Watch“- 
Sprecherin Caro Keller. Nach wenigen 
Sitzungen des Innenausschusses, einer 
knapp 90-seitigen Erklärung und ei¬ 
ner Straßenumbenennung erklärte die 


rigiert, das von hiesigen Medien über 
Brexit-Befürworter vermittelt werde: 
nur Rechte, Rassisten und dumpfe Na¬ 
tionalisten seien gegen diese EU. Zu¬ 
stimmend äußerte er sich auch über 
Wehrs Analyse der heuchlerischen 
Asyl- und Flüchtlingspolitik von Mer¬ 
kel & Co, die sich nicht am Wohl der 
Flüchtenden, sondern an deutschen In¬ 
teressen orientierte. Er merkte jedoch 
an, dass man sich auch fragen müsse, 
wie es denn mit Europa, das nicht iden¬ 
tisch sei mit der EU, weitergehen kön¬ 
ne oder müsse. Man müsse die Frage 
„Was tun“ stellen und nicht nur fragen, 
„Was nun“. Der Attac-Europakongress 
im Oktober etwa wolle dieser Frage 
nachgehen. Dabei soll Kritik an der EU 
nicht reflexhaft als nationalistisch und 
rückwärtsgewandt abgetan werden und 
nicht jede Befürwortung der EU soll 
als fortschrittlich, weltoffen und inter¬ 
nationalistisch abgefeiert werden. An¬ 
dreas Wehr widersprach nicht der Fra¬ 
gestellung „Was tun“, betonte jedoch 
die Bedeutung einer realistischen Ana¬ 
lyse der Machtverhältnisse in der EU. 
Man dürfe nicht dabei stehen bleiben 
zu fragen, welches Europa wünschens¬ 
wert sei. Wichtiger sei zu fragen, welche 
EU denn unter den gegenwärtigen Be¬ 
dingungen überhaupt machbar sei. Mit 
Blick auf die angestrebte gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik der EU 
zum Beispiel merkte er an, dass es 
wahrscheinlich besser sei, die imperi- 


Hansestadt die Beschäftigung mit dem 
NSU hingegen für beendet. 

„Wenn es um parlamentarische 
Aufklärung geht, kann nur ein Unter¬ 
suchungsausschuss mit Akteneinsicht 
den richtigen Fragen und den Antwor¬ 
ten näher kommen. Auf unüberprüfba¬ 
re Behauptungen durch das Landesamt 
für Verfassungsschutz und die Hambur¬ 
ger Polizei ist kein Verlass“, so Keller 
weiter. Zur Erinnerung: Die Hambur¬ 
ger Ermittlungsgruppe ging 2006 in 
der bundesweiten Ermittlungsgruppe 
,BAO Bosporus 4 massiv gegen den Vor¬ 
schlag vor, in Richtung eines rechten 
Motivs zu ermitteln. Die Frage, warum 
dies so entschieden wurde, ist ungeklärt. 
Offen ist auch, welche V-Leute das Lan¬ 
desamt für Verfassungsschutz Hamburg 
in der Neonazi-Szene führte und wel¬ 
che Informationen diese lieferten. 


alistischen Staaten drifteten auseinan¬ 
der - anstatt dass sie ihr militärisches 
Potential vereinigten. 

Ebenfalls etwa 25 Teilnehmer ka¬ 
men am Abend darauf ins Marburger 
DGB-Büro, in das DKP und SDAJ 
Marburg zu Vortrag und Diskussion 
mit Andreas Wehr geladen hatte. Die 
DKP hatte ja auf ihrem 22. Parteitag 
eingeschätzt, dass gegenwärtig „der 
Kampf gegen die Aufgabe nationaler 
Souveränität (...) mit der Perspektive 
eines Austritts aus der EU und der Eu¬ 
rozone“ zu führen sei, was durchaus ein 
Anlass ist, mit anderen linken Kräften 
qualifiziert über diese Perspektive zu 
reden. In Marburg legte Wehr zunächst 
seine Sicht auf die gegenwärtigen Kri¬ 
sen der EU sowie einen möglichen 
Euro- und EU-Ausstieg dar. Er zitier¬ 
te dazu zustimmend die linke britische 
Tageszeitung „Morning Star“ vom 
Vortag des Brexit-Referendums, am 
22. Juni 2016: „Eine Stimme für Ver¬ 
lassen bringt nicht heute den Sozialis¬ 
mus. Aber sie wäre ein Schritt hin zur 
Wiederherstellung von demokratischer 
Kontrolle über unsere Wirtschaft, und 
sie würde ein Hindernis für Fortschritt 
beseitigen“. Ablehnend gab er die Aus¬ 
sage des Europaabgeordneten der Grü¬ 
nen, Sven Giegold, wieder: „Nicht der 
Euro, sondern die Nationalisten spalten 
Europa.“ Seiner Meinung nach verhalte 
es sich genau umgekehrt. Es seien der 
Euro und die EU, die diese Kräfte her- 


„Indem Hamburg den NSU zu ei¬ 
nem Problem aus Thüringen und Sach¬ 
sen erklärt,versucht die Stadt, das The¬ 
ma von sich wegzuschieben“ sagt Kel¬ 
ler und fügt hinzu: „Alles was wir sehen 
ist, das Hamburg sich mit Ausreden und 
prestigeträchtigen Aktionen wie der 
Umbenennung einer Nebenstraße nach 
Süleyman Tasköprü um die Übernah¬ 
me von Verantwortung und Aufklärung 
herumdrückt.“ 

Auch in anderen Bundesländern 
mehren sich neue Hinweise auf Akti¬ 
vitäten der NSU-Kernzelle um Uwe 
Böhnhardt, Uwe Mundlos und Beate 
Zschäpe. Aktuellen Recherchen der 
Nürnberger Nachrichten und des Bay¬ 
erischen Rundfunks zufolge hätten die¬ 
se sich „öfter in Nürnberg aufgehalten 
als bislang bekannt“. „Wie ein früheres 
Szenemitglied jetzt gegenüber den NN 
und dem BR erstmals sagte, trafen sich 
die drei in den 1990er Jahren immer 
wieder mit Unterstützern aus Fran¬ 
ken, die Attentate planten. Demnach 
hatte das rechte Netzwerk zunächst 
einen Bombenanschlag auf den Nürn¬ 
berger Justizpalast erwogen. Laut dem 
Insider wurde auch über weitere Ziele 
gesprochen“, berichteten die besagten 
Medien. 

Wie erst jetzt bestätigt wurde, nahm 
1995 außerdem nicht nur das Kern¬ 
trio an einer Party in der Nürnberger 
Gaststätte „Tiroler Höhe“, die Treff¬ 
punkt der neofaschistischen NPD war, 
teil. Auch die ebenfalls im Münchner 
NSU-Prozess angeklagten Faschisten 
Ralf Wohlleben und Holger G. sol¬ 
len damals zugegen gewesen sein. Die 
Bundesanwaltschaft hält Wohlleben für 
eine „steuernde Zentralfigur“. 

In Bezug auf die Verbrechen des 
NSU und dessen Verbindungen in die 
militante Naziszene aber auch extrem 
rechte Parteien, gäbe es genug. Diese 
Aufklärung wurde jedoch bisher maß¬ 
geblich von den Inlandsgeheimdiens¬ 
ten, der Bundesanwaltschaft und den 
Richtern im Münchner Verfahren ver¬ 
hindert. 

Markus Bernhardt 


Vorbringen. Die EU zerstöre sich selbst, 
wenn sie weiter die Souveränitätsrech¬ 
te ihrer Mitgliedsländer missachte. Sie 
müsse akzeptieren, dass Krisenländer 
aus dem Euro austreten können. Sie 
müsse gegenüber Großbritannien von 
der Politik des Abstrafens abgehen. 
In der Frage der Migration müsse das 
Grundprinzip gelten, dass jedes Land 
das Recht hat selbst zu entscheiden, 
wer einwandern darf. 

Während es in Bezug auf Euroaus- 
tritt und Brexit überwiegend Zustim¬ 
mung von den Teilnehmenden gab, 
wurde in der Migrationsfrage durch¬ 
aus kritisch nachgehakt. So fragte ein 
Teilnehmer, ob die Position des Refe¬ 
renten etwa so zu verstehen sei, dass 
die Forderung nach einer verschärften 
Flüchtlingspolitik, wie sie rechte Par¬ 
teien in Europa vertreten, einfach ak¬ 
zeptiert werden müsse. Andreas Wehr 
erwiderte daraufhin, dass hier zwischen 
innenpolitischer Auseinandersetzung 
und zwischenstaatlicher Politik unter¬ 
schieden werden müsse. Es könne nicht 
Aufgabe linker Kräfte sein, Eingriffe 
in die Souveränität anderer Staaten zu 
fordern. Denn derlei Eingriffe würden 
in der EU ja nicht etwa gegen die In¬ 
teressen der imperialistischen Staaten, 
sondern im Gegenteil im Interesse ins¬ 
besondere Deutschlands vorgenom¬ 
men, das in der EU eine Hegemonial- 
stellung einnehme. 

Pablo Graubner 


DKP-Pressemitteilung 


Stoppt das 
Abkassieren! 

Für eine Neubemessung der 
Grundsteuer im Interesse der 
Menschen 

Das Bundesverfassungsgericht urteil¬ 
te, dass die Bemessung der Grundsteu¬ 
er auf Basis der sogenannten „Ein¬ 
heitswerte“ von 1964 verfassungswid¬ 
rig ist. Viele Grundstücke, die vor 50 
Jahren noch als wertlos galten, liegen 
heute in teuren Szenevierteln und ur- 
banen Zentren. Weil diese Wertver¬ 
schiebung in der Grundsteuerpraxis 
unberücksichtigt blieb, zahlten zahl¬ 
reiche Grundstückseigentümer zu ge¬ 
ringe Steuern für ihre Immobilien in 
Luxuslage. Die Einnahmen würden 
zusätzliches Geld in die Kassen der 
chronisch unterfinanzierten Kommu¬ 
nen spülen. 

Jedoch signalisiert jetzt die Bun¬ 
desregierung, dass trotz angestrebter 
Reform der Grundsteuer alles beim 
Alten bleiben soll, eine Erhöhung der 
Steueraufkommen durch gerechtere 
Bemessung der Grundsteuer soll es 
nicht geben. 

Die Kohl-Regierung schaffte 
die gesetzliche Grundlage, dass die 
Grundsteuer vom Hauseigentümer 
auf die Mieter im Rahmen der Neben¬ 
kosten umgelegt werden kann. Mit der 
Änderung der Mietgesetzgebung ver¬ 
schärfte die Schröder-Regierung die 
Situation, dass die große Mehrheit 
der Bevölkerung mit der Grundsteu¬ 
er kräftig abkassiert wird. 57 Prozent 
aller Haushalte in Deutschland woh¬ 
nen zur Miete. 

Die Deutsche Kommunistische 
Partei (DKP) fordert deswegen die 
Erhöhung der Grundsteuer, gemes¬ 
sen am heutigen Marktwert, bei einem 
gleichzeitigem Verbot der Umlage der 
Grundsteuer auf die Mieter. Weiter 
fordert die DKP, dass die so gewonne¬ 
nen Steuereinnahmen für den sozialen 
Wohnungsbau und soziale, kulturelle 
und infrastrukturelle Maßnahmen ver¬ 
wendet werden, die das Leben aller 
Menschen in den Städten verbessert, 
statt Prestigeprojekte zu fördern und 
Banken und Konzerne zu begünstigen. 


AfD-Politiker im Knast 

Drei Stunden lang saß Guido Reil, 
Beisitzer im AfD-Bundesvorstand, 
in einer Zelle: Bei Kontrollen vor 
der l.-Mai-Demonstration des DGB 
in Essen wurden bei einem seiner Si¬ 
cherheitsleute mehrere nach dem Ver¬ 
sammlungsgesetz verbotene Gegen¬ 
stände, unter anderem Pfefferspray, 
gefunden. 

Als danach der Politiker einem 
Platzverweis durch die Polizei nicht 
nachkam, wurde er dem Gewahrsam 
zugeführt. 

SPD bei 17 Prozent 

Nach dem am Montag veröffent¬ 
lichten RTL/n-tv-Trendbarometer 
rutscht die SPD in der Wählergunst 
auf 17 Prozent ab. Alle anderen Par¬ 
teien blieben bei ihren Werten. Die 
Union liegt demnach bei 34 Prozent, 
die Grünen bei 13, die AfD bei 12, 
die Linken bei 10 und die FDP bei 
9 Prozent. 

Richtigstellung 

Im Interview „Konsequent gegen 
den Krieg“ mit Gerhard Bialas (UZ 
13.4.2018) ist uns ein Fehler unter¬ 
laufen. Gerhard Bialas floh mit sei¬ 
ner Familie nicht nach Horb, sondern 
nach Bayern. Wir bitten um Entschul- 
digung. 


EU, was tun? 

Zwei Veranstaltungen mit Andreas Wehr in Hessen 
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«Das Bedürfnis nach einem stets ausgedehnteren 
Absatz für ihre Produkte jagt die Bourgeoisie 
über die ganze Erdkugel.» 


Charme-Offensive 

Panmunjom ist für Kim Auftakt zu Treffen 
mit Trump 


Friedensprozess 

gescheitert 

Ivan Märquez, einer der führenden 
Köpfe der aus der ehemaligen ko¬ 
lumbianischen Guerilla hervorge¬ 
gangenen Linkspartei FARC, will 
den Sitz im Senat nicht einneh¬ 
men, der ihm laut dem 2016 Un¬ 
terzeichneten Friedensvertrag zu¬ 
steht. Er reagierte damit auf die 
Festnahme seines Genossen Jesus 
Santrich, dem wegen angeblicher 
Drogengeschäfte die Auslieferung 
an die USA droht. Er werde in dem 
Übergangscamp ehemaliger FARC- 
Guerilleros in Caquetä bleiben und 
nicht nach Bogota kommen, solan¬ 
ge es keine ausreichenden Sicher¬ 
heitsgarantien gebe, so Märquez. 
„Es ist sehr hart, das zu sagen, denn 
es bedeutet, dass der Friedenspro¬ 
zess in Kolumbien gescheitert ist“, 
so der Comandante. 

Weitere Aufrüstung 

Nach der Kriegsmarine will Grie¬ 
chenland nun auch seine Luftwaffe 
modernisieren. Laut Syriza/ANEL- 
Regierung wurde in einer Dring¬ 
lichkeitssitzung des Kabinettsaus¬ 
schusses für Verteidigung unter 
dem Vorsitz von Ministerpräsident 
Alexis Tsipras eine einstimmige 
Entscheidung für die Neuanschaf¬ 
fung von Kampfflugzeugen gefällt. 
Es geht um 85 „F-16“-Flugzeugen, 
über die Kosten wurden keine An¬ 
gaben gemacht. Der Kauf der US- 
amerikanischen Flugzeuge war im 
Oktober vergangenen Jahres bei 
einem Besuch Tsipras 4 in den USA 
angekündigt worden, damals waren 
die Kosten auf rund zwei Milliarden 
Euro geschätzt worden. 

Zu wenig Gefolgschaft 

Die USA-Botschafterin bei der 
UNO, Nikki Haley, hat den ande¬ 
ren 192 Mitgliedsländern der UNO 
vorgeworfen, zu häufig anders als 
die USA abzustimmen. Laut einem 
am Donnerstag vergangener Wo¬ 
che veröffentlichten Bericht, der 
das Stimmverhalten bei 93 Resolu¬ 
tionen der Vollversammlung unter¬ 
sucht, votierten 2017 zehn Prozent 
weniger Länder mit den USA als 
noch im Jahr zuvor. Der Wert re¬ 
flektiere nicht „die Großzügigkeit“ 
der USA als größtem UNO-Bei- 
tragszahler, sagte Haley. „Es ist kein 
akzeptabler Kapitalertrag.“ Haley 
hatte in der Vergangenheit schon 
öfter betont, sich die Namen der 
Länder, die nicht mit den USA ab¬ 
stimmen, zu merken. Dem Bericht 
zufolge stimmten unter anderem Is¬ 
rael, Kanada, Australien, Britannien 
und Frankreich am häufigsten mit 
den USA ab, der Iran, Syrien, Ve¬ 
nezuela, Kuba, die KDVR und Bo¬ 
livien am seltensten. 

Kommunisten von 
Wahlen ausgeschlossen 

Obwohl die Partei alle gesetzlich 
vorgeschriebenen Bedingungen er¬ 
füllt hat, hat das Oberste Wahlge¬ 
richt die Kommunistische Partei 
der Türkei (TKP) von den bevor¬ 
stehenden Parlamentswahlen aus¬ 
geschlossen. 

Es sei nicht das erste Mal, dass die 
türkischen Kommunisten bei Wah¬ 
len diskriminiert werden, schreibt 
die TKP in einer Stellungnahme. 
Im Gegensatz zu anderen Parteien 
betrachte die TKP die Wahlen nicht 
als wichtigstes Mittel ihrer Politik. 
Dennoch böten gerade Wahlkämp¬ 
fe eine gute Gelegenheit, die politi¬ 
schen Ideen der Partei öffentlich zu 
präsentieren. Die TKP werde daher 
mit unabhängigen Kandidaten an 
den Parlaments wählen am 24. Juni 
teilnehmen. 


M an kann der Führung der Ko¬ 
reanischen Demokratischen 
Volksrepublik (KDVR) ein 
beträchtliches Maß an diplomatischer 
Flexibilität nicht absprechen. Noch vor 
einem halben Jahr wäre ein so markan¬ 
tes und symbolisch enorm aufgeladenes 
Treffen zwischen den Staatschefs Kim 
Jong-un und Moon Jae-in kaum denk¬ 
bar gewesen. Es war das erste Treffen 
dieser Art nach elf Jahren und das drit¬ 
te seit dem Koreakrieg (1950-53) über¬ 
haupt. Und es sah fast nach einer Zu¬ 
sammenkunft alter Freunde aus. Für 
die Mainstream-Medien dürfte es nicht 
leicht sein, an ihrem geliebten Bild des 
„Irren von Pjöngjang“ so umstandslos 
weiter zu polieren. Das Meeting ende¬ 
te mit der Panmunjom-Erklärung für 
Frieden, Wohlstand und Wiedervereini¬ 
gung. Es ist eine detaillierte Absichtser¬ 
klärung, den Koreakrieg (1950-53) mit 
einem Friedensvertrag zu beenden, die 
koreanische Halbinsel phasenweise zu 
denuklearisieren und die innerkore¬ 
anischen Beziehungen mit dem Ziel 
der Wiedervereinigung weiterzuentwi¬ 
ckeln. 

Ein Besuch Moons in Pjöngjang 
wurde ebenso vereinbart wie Familien¬ 
zusammenführungen, die Einstellung 
der Propaganda-Aktivitäten an der 
Grenze am 38. Breitengrad, die Eröff¬ 
nung eines innerkoreanischen Verbin¬ 
dungsbüros in Kaesong und die Wie¬ 
dereröffnung von Straßen und Schie¬ 
nenverbindungen. Zusammen mit Kims 
Ankündigung eines Stopps der Tests 
von Nuklearsprengsätzen und Inter¬ 
kontinentalraketen vor knapp vierzehn 
Tagen stellt das Treffen zwischen Kim 
und Moon eine bemerkenswerte neue 
Entwicklung in der Außenpolitik der 
KDVR dar. 

Am 28. November 2017 machte die 
Volksrepublik mit dem Start der Hwa- 
song-15-Interkontinentalrakete klar, 
dass sie nicht nur Nuklearwaffen be¬ 
sitzt, sondern auch in der Lage ist, damit 
jeden Punkt des US-Imperiums zu er- 


Ex und hopp 


Der niederländische Ministerpräsident 
Mark Rutte hat in der vergangenen 
Woche ein Misstrauensvotum im Parla¬ 
ment knapp überstanden. Abgeordne¬ 
te der Opposition hatten dem liberalen 
Rutte Zurückhaltung von Informatio¬ 
nen bei der Abschaffung der Dividen¬ 
densteuer durch die Regierungskoaliti¬ 
on vorgeworfen. 

Die Abschaffung der Dividenden¬ 
steuer war nur eins der Geschenke, die 
die Regierung im Koalitionsvertrag den 
Unternehmern machte, weitere sind die 
Reduktion der Körperschaftssteuer und 
die Senkung der Pflicht zur Lohnfort¬ 
zahlung im Krankheitsfall von 24 auf 12 
Monate für Unternehmen mit bis zu 25 
Beschäftigten. 

Der niederländische Arbeitsmarkt 
ist bereits jetzt der am meisten deregu¬ 
lierte in Europa. Während 2003 noch 73 
Prozent der Arbeiter einen unbefriste¬ 
ten Vertrag hatten, sind das heute nur 
noch 60 Prozent. 

Der Lohn für Arbeiter mit einem 
befristeten Vertrag beträgt im Durch¬ 
schnitt etwa 70 Prozent dessen, was 
Arbeiter mit unbefristetem Vertrag 
verdienen. Das Risiko arbeitslos zu 
werden ist für Flex-Arbeiter höher, die 


reichen. Auch wenn die US-Armee die 
dominante Militärmacht des Globus 
bleibt, ist der Fall nicht auszuschließen, 
dass ein oder einige nukleare Gefechts¬ 
köpfe ihre Ziele in den Kommandozen¬ 
tren des Imperiums finden könnten. Auf 
diese qualitative Änderung der strate¬ 
gischen Verhältnisse reagierte das Im¬ 
perium wütend mit dem Aufbau einer 
massiven militärischen, natürlich auch 
atomaren Drohkulisse und eines ver¬ 
schärften Sanktionsregimes. Verschie¬ 
dene Formen eines militärischen Ein¬ 
satzes gegen die KDVR bzw. gegen 
die nuklearen Einrichtungen wurden 


gewerkschaftliche Organisation dem¬ 
entsprechend niedriger. Durch befris¬ 
tete und flexible Arbeitsverhältnisse 
und durch den Einsatz von „Selbst¬ 
ständigen“ anstelle von Lohnarbeitern 
vermeiden niederländische Unterneh¬ 
men die Zahlung von Sozialbeiträgen 
und Steuern und bürden das, was all¬ 
gemein unter Unternehmerrisiken 
verstanden wird (z.B. zeitweise weni¬ 
ger Aufträge), den Arbeitern auf. Das 
2019 in Kraft tretenden Gesetz „Werk 
en Zekerheid“ (Arbeit und Sicherheit) 
nimmt daran nur kosmetische Verbes¬ 
serungen vor. So sollen zum Beispiel die 
Kettenregelungen verkürzt werden, ein 
Abstand von drei Monaten erlaubt aber 
weitergehende befristete Verträge beim 
selben „Arbeitgeber“ und die Probezeit 
soll bei Verträgen, die für weniger als 
ein halbes Jahr geschlossen werden, 
entfallen. Das kann die Auswirkungen 
des 1999 in Kraft getretenen Gesetzes 
„Flexibiliteit en Zekerheid“ (Flexibili¬ 
tät und Sicherheit) natürlich nicht mil¬ 
dern - und versucht es auch gar nicht, 
war „Flexibiliteit en Zekerheid“ doch 
genau dafür beschlossen worden, un¬ 
sichere Beschäftigungsformen auszu¬ 
weiten. 


diskutiert. Die Gefahr einer atoma¬ 
ren Konfrontation war in unmittelbare 
Nähe gerückt. 

Korea fand einen Ausweg wäh¬ 
rend der Vorbereitung der Olympi¬ 
schen Winterspiele in Pyeongchang. 
Sehr kurzfristig wurde die Teilnahme 
nordkoreanischer Athleten in einer 
gemeinsamen koreanischen Manschaft 
unter der Vereinigungsflagge ermög¬ 
licht. Auch das gigantische Militärma¬ 
növer von südkoreanischen und US- 
Streitkräften wurde verschoben. Das 
Ziel Pjöngjangs bestand offensichtlich 
im Abbau der regionalen Spannungen 
und der Erosion des von den US-Me- 
dien so liebevoll gepflegten Feindbil¬ 
des Kim Jong-un. Allerdings auf der 
Basis der nach wie vor existierenden 
Nuklearoption. Und genau hier liegt 
auch der entscheidende Punkt in den 
Verhandlungen Kims mit dem US-Prä- 
sidenten Ende Mai oder Anfang Juni - 
so sie denn stattfinden. 

Die bisherigen Maßnahmen der 
KDVR können gewissermaßen als - er¬ 
folgreiche - psychologisch-emotionale 
Vorfeldgefechte gedeutet werden. Sie 
erschweren es der US-amerikanischen 
Seite die Verhandlungen scheitern zu 
lassen. Wo sich alle so lieb haben, dürfte 
es für Donald Trump und seine Falken 
Bolton und Pompeo nicht einfach sein, 
vom Tisch aufzustehen und zu sagen: 
„Das passt uns hier alles nicht.“ Zumal 
die südkoreanische Seite ebenfalls er- 


Viele Betriebe schließen schlicht- 
weg keine unbefristeten Verträge mehr 
ab, solange sie auch nur irgendwie an¬ 
ders können. Dies geschieht vor allem 
in Sektoren mit niedrig oder ungeschul¬ 
ter Arbeit oder in Bereichen, wo es ein 
großes Angebot an Arbeitern gibt - wo 
Arbeiter austauschbar sind. Dies ist 
vor allem in der Produktionsarbeit, im 
Einzelhandel, in Callcentern und Logis¬ 
tik der Fall, der Trend gilt aber über¬ 
all. Die Anzahl derjenigen, die sofort 
mit einem unbefristeten Vertrag einge¬ 
stellt werden, hat sich seit 2011 um 97 
Prozent verringert und nur 40 Prozent 
derjenigen, die einen befristeten Ver¬ 
trag bekommen, kriegen innerhalb von 
fünf Jahren eine unbefristete Anstel¬ 
lung. Rechte, die Festangestellten laut 
Tarifvertrag zustehen (z.B. beim Kün¬ 
digungsschutz), gelten bei befristeten 
Verträgen nicht. 

Die Tatsache, dass flexible Arbeit zu 
mehr Unsicherheit führt, ist in der ge¬ 
sellschaftlichen Diskussion in den Nie¬ 
derlanden inzwischen angekommen. 
Allerdings verfolgt die Politik nach wie 
vor das Konzept, unbefristete Verträge 
seien „zu teuer“ und müssten für Un¬ 
ternehmer attraktiver gemacht wer- 


hebliches Interesse an dem Zustande¬ 
kommen eines Deal erkennen lässt. Die 
Vereinbarungen von Panmunjom könn¬ 
ten sonst leicht im Orkus der Geschich¬ 
te verschwinden. 

Ähnlich dürfte das Interesse Chinas 
und Russlands gelagert sein. Zwar ha¬ 
ben beide Länder das UNO-Sanktions- 
regime gegen die KDVR mehr oder we¬ 
niger mitgetragen, aber spätestens seit 
dem Besuch Kims bei Xi Jinping Ende 
März ist Peking wieder mit im Spiel. 
Ähnlich auch Russland nach dem nord¬ 
koreanisch-russischen Außenminister¬ 
treffen am 10. April. Kim Jong-un dürf¬ 
te seine strategischen Optionen für das 
Gespräch mit Trump mit dem chinesi¬ 
schen Staatschef erörtert und abgespro¬ 
chen haben. Dies eröffnet den Chinesen 
die Möglichkeit, den Fortgang der Din¬ 
ge in ihrem regionalen Interesse, vor al¬ 
lem im Interesse ihrer Initiative für eine 
neue Seidenstraße mit zu steuern. 

Mit seiner diplomatischen Offensive 
hat sich Pjöngjang in die Rolle des zent¬ 
ralen Akteurs gebracht, ohne substanti¬ 
elle Zugeständnisse machen zu müssen. 
Noch ist das nukleare Arsenal unver¬ 
ändert und ebenso ist völlig unklar, in 
welcher Form eine Wiedervereinigung 
vorstellbar ist. Falls es nicht zu hinrei¬ 
chenden Sicherheitsgarantien von Sei¬ 
ten Washingtons bzw. Pekings kommt, 
dürfte aus der Denuklearisierung und 
Schritten zurWiedervereinigung nicht 
viel werden. Klaus Wagener 


den - zu Lasten der noch unbefristet 
Beschäftigten. Konkrete Streitpunkte 
sind Lohnfortzahlung bei Krankheit, 
die maximale Dauer für befristete Ar¬ 
beitsverträge (bevor es ein Recht auf 
Festanstellung gibt) und die Definition 
von Scheinselbstständigkeit. 

Die Gewerkschaften fordern dage¬ 
gen, dass unsichere Arbeitsverhältnis¬ 
se für die Unternehmer deutlich teurer 
werden müssen. Die Regierung geht 
hier aber nur kleine, völlig unzureichen¬ 
de Schritte. So wird der Beitrag zur Ar¬ 
beitslosenkasse für befristete Arbeits¬ 
verträge erhöht und für unbefristete 
Arbeitsverträge gesenkt, was eine Dif¬ 
ferenz von etwa 4 Prozent ergibt. Ein 
Recht auf eine Abfindung (neuerdings 
Übergangsvergütung genannt) wird 
auch bei auslaufenden befristeten Ver¬ 
trägen gewährt. Andererseits verlängert 
die Regierung die Maximaldauer befris¬ 
teter Verträge von zwei auf drei Jahre. 
Erfolge konnten Gewerkschaften im 
Kampf gegen die flexible Beschäftigung 
vor allem dort erringen, wo sie sie zum 
Teil der Tarifauseinandersetzung mach¬ 
te und es ihnen gelang, eine höhere An¬ 
zahl fester Beschäftigter im Tarifvertrag 
festzulegen. Melina Deymann 



Kim Jong-un und Moon Jae-in begrüßen sich an der Grenze in Panmunjom 


Befristete Verträge bestimmen den Arbeitsmarkt in den Niederlanden 
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Wiederaufbau: 

Fehlanzeige 

Brüsseler Geberkonferenz hat kein 
Interesse am Aufbau Syriens 



/«ii 


«In dem Maße, wie die Ausbeutung des einen Individuums 
durch das andere aufgehoben wird, wird die Ausbeutung 
einer Nation durch die andere aufgehoben. Mit dem Gegen¬ 
satz der Klassen im Innern der Nation fällt die feindliche 
Stellung der Nationen gegeneinander.» 



Zerstörtes Raqqa 


S eit Jahren wird Syrien im Krieg zer¬ 
stört. NATO- und Golfstaaten ha¬ 
ben Milliarden Dollar investiert, um 
den Regime-Change in Syrien herbeizu¬ 
führen. Das letzte Beispiel waren ca. 100 
Millionen Dollar in Form von Cruise- 
Missiles der USA, Großbritanniens und 
Frankreichs, die ein Forschungszentrum 
in Damaskus in Schutt und Asche leg¬ 
ten. Verkauft wurde das als Angriff auf 
ein Zentrum eines Chemiewaffenpro¬ 
gramms. Doch die OPCW fand weder 
vor noch nach dem Angriff Spuren von 
Chemiewaffen. 

Ein besonders krasses Beispiel war 
die vollständige Zerstörung der syrischen 
Stadt ar-Raqqa durch US-Luftwaffe und 
Artillerie. Raqqa liegt auf dem Gebiet, 
das heute von den USA und ihren kur¬ 
dischen Verbündeten kontrolliert wird. 
Wiederaufbau: Fehlanzeige. 

Als Anfang April ein Team der UN- 
Flüchtlingsorganisation UNHCR Raqqa 
zum ersten Mal nach der Vertreibung des 
IS erreichen konnte, waren die Mitglieder 
schockiert. „Das Ausmaß der Zerstörung 
überschritt alles, was sie je zuvor gesehen 
hatten“, schreibt das UNHCR auf seiner 
Website. Die Infrastruktur ist zerstört, es 
gibt keine Elektrizität, kein Trinkwasser. 
Blindgänger führen immer wieder zu Tod 
und Verstümmelung. Seit Oktober letz¬ 
ten Jahres wurden 130 Menschen getötet, 
über 600 verletzt. 

In Raqqa gibt es keine Sicherheit 
und es gilt kein Gesetz. Organisierte 


Verbrecherbanden plagen die Men¬ 
schen, die zurückgekehrt sind. Der ein¬ 
zige Schutz vor sexuellen Übergriffen 
für junge Mädchen ist, dass sie von ihren 
Familien früh verheiratet werden. Wo¬ 
möglich liegen unter dem Schutt noch 


Tausende Leichen, die nicht geborgen 
werden. 

Im April fand in Brüssel eine „Ge¬ 
berkonferenz“ statt, auf der eine Reihe 
von Staaten Gelder versprachen. Angeb¬ 
lich, um das Leid der Zivilbevölkerung 


in Syrien zu lindern. Versprochen wurden 
4,4 Milliarden Dollar, von 9 Milliarden, 
die benötigt werden. Der größte Betrag 
kommt von Deutschland, auch die EU 
und Großbritannien stellen nennenswer¬ 
te Beträge zur Verfügung. 


Der größte Teil dieser Gelder dient 
nicht Flüchtlingen in Syrien, sondern der 
Stabilisierung der Länder, die mehr oder 
weniger mit dem Westen Zusammenar¬ 
beiten: Türkei, Jordanien, Libanon. Ihnen 
hätten 60 Prozent der 9 Milliarden Dol¬ 
lar zufließen sollen, die die UN eigent¬ 
lich für nötig hielt. Flüchtlinge innerhalb 
Syriens hätten nur 40 Prozent erhalten 
sollen. Wir können davon ausgehen, dass 
vom wirklich bereitgestellten Geld noch 
weniger als 40 Prozent nach Syrien ge¬ 
langt. 

Statt den Wiederaufbau zu unterstüt¬ 
zen, setzt die westliche „Internationa¬ 
le Gemeinschaft“ Zerstörung und Not 
in Syrien ein, um ihr Ziel des Regime- 
Change zu erreichen. Reuters zitiert ei¬ 
nen hochrangigen Offiziellen der US- 
Regierung zum Thema Wiederaufbau 
mit den Worten: „Wir haben überhaupt 
keinen Anlass, uns selbst eines der wich¬ 
tigsten Hebel zu berauben, mit dem wir 
Einfluss auf den politischen Prozess in Sy¬ 
rien nehmen können.“ 

Das gleiche gilt für die EU. Federi- 
ca Mogherini, die Vertreterin der EU für 
Außen- und Sicherheitspolitik, machte 
deutlich: kein Geld für den Wiederauf¬ 
bau, solange es nicht eine endgültige Frie¬ 
denslösung gibt. Und das heißt im Klar¬ 
text: kein Geld, solange Assad Präsident 
ist. Und trotz angeblicher humanitärer 
Hilfe gelten die Sanktionen gegen Syri¬ 
en weiter - und verschärfen die humani¬ 
täre Krise. Manfred Ziegler 


Unsicheres Armenien 

Regierungswechsel wird nur dem ausländischen Kapital nutzen 


Zwischen Friedensdialog 
und Umsturzplan 

Anspannung in Nicaragua hält an 


In den letzten Wochen waren die Pro¬ 
teste Tausender in Jerewan und ande¬ 
ren Städten Armeniens ein wichtiger 
Gegenstand der Medien, denen zufolge 
sie gegen Korruption und Machtmiss¬ 
brauch protestierten. Der Anlass war 
der Versuch des ehemaligen Staatsprä¬ 
sidenten, der laut Verfassung nur zwei 
Amtsperioden amtieren durfte, sich als 
Ministerpräsident mit erweiter¬ 
ter Macht zu installieren und 
sich in dieser Funktion über die 
Parlamentswahlen unbegrenzte 
Zeit zur Machtausübung einzu¬ 
räumen. 

Den Hintergrund bilden 
die wachsenden Widersprü¬ 
che in Wirtschaft, Politik und 
Gesellschaft. Die Folgen von 
Krieg, Krise und „Reformen“ 
zur Etablierung kapitalisti¬ 
scher Verhältnisse sind in der 
Gesellschaft ebenso sichtbar 
wie in der Politik und im tägli¬ 
chen Leben der Menschen. Die 
USA und die Großmächte der 
EU wollen diese Lage nutzen 
und in diesem Raum Fuß fas¬ 
sen. 

Zu Sowjetzeiten war Arme¬ 
nien für seine Großchemie, den 
Maschinenbau, Aluminiumpro¬ 
duktion und die Textil-und Le¬ 
derindustrie bekannt. Mit dem 
Zerfall der UdSSR kam das 
Kapital. Die Restauration des 
Kapitalismus verschleiernd, 
begann man mit „Reformen“, 
wozu Privatisierung, Eindrin¬ 
gen ausländischen Kapitals, eigene 
Neureiche, Konkurrenz, Herrschaft von 
Kapital und Profit ebenso gehören, wie 
der auf diesem Boden erfolgende Zer¬ 
fall der Wirtschaft, des Bildungs-, Ge- 
sundheits- und Sozialwesens, Arbeits¬ 
losigkeit usw. Die sozialen Widersprü¬ 
che vertiefen sich. Der Unterschied 
zwischen Stadt und Land wird immer 
größer. Es werden so immer neue Wi¬ 
dersprüche produziert. 

Das von den Medien vermittelte 
Bild soll darüber hinwegtäuschen, dass 


sich die Schere zwischen den tatsäch¬ 
lichen Interessen des Volkes, den nati¬ 
onalstaatlichen Interessen Armeniens 
und den Interessen des ausländischen 
Kapitals, der imperialistischen Mächte, 
immer weiter öffnet. 

Das ist der Humus, auf dem sich 
vorhandene nationale Entwicklungs¬ 
probleme zu Widersprüchen entwi¬ 


ckeln, die von interessierten Kräften 
ausgenutzt werden können, um die Öf¬ 
fentlichkeit zu manipulieren und eine 
solche gesellschaftliche und politische 
Instabilität herbeizuführen, die für die 
Durchsetzung imperialistischer Inter¬ 
essen und Ziele im Lande und in der 
Region dienlich ist. 

Dazu werden sowohl NGOs, Partei¬ 
en und Einzelpersönlichkeiten instru¬ 
mentalisiert, wie es nicht zuletzt in der 
Ukraine sichtbar wurde. Als Oppositi¬ 
onsführer profilierte sich der 42-jährige 


Nikol Paschinjan, der Neuwahlen for¬ 
derte und verlangte, dass der geschäfts¬ 
führende Ministerpräsident ein Mann 
„aus dem Volke“ sein müsse, womit er 
sich selbst meinte. Paschinjan, regie¬ 
rungskritischer Journalist, wurde 2010 
wegen angeblicher Anstiftung von Mas¬ 
senunruhen zu sieben Jahren Gefängnis 
verurteilt, nach einem Jahr im Rahmen 
einer Amnestie aber freigelas¬ 
sen. Seit 2012 ist er Parlament¬ 
sabgeordneter und seit 2017 
führt er die Parlamentsfraktion 
des liberalen Wahlbündnisses 
„Yelk“, das die Stimmen von 7 
Prozent der Wähler erhielt. 

Wichtige destruktive Kräf¬ 
te werden in Verwirklichung 
der geostrategischen Interes¬ 
sen der imperialistischen Staa¬ 
ten geschaffen. Unter diesem 
Kapitel erhielt nach der Zer¬ 
schlagung der UdSSR nur Is¬ 
rael von den USA mehr „Ent¬ 
wicklungshilfe“ pro Kopf als 
Armenien. Das Land gehört 
zu den zwanzig ausgesuchten 
Entwicklungsländern, die im 
Rahmen des „Millennium- 
Challenge-Programm“ des Sta¬ 
te Department Zuwendungen 
erhalten. 

Deutschland und die an¬ 
deren führenden EU-Staaten 
versuchen zum Beispiel mit 
der Politik der „östlichen Part¬ 
nerschaft“ Armenien und die 
zumeist kleinen, aber geostra- 
tegisch wichtigen Staaten in 
den eigenen Orbit zu ziehen. Wie weit 
man bereit ist zu gehen, hat in erschre¬ 
ckender Weise die Entwicklung in der 
Ukraine gezeigt. 

Es entspricht den Absichten der 
Westmächte, dass Paschinjan ein vehe¬ 
menter Gegner der Teilnahme Arme¬ 
niens an der eurasischen Integration ist 
und den sofortigen Austritt aus dieser 
Organisation fordert. Ein offene anti¬ 
russische Stoßrichtung der Demonstra¬ 
tionen wurde aber noch nicht sichtbar. 

Anton Latzo 


Auf Antrag der Regierung Nicaraguas 
will die Bischofskonferenz in einem 
nationalen Friedensdialog vermitteln. 
Das Präsidium der Nationalversamm¬ 
lung hat eine Wahrheitskommission 
zur Untersuchung der kürzlichen Un¬ 
ruhen angekündigt. Über deren an¬ 
geblichen Auslöser, die Reform der 
Sozialversicherung, verlieren opposi¬ 
tionelle Kräfte kein Wort mehr. 

Das Ausmaß an Toten, Gewalt 
und Zerstörungen hat in der Bevöl¬ 
kerung Bestürzung ausgelöst. Die 
Angaben von Opposition und offizi¬ 
ellen Seiten schwanken zwischen 64 
und 38 Toten. Das staatliche Men¬ 
schenrechtsbüro „Procuraduria para 
la Defensa de los Derechos Huma- 
nos“ (PDDH) hat ein Komitee für die 
Aufklärung über Opfer und Schäden 
der Unruhen gebildet, das für die Be¬ 
strafung der Verantwortlichen „egal 
auf welcher Seite“ und Entschädigun¬ 
gen sorgen soll. Parlamentspräsident 
Gustavo Porras informierte, dass die 
Wahrheitskommission in drei Mona¬ 
ten ihren Bericht vorlegen soll. Die 
Opposition und die Katholische Kir¬ 
che haben mehrere Demonstrationen 
ohne Präsenz von Sicherheitskräften 
veranstaltet. 

Der Vorsitzende der Bischofskon¬ 
ferenz, Kardinal Brenes, kündigte an, 
nach Beginn des Dialogs müsste die 
Regierung innerhalb eines Monats für 
greifbare Ergebnisse sorgen. Andern¬ 
falls würden die Bischöfe ihre Mitar¬ 
beit beenden. Was ohne Zweifel im 
Sinn der oppositionellen Kräfte wäre, 
die den Sturz von Präsident Ortega 
fordern und einen Dialog ablehnen. 
Gesetzte Dialog-Teilnehmer sind der 
Unternehmerverband COSEP, der 
die anfänglichen Proteste gegen die 
Sozialversicherungsreform befördert 
hatte, und die Regierung. Etliche be¬ 
rufsständische Organisationen und 
Gremien haben ihr Interesse an einer 
Teilnahme erklärt. 


Noch Tage nach dem Ende der Ge¬ 
waltakte und Plünderungen hielt eine 
Gruppe Oppositioneller die Polytech¬ 
nische Universität UPOLI in Mana¬ 
gua besetzt und verhindert den Zu¬ 
gang anderer Personen, auch der Uni¬ 
versitätsverwaltung. Durch Schüsse 
tags und nachts aus handgefertigten 
Mörsern gab sie zu verstehen, dass sie 
Dialog oder staatliche Untersuchun¬ 
gen ablehnen und den Sturz der Re¬ 
gierung erreichen wollen. Vertreter 
des Studentenverbands UNEN be¬ 
richteten, es handle sich um universi¬ 
tätsfremde Personen mit handgefer¬ 
tigten Waffen. Der zum ersten Tag der 
Proteste gegründete regierungsoppo¬ 
sitionelle Studentenverband „19. Ap¬ 
ril“ erklärte, sich aus der UPOLI zu¬ 
rückgezogen zu haben, weil es dort 
„Infiltrierte“ gebe. 

Die US-Regierung hat wegen der 
„gefährlichen Lage“ Botschaftsange¬ 
hörige teilweise in die USA zurück¬ 
geholt, was Befürchtungen für die 
kommende Entwicklung in Nicara¬ 
gua bestärkt. Denn die US-Botschaft 
war seit der Ermordung des Freiheits¬ 
kämpfers Augusto C. Sandino im Jahr 
1934 stets eine wissende Partnerin der 
antisandinistischen Kräfte. Der Direk¬ 
tor des für eine Woche abgeschalteten 
TV-Senders „100%-Noticias“, Miguel 
Mora, erklärte, Präsident Daniel Or¬ 
tega müsste zurücktreten. Mora er¬ 
klärte sich in einem Interview bereit, 
neuer Präsident zu werden. Nach sei¬ 
nen Angaben habe die Regierung zu 
Beginn der Proteste verlangt, sein 
Sender solle nicht darüber berichten. 
Wegen seiner Weigerung sei sein Sen¬ 
der zensiert und abgeschaltet wor¬ 
den. „100%-Noticias“ ist zum media¬ 
len Aushängeschild der oppositionel¬ 
len Kräfte geworden. Der TV-Sender 
„Voice of America“ der US-Regierung 
hat seit Längerem tägliche Sendezeit 
in „100%-Noticias“. 

Enrique Herrera, Managua 



Proteste auf dem Platz der Republik in Jerewan. 
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Der 

ökonomische 

Fetischismus 

Der zentrale Aspekt ideologischer Bewusst¬ 
seinsformen in kapitalistischen Gesellschaften 

Eine Ware scheint auf den ersten Blick ein selbstverständliches,triviales Ding. Ihre 
Analyse ergibt, dass sie ein sehr vertracktes Ding ist, voll metaphysischer Spitzfin¬ 
digkeit und theologischer Mucken. Soweit sie Gebrauchswert, ist nichts Mysteri¬ 
öses an ihr, ob ich sie nun unter dem Gesichtspunkt betrachte, dass sie durch ihre 
Eigenschaften menschliche Bedürfnisse befriedigt oder diese Eigenschaften erst 
als Produkt menschlicher Arbeit erhält. Es ist sinnenklar, dass der Mensch durch 
seineTätigkeit die Formen der Naturstoffe in einer ihm nützliche Weise verändert. 
Die Form des Holzes z.B. wird verändert, wenn man aus ihm einen Tisch macht. 
Nichtsdestoweniger bleibt der Tisch Holz, ein ordinäres sinnliches Ding. Aber so¬ 
bald er als Ware auftritt, verwandelt er sich in ein sinnlich übersinnliches Ding. Er 
steht nicht nur mit seinen Füßen auf dem Boden,sondern erstellt sich allen andren 
Waren gegenüber auf den Kopf und entwickelt aus seinem Holzkopf Grillen, viel 
wunderlicher, als wenn er aus freien Stücken zu tanzen begänne.... 

Das Geheimnisvolle der Warenform besteht also einfach darin, dass sie den 
Menschen die gesellschaftlichen Charaktere ihrer eignen Arbeit als gegenständli¬ 
che Charaktere der Arbeitsprodukte selbst, als gesellschaftliche Natureigenschaf¬ 
ten dieser Dinge zurückspiegelt, daher auch das gesellschaftliche Verhältnis der 
Produzenten zur Gesamtarbeit als ein außer ihnen existierendes gesellschaftliches 
Verhältnis von Gegenständen. Durch dies Ouidproquo werden die Arbeitsproduk¬ 
te Waren, sinnlich übersinnliche oder gesellschaftliche Dinge. So stellt sich der 
Lichteindruck eines Dings auf den Sehnerv nicht als subjektiver Reiz des Sehnervs 
selbst, sondern als gegenständliche Form eines Dings außerhalb des Auges dar. 
Aber beim Sehen wird wirklich Licht von einem Ding, dem äußeren Gegenstand, 
auf ein andres Ding, das Auge, geworfen. Es ist ein physisches Verhältnis zwischen 
physischen Dingen. Dagegen hat die Warenform und das Wertverhältnis der Ar¬ 
beitsprodukte, worin sie sich darstellt, mit ihrer physischen Natur und den daraus 
entspringenden dinglichen Beziehungen absolut nichts zu schaffen. Es ist nur das 
bestimmte gesellschaftliche Verhältnis der Menschen selbst, welches hier für sie 
die phantasmagorische Form eines Verhältnisses von Dingen annimmt. Um daher 
eine Analogie zu finden, müssen wir in die Nebelregion der religiösen Welt flüch¬ 
ten. Hier scheinen die Produkte des menschlichen Kopfes mit eignem Leben be¬ 
gabte, untereinander und mit den Menschen in Verhältnis stehende selbständige 
Gestalten. So in der Warenwelt die Produkte der menschlichen Hand. Dies nenne 
ich den Fetischismus, der den Arbeitsprodukten anklebt, sobald sie als Waren pro¬ 
duziert werden, und der daher von der Warenproduktion unzertrennlich ist. 

Dieser Fetischcharakter der Warenwelt entspringt, wie die vorhergehende Ana¬ 
lyse bereits gezeigt hat, aus dem eigentümlichen gesellschaftlichen Charakter der 
Arbeit, welche Waren produziert... 

Wie sehr ein Teil der Ökonomen von dem der Warenwelt anklebenden Fetischis¬ 
mus oderdem gegenständlichen Schein der gesellschaftlichen Arbeitsbestimmun¬ 
gen getäuscht wird, beweist u.a. der langweilig abgeschmackte Zank über die Rolle 
der Natur in der Bildung des Tauschwerts. Da Tauschwert eine bestimmte gesell¬ 
schaftliche Manier ist, die auf ein Ding verwandte Arbeit auszudrücken, kann er 
nicht mehr Naturstoff enthalten als etwa der Wechselkurs. 

Da die Warenform die allgemeinste und unentwickeltste Form der bürgerlichen 
Produktion ist, weswegen sie früh auftritt, obgleich nicht in derselben herrschen¬ 
den, also charakteristischen Weise wie heutzutage, scheint ihr Fetischcharakter 
noch relativ leicht zu durchschauen. Bei konkreteren Formen verschwindet selbst 
dieser Schein der Einfachheit. Woher die Illusionen des Monetarsystems? Es sah 
dem Gold und Silber nicht an, dass sie als Geld ein gesellschaftliches Produkti¬ 
onsverhältnis darstellen, aber in der Form von Naturdingen mit sonderbar gesell¬ 
schaftlichen Eigenschaften. Und die moderne Ökonomie, die vornehm auf das Mo- 
netarsystem herabgrinst, wird ihr Fetischismus nicht handgreiflich, sobald sie das 
Kapital behandelt? Seit wie lange ist die physiokratische Illusion verschwunden, 
dass die Grundrente aus der Erde wächst, nicht aus der Gesellschaft? 

Marx/Engels Werke, Band 25, Seiten 85-98 
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Henning von Stoltzenberg über die Verbotsforderung gegen die Rote Hilfe 

Dem Rechtsruck im Weg 


D ass der Feind aus Sicht der Be¬ 
hörden grundsätzlich links steht, 
ist keine neue Erkenntnis. Dass 
CDU-Politiker gerne mal gegen angeb¬ 
liche „linke Chaoten“ wettern, um Auf¬ 
merksamkeit zu bekommen, kommt 
schon mal vor. Dass allerdings direkt die 
Prüfung eines Verbots gefordert wird, wie 
kürzlich von Armin Schuster - seines Zei¬ 
chens Obmann im Innenausschuss -, ist 
schon etwas forsch und eigentlich ziem¬ 
lich unverschämt. 

„Rechtsstaatsfeindlich“ soll sie sein, 
diese Rote Hilfe. Warum eigentlich? Weil 
sie dazu rät, im Fall von staatlicher Re¬ 
pression die Aussage zu verweigern und 
einen politischen Prozess zu führen, statt 
um milde Strafen zu bitten. Außerdem 
soll der Verein an der Vorbereitung der 
Proteste gegen den G20-Gipfel beteiligt 
gewesen sein. Wo gibt’s denn sowas? Zu 
guter Letzt habe sich die Rote Hilfe nie 
von der RAF distanziert, heißt es gerne 


mal, wenn dem politischen Gegner nichts 
anderes mehr einfällt. 

Es ist schon recht auffällig, wenn zu 
einem Zeitpunkt, in dem in mehreren 
Bundesländern die Polizeigesetze dras¬ 
tisch verschärft werden und der Inlands¬ 
geheimdienst mehr Befugnisse erhält, 
quasi aus dem Blauen gegen eine bun¬ 
desweite linke Solidaritäts- und Schutz¬ 
organisation für die gesamte Linke und 
soziale Bewegungen geschossen wird. 

Denn es ist die Rote Hilfe, die linken 
Aktivistinnen und Aktivisten politisch 
und finanziell zur Seite steht, wenn sie 
Opfer von Polizeigewalt werden oder sie 


vor Gericht stehen und sich mit hohen 
Geld- oder Gefängnisstrafen konfron¬ 
tiert sehen. 

Der dringende Rat, sich und andere 
nicht zu belasten, könnte ebenso von je¬ 
der guten Anwältin kommen. Der Aufruf, 
sich nicht auf Zuruf der Repressionsbe¬ 
hörden für angeblich begangene Straf¬ 
taten zu entschuldigen, mag Law-and- 
Order-Politiker ärgern, dient aber der 
Wahrung der eigenen politischen Iden¬ 
tität, die gebrochen werden soll. Warum 
sollten Linke dem nachkommen? Eine 
der dringendsten Aufgaben in der kom¬ 
menden Zeit wird die Verteidigung der 


politischen Grundrechte sein, die aktuell 
eingeschränkt werden. 

Der G20-Gipfel und viele kleinere 
Ereignisse haben vorgemacht, wie die 
Bewegungsfreiheit sozialer Bewegungen 
Stück für Stück beschnitten werden soll. 
Hier ein Camp-Verbot, da eine Demo- 
Verbotszone und das Tragen von Fahnen 
der kurdischen Freiheitsbewegung kann 
dazu genutzt werden, Versammlungen di¬ 
rekt zu unterbinden. 

Dies sind die Entwicklungen, die die 
Grundrechte gefährden und die Teil ei¬ 
ner allgemeinen Rechtsentwicklung sind. 
Linke Organisationen wie die Rote Hilfe 


sind da im Weg. Sie ist unbequem, weil sie 
Missstände benennt, von Repression Be¬ 
troffene unterstützt und politischen Ge¬ 
fangenen eine Stimme gibt. 

Wer besorgt ist um den Rechtsstaat, 
könnte auch geistige Brandstifter und de¬ 
ren faschistische Handlanger als Bedro¬ 
hung ansehen. Ebenso wäre es möglich 
sich zu fragen, ob die Verelendung von 
Millionen Menschen durch die Hartz-IV- 
Gesetze eigentlich wirklich grundgesetz¬ 
konform ist. Auch die Lieferung von Rüs¬ 
tungsgütern für einen laufenden völker¬ 
rechtswidrigen Kriegseinsatz wie in Afrin 
gehört auf den Prüfstand. 

Allerdings wohl nicht aus Sicht der 
Law-and-Order-Strategen. Da wird eher 
mit dünnen Argumenten gegen die Rote 
Hilfe geschimpft. Der Feind steht links. 
Alles wie gehabt. 

Henning von Stoltzenberg ist Mitglied im 
Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V. 



Wladimir I. Lenin: 

„Wir enthüllen ein Denkmal für die 
Führer der proletarischen Weltrevo¬ 
lution, für Marx und Engels. (....) 

Das große weltgeschichtliche Ver¬ 
dienst von Marx und Engels besteht 
darin, dass sie durch ihre wissen¬ 
schaftliche Analyse den Beweis er¬ 
bracht haben für die Unvermeidlich¬ 
keit des Zusammenbruchs des Ka¬ 
pitalismus sowie seines Übergangs 
zum Kommunismus, in dem es kei¬ 
ne Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen mehr geben wird. 
Das große weltgeschichtliche Ver¬ 
dienst von Marx und Engels besteht 
darin, dass sie den Proletariern aller 
Länder ihre Rolle, ihre Aufgabe, ihre 
Berufung aufgezeigt haben: sich als 
erste zum revolutionären Kampf ge¬ 
gen das Kapital zu erheben und in 
diesem Kampf alle Werktätigen und 
Ausgebeuteten um sich zu vereini¬ 
gen.“ 

Rede bei der Enthüllung eines Denk¬ 
mals für Marx und Engels am 7. No¬ 
vember 1918 in Moskau. 

(Lenin, Werke Band 28 , Seite 160 ) 


Marx-Schwemme 

Grundausstattung statt Gimmicks • Kolumne von Georg Fülberth 


Als 2013 die UNESCO das „Manifest 
der Kommunistischen Partei“ und den 
ersten Band des „Kapital“ in ihr Welt- 
dokumentenerbe aufnahm, fühlten sich 
die Anhängerinnen und Anhänger von 
Karl Marx und Friedrich Engels bestä¬ 
tigt: also hätten ihre Vordenker doch 
Recht gehabt. Diese Schlussfolgerung 
wäre wohl unterblieben, hätte man 
Kenntnis davon genommen, welchen 
anderen Erzeugnissen des menschli¬ 
chen Geistes gleichzeitig dieselbe Ehre 
zuteil wurde: der Himmelsscheibe von 
Nebra und dem Lorscher Arzneibuch. 
Gewiss ist die UNESCO nicht der An¬ 
sicht, diese stellten die letztgültigen Er¬ 
kenntnisse der Astronomie oder Phar¬ 
mazie dar. 

Die späte Verbeugung vor Karl Marx 
ist mit der Ansicht der bürgerlichen 
Welt, er sei ein toter Hund, durchaus 
vereinbar, und zwar so sehr, dass man 
seine Einbalsamierung für angebracht 
hält. 

Dies gilt auch für einen großen Teil 
der Bekundungen anlässlich seines 200. 
Geburtstags am 5. Mai 2018. Marx ist 
Objekt der Kulturindustrie geworden, 
bis hin zum Stadtmarketing von Trier, 
das sein Gesicht für Fußgängerampeln 
benutzt. Auch die akademische Wissen¬ 
schaft gedeiht von ihm: innerhalb nicht 
einmal eines Jahrzehnts erschienen drei 
umfangreiche Lebensbeschreibungen 
von Karl Marx. Und in diesem Früh¬ 
jahr ist - viertens - der erste von drei 
Bänden einer Biographie von Michael 
Heinrich erschienen. 

Teilweise jenseits solcher akade¬ 
mischer Anstrengungen existiert ein 
wenngleich kleines politisches Parallel¬ 
welt-Universum, in dem Marxistinnen 


und Marxisten ihre Deutungskämpfe 
austragen: teils gegeneinander, teils ge¬ 
gen die bürgerliche Welt. 

Fast könnte man annehmen, dass 
wir inzwischen genug über Karl Marx 
wissen. 



Georg Fülberth 


Es stimmt nicht ganz. Noch ist sein 
Nachlass nicht vollständig veröffent¬ 
licht. Bis dies geschehen ist - durch 
die Marx-Engels-Gesamtausgabe 
(MEGA) - werden etwa eineinhalb 
Jahrzehnte vergehen. Und es hat bis 
2017 gedauert, dass endlich Thomas 
Kuczynski eine Edition des ersten Ban¬ 
des des „Kapital“ vorlegte, in der alle 
Hinweise von Marx berücksichtigt sind, 
die über den heute meistgebräuchli¬ 
chen Band 23 der blauen Marx-Engels- 
Werkausgabe (MEW) hinausgehen. 
Das sind unentbehrliche philologische 
Leistungen. 

Hiervon zu unterscheiden ist eine 
inzwischen mittlerweile eingetretene 
rein ideologische und selbstreferenti¬ 
elle (= sich selbst genügende) Über¬ 
produktion, für die Marx und Engels 


wahrscheinlich ein sarkastisches Ur¬ 
teil parat gehabt hätten: sie bringe 
uns keinen Flohsprung dem näher, 
was sie letztlich allein interessiert hat: 
dem Ende des Kapitalismus. Die ge¬ 
genwärtige Überfülle gleicht einem 
ständigen Wasserfluss in einen Behäl¬ 
ter, aus dem der Stöpsel nicht entfernt 
werden kann, sodass kein Abzug ent¬ 
steht. Er läuft aber auch nicht über, 
denn die Wände der Wanne werden 
immer höher. Der Kapitalismus kann 
das, was an Marx-Zitaten gegen ihn 
vorgebracht wird, offenbar noch lan¬ 
ge aushalten. 

So gesehen ist es wohl eher gut und 
nicht schlecht, wenn der Geburtstags¬ 
rummel irgendwann vorbei ist und auf 
andere Weise die Tatsache genutzt wird, 
dass es noch nie in der Geschichte in 
Deutschland eine Generation gegeben 
hat, die so viele Marx-Kenntnisse be¬ 
sitzt wie die heute lebende: dank der 
DDR im Osten und der Achtundsech- 
ziger im Westen. 

Was kann man damit anfangen? 

Zum Beispiel könnte man einen 
Perspektivwechsel vornehmen: nicht 
sofort fragen, welche Aussagen von 
Marx und Engels in der Gegenwart auf 
welche Weise angewandt werden sollen, 
sondern umgekehrt: Probleme der Ge¬ 
genwart zunächst als solche wahrneh¬ 
men, eigene Antworten probieren und 
dabei nachsehen, ob sich vielleicht bei 
auch bei den beiden Altvorderen schon 
etwas dazu findet. Und gerade wenn 
da und dort Fehlanzeige sein sollte, ist 
eine Grundausstattung unentbehrlich: 
ein solider „Kapital“-Kurs. Es muss ja 
nicht immer gleich eine Komplett-Lek- 
türe von über 2 000 Seiten sein. 


Klaus Wagener zu Strafen gegen VW 


Betrügen bleibt billig 


Manchmal wird es selbst der EU-Kom- 
mission zu viel. Zwar sind die Brüsseler 
nicht gerade für eine konzernkritische 
Haltung bekannt, aber was die Berli¬ 
ner Groko so in Sachen Dieselbetrug 
abzieht, nämlich Zuhälterei, ist selbst 
für die Junckers-Kommission inakzep¬ 
tabel. 

„Betrügen darf nicht so billig sein“, 
wird EU-Verbraucherschutzkommis- 
sarin Vera Jourova zitiert. Sie fordert 
Strafzahlungen von bis zu 4 Prozent 
des Jahresumsatzes. Der Konzernum¬ 
satz von VW liegt bei 230 Mrd. Euro. 
Wäre immerhin etwas. Aber Ex-VW- 
Chef Matthias Müller hatte gebarmt, in 
den USA schon 25 Mrd. Euro zahlen zu 
müssen. Sein Klagen war im Dobrindt- 
Ministerium erhört worden. Bislang hat 
sich weder ein Staatsanwalt noch das 
Verkehrsministerium gerührt. 

Dabei geht es natürlich nicht um die 
banale „Schummelei“, die uns die Quali¬ 
tätsmedien so gern nahebringen wollen, 
sondern um vorsätzliche Körperverlet¬ 
zung in zehntausenden Fällen, teilwei¬ 
se mit Todesfolge. Die automobile Um¬ 
weltbelastung in den Städten ist eine 
ernste Sache. Menschen werden krank, 
Menschen sterben. 

Lebten wir in dem so gern bemühten 
„Rechtsstaat“, wären die illegal zustande 
gekommenen Betriebsgenehmigungen 
erloschen, Fahrverbote würden ausge¬ 


sprochen und durchgesetzt, Kaufverträ¬ 
ge würden für nichtig erklärt und rück- 
abgewickelt, den Bewohnern belasteter 
Areale würde Schadenersatz geleistet, 
die Verantwortlichen, Vorstände, Auf¬ 
sichtsräte etc. würden vor Gericht ge¬ 
stellt und wegen organisierter Krimina¬ 
lität, bandenmäßig begangenen Betrugs, 
Körperverletzung, mindestens fahrläs¬ 
siger Tötung in zahlreichen Fällen ver¬ 
urteilt. Die politisch Verantwortlichen 
würden wegen Strafvereitelung im Amt, 
Unterstützung einer kriminellen Verei¬ 
nigung, Begünstigung schwerer Strafta¬ 
ten ebenfalls vor dem Kadi landen. Und 
ebenso klar ist: Der „Rechtsstaat“ findet 
nicht statt - und zwar obwohl dem Ver¬ 
kehrsminister, und wohl auch der Justiz, 
völlig klar ist, dass eigentlich dringender 
Handlungsbedarf besteht. 

Natürlich wissen alle (die es wissen 
wollen), dass der gegenwärtige automo¬ 
bile Individualverkehr eine verkehrspo¬ 
litische, raumplanerische und ökologi¬ 
sche Katastrophe ist. Eine Katastrophe, 
deren Ursache vor allem im Drang nach 
Maximalprofit liegt. Dieser Drang blo¬ 
ckiert selbst das Denken. So stark, dass 
es die Vision einer ernsthaften, ökolo¬ 
gischen verkehrspolitischen Alternative 
nicht einmal mehr in die Nähe der re- 
gierungszugelassenen Parteien schafft. 
„Augen zu und durch“ ist die Devise der 
„Groko“. Nicht nur verkehrspolitisch. 


Ursula Vogt über das Menschenbild der CSU 


Irre, gefährlich oder beides 


Wir Bürgerinnen und Bürger im Frei¬ 
staat Bayern lernen gerade, dass wir alle 
entweder irre oder gefährlich oder wahr¬ 
scheinlich beides sind. Dem allgegenwär¬ 
tigen potentiell irren Verbrecher, Gefähr- 
der, Unruhestifter begegnet die Obrig¬ 
keit mit dem Psychiatriehilfegesetz und 
dem Polizeiaufgabengesetz, mit dem - so 
Rechtsanwalt Hartmut Wächtler in sei¬ 
ner Expertise an den Bayerischen Land¬ 
tag - „der Polizei eine so umfassende 
Eingriffs- und Kontrollbefugnis in die Le¬ 
bensweise und Privatsphäre der Bürge¬ 
rinnen zugestanden (wird) wie sie noch 
keine deutsche Behörde seit 1945 besaß“. 

Gegen den als Bürger getarnten 
Gottseibeiuns hat Herr Ministerpräsi¬ 
dent Söder am 24. April verfügt, dass in 
jeder Behörde der bayerischen Staatsver¬ 
waltung das Kruzifix zu hängen habe. Das 
hat nix mit Religion zu tun, es geht viel¬ 
mehr um ein „Bekenntnis zur Identität“ 
und zur „kulturellen Prägung“ Bayerns. 
„Das Kreuz ist nicht ein Zeichen einer 
Religion“, sagte Söder. Da werden sich 
die Gläubigen aber freuen, wenn sie in 
Zukunft zum Söderschen Identitätsbe¬ 
kenntnis aufblicken dürfen und nicht zu 
ihrem gekreuzigten Heiland. 

Böse Zungen behaupten nun, das 
christlich-nächstenliebende Eindre¬ 
schen der CSU auf den Islam und die 
parteipolitische Vermarktung eines re¬ 


ligiösen Symbols hätten viel zu tun mit 
den im September stattfindenden Land¬ 
tagswahlen. Vermehrt seit den Bundes¬ 
tagswahlen, bei denen die AfD auch der 
CSU den Platz ganz weit rechts außen 
streitig machte, zeigt die CSU als Speer¬ 
spitze der Reaktion, welch verächtliches 
Bild sie von Menschen hat. Leo Kofler 
hat dieses „repressive Menschenbild“ 
als Produkt der gesamten klassengesell¬ 
schaftlichen Entwicklung der Menschheit 
beschrieben. Der Kapitalismus zeigt sei¬ 
ne Menschenvernichterfratze; die Schuld 
muss dem einzelnen Menschen und sei¬ 
ner Boshaftigkeit zugeschrieben werden; 
das Individuum im Überlebenskampf ge¬ 
gen alle. „Die Fetischisierung der indivi¬ 
duellen Durchsetzungsfähigkeit und des 
Erfolgsstrebens, der Mythos von Stärke 
und Leistung finden ihre Entsprechung in 
der Wut auf die Schwachen und in Atta¬ 
cken auf die Außenseiter“ schreibt Wer¬ 
ner Seppmann treffend. Irrationalismus 
ist dem Imperialismus wesenseigen, ana¬ 
lysiert Tornas Metscher. 

Je erfolgreicher die AfD dumpfe 
Ängste bedient und Aufklärung, Rati¬ 
onalität, Humanismus zum Teufel jagt, 
umso eifriger hechelt die CSU ihrem ei¬ 
genen Zeitgeist hinterher. Das lässt vie¬ 
len die Zornesader schwellen und treibt 
sie auf die Straße. Das Volk ist nicht so 
blöd wie Söder es gerne hätte. 
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Ein guter Witz ist eine Lüge wert 

Der „Spiegel“ übt sich in Boulevardmarxismus 


«Eure Ideen selbst sind Erzeug¬ 
nisse der bürgerlichen Produk¬ 
tions- und Eigentumsverhältnisse. 
Die herrschenden Ideen einer Zeit 
waren stets nur die Ideen der herr¬ 
schenden Klasse.» 


A 




W ie der „Spiegel“ in einem 150 
Seiten langen „Spiegel-Ext¬ 
ra“ mit dem 200. Geburtstag 
von Karl Marx umgeht, erfährt man auf 
den ersten Zeilen: „Vor allem Marx [...] 
feilte an jedem Satz, als ginge es darum, 
der Menschheit ewige Gesetze zu ver¬ 
künden“, beginnt Uwe Klussmann sei¬ 
nen Beitrag über die Entstehung des 
Kommunistischen Manifests. Er selbst 
verfährt anders: Was man einem guten 
Wissenschaftler als Tugend anrechnet - 
genau darüber nachzudenken, was man 
schreibt - dient ihm als Projektionsflä¬ 
che seiner dümmlichen Ironie. 

Das hat Methode, und ein Beispiel 
für das Ganze sei hier betrachtet: In 
einem langen Artikel über „Das Kapi¬ 
tal“ schreibt Barbara Supp: „Im Nach¬ 
wort zur zweiten Auflage beklagt sich 
Marx: ,Die gelehrten und ungelehrten 
Wortführer der deutschen Bourgeoi¬ 
sie haben ,Das Kapital 4 zunächst totzu¬ 
schweigen versucht [...]. Dennoch will 
ich, zu Nutz und Freud dieser Herren, 
hier ein englisches und ein russisches 
Urteil zitieren ...‘ Man ahnt es: Es fällt 
grandios aus.“ 

Karl Marx also ist nicht nur ein 
langsamer Schreiber, der ewige Geset¬ 
ze verkündet, sondern auch ein Ego¬ 
zentriker, der sich über Kritik „be¬ 
klagt“ und - „man ahnt es“ - nur Urtei¬ 
le gern zitiert, die „grandios“ ausfallen. 

Unerwähnt bleibt: In der Fußnote, 
auf die sich Barbara Supp bezieht, zi¬ 
tiert Karl Marx tatsächlich das Urteil: 
„Die Darstellung [...] zeichnet sich aus 
durch Allgemeinverständlichkeit, Klar¬ 
heit und, trotz der wissenschaftlichen 
Höhe des Gegenstands, ungewöhnliche 
Lebendigkeit.“ Was ihm aber viel wich¬ 
tiger war, steht im Text. Dort zitiert er 
I.I. Kaufman mit einer Rezension in ei¬ 
ner Petersburger Zeitschrift: „Demzu¬ 
folge bemüht sich Marx nur um eins: 
durch genaue wissenschaftliche Unter¬ 
suchung die Notwendigkeit bestimm¬ 
ter Ordnungen der gesellschaftlichen 
Verhältnisse nachzuweisen [...]. Hierzu 
ist vollständig hinreichend, wenn er mit 
der Notwendigkeit der gegenwärtigen 
Ordnung zugleich die Notwendigkeit 
einer andren Ordnung nachweist, wo¬ 
rin die erste unvermeidlich übergehen 
muss, ganz gleichgültig, ob die Men¬ 
schen das glauben oder nicht glauben, 
ob sie sich dessen bewusst oder nicht 
bewusst sind. [...] Aber, wird man sa¬ 
gen, die allgemeinen Gesetze des öko¬ 
nomischen Lebens sind ein und diesel¬ 
ben; ganz gleichgültig, ob man sie auf 
Gegenwart oder Vergangenheit an¬ 
wendet. Grade das leugnet Marx. Nach 
ihm existieren solche abstrakte Gesetze 


nicht ... Nach seiner Meinung besitzt 
im Gegenteil jede historische Periode 
ihre eignen Gesetze ... Sobald das Le¬ 
ben eine gegebene Entwicklungsperio¬ 
de überlebt hat, aus einem gegebenen 
Stadium in ein andres Übertritt, beginnt 
es auch durch andre Gesetze gelenkt 
zu werden.“ 

Dazu bemerkt Karl Marx: „Indem 
der Herr Verfasser das, was er meine 
wirkliche Methode nennt, so treffend 
[...] schildert, was andres hat er geschil¬ 
dert als die dialektische Methode?“ Es 
ging ihm in seinem Nachwort zur zwei¬ 
ten Auflage des Kapitals darum, zu 
zeigen: „Die im ,Kapital 4 angewandte 
Methode ist wenig verstanden worden“. 
Und dazu beruft er sich übrigens nicht 


auf ein „grandioses“ Urteil, denn I. I. 
Kaufman nennt Karl Marx den „größ¬ 
ten Idealphilosoph, und zwar im deut¬ 
schen, d.h. schlechten Sinn des Wortes“. 
Aber anders als Uwe Klussmann mit 
seinem peinlichen Scherz über „ewige 
Gesetze 44 hat dieser Kritiker ihn wenigs¬ 
tens annähernd verstanden. 

Also - „man ahnt es“: Man liest in 
dem Heft viel Ergötzliches und Neben¬ 
sächliches, das mit allerlei platter Ironie 
garniert und nach dem Prinzip präsen¬ 
tiert wird: Ein guter Witz ist eine Lüge 
wert. Dass dabei die wesentlichen In¬ 
halte des marxistischen Denkens un¬ 
erwähnt und unverstanden bleiben, 
versteht sich von selbst. Zotig gesagt: 
Über die Eiterbeulen zwischen den Bei¬ 


nen von Karl Marx, mit denen sich der 
„Spiegel“ ebenfalls eingehend beschäf¬ 
tigt, kommen seine Redakteure auch 
geistig nicht hinaus. 

Sie werden es mir daher verzeihen, 
dass ich mir dieses Urteil bilde, obwohl 
ich das Heft schon nach 50 Seiten ent¬ 
nervt beiseite gelegt habe. Wie man 
sich geistiger Sorgfalt ohne Gewissen 
entledigt, dafür bieten die Damen und 
Herren des Revolverblatts selbst treff¬ 
liche Vorbilder. Den Lesern der UZ 
aber möchte ich gestehen: Was über 
den Kommunismus im Fortgang des 
Heftes geschrieben wird, müssen an¬ 
dere bewerten. Ich vermag es gerade 
nicht zu ertragen. 

Roman Stelzig 


Marx als Comic 

Auf den Seiten 2 bis 7 und 10 bilden 
wir anlässlich des 200. Geburtstags 
von Karl Marx Zeichnungen des 
österreichischen Comic-Zeichners 
Karl Berger ab. Sie stammen aus 
einem Comic über das„Kommu- 
nistische Manifest“ von Karl Marx 
und Friedrich Engels, das exklusiv 
als deutsche Version zum 20. 
UZ-Pressefest der DKP vom 7. bis 9. 
September im Revierpark Wisch¬ 
lingen in Dortmund erscheinen 
wird. Die österreichische Version 
veröffentlichte die KPÖ Steiermark 
zum 1. Mai 2018. 


Gut erklärt, aber umbenannt 

Terry Eagleton führt direkt und über Umwege zum Materialismus von Marx und Engels 


Über Nietzsche und Wittgenstein Marx 
verstehen lernen? Eine verrückte Me¬ 
thode. Terry Eagleton versucht sie in sei¬ 
nem Buch „Materialismus“. Und siehe 
da, sie funktioniert nicht. Natürlich gibt 
es zwischen allen Denkern Parallelen 
(und Gegensätze). Man kann sich über 
eine solche Feststellung lustig machen, 
ganz so wie Eagleton sich lustig macht 
über die in der Tat schlichte Feststellung 
dialektischer Materialisten, alles hänge 
mit allem zusammen. Zum Nutzen für 
den Leser stellt der Autor die Kapitel 
über Nietzsche und Wittgenstein an den 
Schluss seines Buches. Bei Wittgenstein 
könnte Eagleton, der an der Universi¬ 
tät Lancaster englische Literatur lehrt, 
das Motiv gehabt haben, dass der spä¬ 
te Ludwig Wittgenstein als Stammvater 
der analytischen Sprachphilosophie an 
britischen Universitäten immer noch 
sehr viel gilt. Er dient vielen dort lehren¬ 
den akademischen Philosophen dazu, 
durch die von ihm genutzte Analyse des 
Sprachgebrauchs althergebrachte phi¬ 
losophische Fragen (wie etwa die nach 
dem Sinn des Lebens) als unsinnig zu 
entlarven und damit zugleich die Kritik 
an den herrschenden Zuständen als un¬ 


wissenschaftlich hinzustellen. Wittgen¬ 
stein hat aber tatsächlich, wie Eagleton 
ausführt, anhand von Sprachspielen ge¬ 
zeigt, „wie materielle Zeichen innerhalb 
einer praktischen Lebensform wirken“. 
(S. 27) Was die Praxis als Kriterium der 
Wahrheit und was die Entstehung von 
Sprache und Bewusstsein in der koope¬ 
rativen Arbeit betrifft, ist Wittgenstein 
also nahe am Materialismus von Marx 
und Engels. 

Den weitaus überwiegenden Teil sei¬ 
nes Buches widmet Eagleton der Dar¬ 
stellung und Erläuterung der philoso¬ 
phischen Haltung von Marx. Das ist von 
vorn bis hinten angenehm und sehr ver¬ 
ständlich zu lesen, sodass man als Le¬ 
ser gern der manchmal sprunghaften 
Darstellung folgt. Schon der Einstieg 
macht den Autor und sein Vorhaben 
sympathisch. Er wendet sich gegen die 
„postmoderne Orthodoxie“, die im Ge¬ 
folge von Michel Foucault den mensch¬ 
lichen Körper ausschließlich als kultu¬ 
relles Konstrukt versteht und „für die 
erstaunlicherweise alle universellen An¬ 
sprüche unterdrückerisch sind“ (S. 8). 
„Schon in den 1980er Jahren wichen die 
Gespräche über Sozialismus“, schreibt 


Eagleton im Vorwort, „jenen über Se¬ 
xualität, und eine kulturelle Linke, die 
größtenteils betreten über den Gegen¬ 
stand des Kapitalismus schwieg, äußerte 
sich immer lautstarker über die Frage 
der Körperlichkeit.“ (S. 9). „Für die Post¬ 
moderne ist die Wirklichkeit nur Ton in 
unseren Händen, den der herrschaftli¬ 
che Wille ausrollt, in Streifen schneidet, 
weichklopft und anschließend ummo¬ 
delt. So eine Position ist nichts weiter 
als eine spätkapitalistische Version der 
alten gnostischen Ablehnung der Ma¬ 
terie.“ (S. 16) 

Materialismus ist für Eagleton „so¬ 
matischer Materialismus“. Auch „Marx 
ist ein somatischer Materialist“ (S. 73), 
schreibt Eagleton. Er meint damit, dass 
der Mensch wie andere Tiere auch Pro¬ 
dukte der Natur sind. Der menschliche 
Körper hat, schon als er noch der Kör¬ 
per eines Tieres war, den Stoffwechsel 
mit der übrigen Natur betrieben. Aber 
der Stoffwechsel hat seinen Charakter 
verändert, der Mensch formt ihn um, er 
formt sich selbst um im Zuge der Ar¬ 
beit und wird damit historisch. Eagle¬ 
ton (S. 84): „In den Augen von Marx 
ist die Natur grundlegender als die Ge¬ 


schichte, weil sie uns in Gestalt unserer 
Gattungswesen überhaupt erst erlaubt, 
eine Geschichte zu haben.“ Und: „Ar¬ 
beit ... ist für Marx ... eine erkenntnis¬ 
theoretische Kategorie wie eine gesell¬ 
schaftliche und ökonomische.“ Eagleton 
mag Marx 4 Philosophie „somatischen 
Materialismus“ nennen, er stellt aber 
auf diesen Seiten wesentliche Momen¬ 
te des „historischen Materialismus“ gut 
und pädagogisch geschickt dar. 

Umso sonderbarer wirkt da eine Be¬ 
griffsverwirrung. „Historischer Materia¬ 
lismus“ ist für Eagleton nämlich aus ir¬ 
gendeinem Grund weniger als das. His¬ 
torische Materialisten müssten keine 
Atheisten sein, schreibt er. Es bestehe 
„keine logische Verbindung“ zwischen 
dem Atheismus und dem historischen 
Materialismus. Denn der historische 
Materialismus sei „nicht ontologisch 
ausgerichtet“. (S. 17/18) Letzteres ist si¬ 
cher der Fall. Und in kommunistischen 
Parteien wie der DKP zum Beispiel fin¬ 
den sich in der Tat auch Christen. Die 
„logische Verbindung 44 allerdings stellt 
Eagleton im Buch mehrmals selbst her, 
wenn er Marx und den historischen Ma¬ 
terialisten zustimmt, die Religion und 


Gott als Produkt des menschlichen Be¬ 
wusstseins darstellen. Der Glaube an 
Gott als Weltschöpfer ist damit logisch 
nicht zu vereinbaren. „Historischer Ma¬ 
terialismus“ ist für Eagleton enger be¬ 
stimmt, nämlich als Lehre vom Klas¬ 
senkampf, von sozialer Befreiung und 
vom „Sieg des Proletariats“. Er ist bei 
ihm eine politische Richtung, nämlich 
die Politik kommunistischer und lin¬ 
ker sozialistischer Parteien. Der Nach¬ 
teil an Eagletons Begriffsbestimmung 
besteht darin, dass er der Politik der 
Kommunisten und Sozialisten die phi¬ 
losophische Grundlegung nimmt. Bei 
Marx und Engels jedenfalls ist der his¬ 
torische Materialismus, wie er in der 
„Deutschen Ideologie 44 1845/46 zum ers¬ 
ten Mal weitgehend komplett formuliert 
ist, die unmittelbare Voraussetzung, um 
das „Kommunistische Manifest 44 1847 zu 
verfassen. Eagleton schildert auch das in 
beeindruckender Weise in diesem ins¬ 
gesamt sehr lesenswerten und anregen¬ 
dem Buch. 

Lucas Zeise 

Terry Eagleton: Materialismus, Prome¬ 
dia Verlag, Wien, 2018,192 S., 17,90 Euro 
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Noch vor der Moderne 

Eisenstein wollte die Filmkunst revolutionieren 


Kultursplitter 


Vielschichtig 

„Drei Tage in Quiberon“ ist der große 
Gewinner der diesjährigen Verleihung 
der Deutschen Filmpreise. Der Film 
über ein Interview der deutschen Film- 
Legende Romy Schneider wurde unter 
anderem mit „Lolas“ für den besten 
Film, die beste Hauptdarstellerin und die 
beste Regie geehrt. Der Filmgeschichte 
liegt eine tatsächliche Begebenheit zu¬ 
grunde. 1981 versucht Romy Schneider, 
sich von ihrer Alkohol- und Tabletten¬ 
sucht zu befreien und lässt sich auf ein 
langes Gespräch mit dem „Stern“-Re- 
porter Michael Jürgs ein. Maria Böh¬ 
mer spielt Romy mit beeindruckender 
Intensität, der Film und die reichlichen 
Preise der Deutschen Filmakademie 
(immerhin sieben „Lolas“) sollen wohl 
eine späte Entschuldigung gegenüber 
der Schauspielerin sein, die in Deutsch¬ 
land lange nicht über ihre „Sissi“-Filme 
hinauskam, verbittert nach Frankreich 
und nach Hollywood ging und da erst 
ihre Weltkarriere begann und grandi¬ 
os gestaltete. In diesem Jahr würde die 
Schneider ihren 80. Geburtstag feiern, 
sie wählte jedoch 1982 den Freitod. Der 
Spielfilm lohnt einen Kinobesuch, dank 
der Schauspielerinnen und Schauspieler, 
einer eleganten Kameraführung und ei¬ 
ner sehr einfühlsamen Filmmusik. 

Jury und Preise 

Wikipedia listet 122 Musikpreis alleine 
in Deutschland auf, in den meisten Fäl¬ 
len gibt es mehrköpfige Jurys, manche 
der Jurorinnen und Juroren sind sogar 
mehrfach im Einsatz. Nach dem Eklat 
bei der „Echo“-Preisverleihung - eine 
große Zahl früherer Preisträger gab 
den Preis zurück - hat sich der Ausrich¬ 
ter, der Verband der Musikindustrie, 
eine längere Denkpause verordnet, gibt 
es nun generelle Diskussionen über das 
System von Förderung und Sponsoring 
in der Kulturindustrie. Der Wirbel um 
die Schwedische Akademie, die den 
Literaturnobelpreis vergibt und dem 
die - eigentlich auf Lebenszeit - ge¬ 
wählten Mitglieder ausgehen, richtet 
den Blick besonders auf die sehr unter¬ 
schiedlichen Formen und Besetzungen 
der Preis-Jurys. Preisträger, die von ei¬ 
nem Juror benannt werden, geraten we¬ 
niger in den Geruch von Absprachen 
und Gegenseitigkeiten, wo die Jury aus 
vielen Mitglieder bestückt wird (beim 
Literaturnobelpreis immerhin 18 Da¬ 
men und Herren), sind Beeinflussun¬ 
gen und Kameraderien nicht abwegig, 
wo der Preis von der jeweiligen Kultur¬ 
industrie ausgelobt und auch die Jury 
benannt wird, ist die Absicht klar. Der 
„Echo“ hatte als wichtigstes Kriterium 
die Verkaufszahlen des letzten Jahres. 

Clever und dumm 

Wenn einer weiß, wie man einen Best¬ 
seller produziert, dann ist das Frank 
Schätzing. Schließlich kommt der 
Mann aus der Werbeindustrie und hat 
gelernt, wie man den „Markt“ bedient. 
In seinem neuen Buch „Die Tyrannei 
des Schmetterlings“ beschäftigt sich der 
smarte Frank mit Künstlicher Intelli¬ 
genz. Schätzing hält KI für das derzeit 
interessanteste Forschungsfeld über¬ 
haupt - und fragt sich, was noch vom 
Menschen bleibt, wenn die von ihm 
gebauten Maschinen Bewusstsein ent¬ 
wickeln. Er ist also auf dem Trip der 
einflussreichen US-Milliardäre, die 
hinter den großen Datensammel-Un- 
ternehmen stehen und die Vorstellun¬ 
gen entwickeln, die persönliche Ent¬ 
scheidungsfreiheiten und demokrati¬ 
sche Willensbildungen für nicht mehr 
wichtig erachten. Der Bestsellerautor 
zweifelt nicht daran, dass KI das Leben 
der Menschen schon in naher Zukunft 
maßgeblich beeinflussen wird. Der Ver¬ 
lag wirbt mit Sprüchen wie „KI bietet 
unglaubliche Möglichkeiten, sei aber 
zugleich hochgefährlich“. Was uns der 
Schreiber auf rund 700 Seiten erzählt, 
ist nur ein billiger Thriller, völlig übli¬ 
che Plots wie naive Polizisten in einer 
Wüstenlandschaft der USA, ein ge¬ 
heimnisvoller Forschungskomplex und 
sogar die Zeit gerät aus ihren linearen 
Fugen. Mit wenigen Worten: langatmig 
und ungenau, widersprüchlich und ba¬ 
nal. Durch dieses Buch kann man sich 
quälen oder besser: sein lassen. 

Herbert Becker 


I m Jahre 1927 hatte der sowjetische 
Filmregisseur Sergej M. Eisenstein 
seinen Film „Oktober“ fertig gedreht, 
er saß vor 60 000 Meter Rohmaterial 
und musste den Film noch schneiden. 
Am 12. Oktober 1927 notierte Eisen¬ 
stein (1898-1948) in sein Arbeitsheft: 
„Der Entschluss steht fest, ,Das Kapi¬ 
tal 4 nach dem Szenarium von K. Marx 
zu verfilmen - dies ist der einzig mög¬ 
liche formale Ausweg.“ Eisenstein, vor 
120 Jahren in Riga geboren und vor 70 
Jahren in Moskau gestorben, galt in der 
Sowjetunion seit seinem Film „Pan¬ 
zerkreuzer Potemkin“ (1925) als der 
einflussreichste Filmemacher der jun¬ 
gen Republik. Nach der Premiere von 
„Panzerkreuzer Potemkin“ und dem 
Siegeszug durch die europäischen Ki¬ 
nos wurde der russische Montagefilm 
zu einem Vorbild für viele Regisseu¬ 
re und Eisenstein zu seinem berühm¬ 
testen Vertreter, zum Theoretiker der 
neuen Expressivität. Dieser Film trans¬ 
portierte ein neues Filmverständnis, ein 
anderes Russlandbild und einen ande¬ 
ren Heldentyp. Die Revolution war mit 
Gewalt verbunden. Mit dieser Gewalt 
der Konterrevolution - Pogrom, Zer¬ 
störung, Aufstand und Massenvernich¬ 
tung - setzten sich Eisensteins Filme 
auseinander. Dabei atmeten ihre apo¬ 
kalyptischen Bilder eine Euphorie des 
Neuanfangs und diese wirkte anste¬ 
ckend. Die neue Ästhetik verblüffte, 
ihre hypnotische Wirkung konnte nicht 
gleich eingeordnet werden. 

Das Szenarium, von dem er in seinem 
Arbeitsheft sprach, basierte auf seinen 
Überlegungen, die alltagsrelevanten 
Charaktere der wichtigsten Probleme 
des Hauptwerks der Kritik der politi¬ 
schen Ökonomie ästhetisch darstellbar 
zu machen. Karl Marx selbst sprach 
in der Begründung seiner Wahl der 
Darstellungsweise von einem „artisti¬ 
schen Ganzen“: „Ich kann mich aber 
nicht entschließen, irgend etwas weg¬ 
zuschicken, bevor das Ganze vor mir 
liegt. Whatever shortcomings they may 
have, das ist der Vorzug meiner Schrif¬ 
ten, dass sie ein artistisches Ganzes sind, 
und das ist nur erreichbar mit meiner 
Weise, sie nie drucken zu lassen, bevor 
sie ganz vor mir liegen.“ (MEW Band 
31, Seite 132) 

Eisenstein sah vor, „intellektuelle At¬ 
traktionen“ zu sammeln und so ein ka¬ 
merataugliches „Sujet-Rückgrat“ zu 
entwerfen. Dies sollte der Ausgangs¬ 
punkt für Assoziationsketten sein, mit 
deren Hilfe grundlegende Kapitel des 
Hauptwerks von Karl Marx dialektisch 
dargestellt werden könnten. Literari¬ 
sches Vorbild für dieses ambitionierte 
Vorhaben war ihm der formale Aufbau 
des Romans „Ulysses“ von James Joyce 
(1922 erschienen), der in achtzehn Epi¬ 
soden einen einzigen Tag - den 16. Juni 
1904 - im Leben des Leopold Bloom 


Seine „sittliche Aufführung gegen Vor¬ 
gesetzte und Mitschüler war gut“. Sei¬ 
ne Kenntnis der christlichen Glaubens¬ 
und Sittenlehre war „ziemlich deutlich 
und begründet“, gute Kenntnisse in 
Mathe und Geschichte; Geographie: 
ziemlich bewandert, Physik: mittelmä¬ 
ßige Kenntnisse. So steht es im Reife¬ 
zeugnis des Karl Heinrich Marx, gebo¬ 
ren zu Trier am 5. Mai 1818. Mit dieser 
eher durchschnittlichen Beurteilung 
hätte was Rechtes werden können aus 
diesem Jüngling. Er wurde was Linkes, 
wär‘s anders gekommen, es wäre ewig 
schade um ihn. 

Auch sonst war der junge Karl wohl 
nicht viel anders als andere junge Män¬ 
ner des Biedermeier. Er gab gern Pa¬ 
pas Geld aus - woher es kommt ana¬ 
lysierte er ja erst später, 1836 wurde 
er an der Uni wegen Lärmens im Suff 
mit einem Tag Karzer - kennt man 
das Wort überhaupt noch? - bestraft. 
Im gleichen Jahr focht er einen Streit 
mit einem Borussia-Burschen aus, was 


beschreibt. Eisenstein traf Joyce 1929 
in Paris, vage überlegte er auch, dieses 
Jahrhundertwerk der Literatur parallel 
zum „Kapital“ zu verfilmen. Aus allen 
symbolischen Einstellungen des Films 
„Oktober“ ging klar und deutlich her¬ 
vor, warum für Eisenstein der einzig 
mögliche formale Ausweg zur Verfil¬ 
mung des „Kapitals“ nur die Montage 
sein konnte. Nur so wäre es möglich, zu 
einer vollständigen Revolutionierung 
des Sehens und damit des Denkens 
zu gelangen. Und nur so ließe sich die 
Metaphorik dialektisch positionieren. 
Das zu erreichen war für Eisenstein 
unverzichtbar. Genau das verfochten 
John Heartfield in der Fotomontage, 
Bertolt Brecht im Theater und Hanns 
Eisler in der Musik. Eisenstein formu¬ 
lierte in seinen Notaten „Die Börse 
darf nicht durch eine ,Börse 4 wieder¬ 


gegeben werden, sondern durch Tau¬ 
sende von kleinen Details“. Oder „Im 
Ablauf des gesamten Films kocht eine 
Frau für ihren heimkehrenden Mann 
Suppe. Es sind zwei sich überschnei¬ 
dende assoziative Themen möglich: 
die kochende Frau und der heimkeh¬ 
rende Ehemann ... Die Assoziation des 
dritten Teiles (zum Beispiel kommt aus 
dem Pfeffer, mit dem sie würzt: Pfef¬ 
fer, Cayenne. Teuflisch scharf: Dreyfus. 
Französischer Chauvinismus ... Krieg. 
Im Hafen versenkte Schiffe ... Die ver¬ 
sinkenden englischen Schiffe .. .könnte 
man gut mit dem Deckel des Kochtop¬ 
fes zudecken 44 Eisensteins Plan sah vor, 
das Leben dieser zwei Menschen an ei¬ 
nem einzigen Tag zu verfilmen. Dafür 
gab es für ihn nur die Möglichkeit, se¬ 
rielle Bilder zu produzieren, Fragmen¬ 
tarisches, noch Offenes zu zeigen, nicht 
nur zu montieren, sondern die Montage 
selbst deutlich zu machen. 


nichts mit Fußball zu tun hat. Die Bo¬ 
russia war ein reaktionäres Studenten¬ 
korps. Davon behielt er eine Narbe am 
linken Auge. Außerdem, altersgemäß: 
Karl liebte. Ungewöhnlicherweise hielt 
diese erste Liebe über materielle Not 
und Anfechtungen ein Leben lang. Und 
er schwärmte, das heißt er schrieb Ge¬ 
dichte. Für die Angebetete und über 
die Dinge seiner Zeit. 

Das kann peinlich enden und tat 
es in diesem Fall nicht. Sonst hätten 
die „Grenzgänger“ wohl kaum eini¬ 
ge davon jetzt vertont und eine wirk¬ 
lich runde CD daraus gemacht. An¬ 
gefangen mit dem sentimentalen Auf¬ 
schrei „Jenny Jenny“ über die zeitlose 
Beschimpfung des Spießers bis zum 
dreizehnten Lied auf der Scheibe, ei¬ 
nem Spottgesang auf geistig enge Li¬ 
teraturkritik: Thema der Gedichte ist 
der Widerspruch - in der Natur, von 
Gefühlen, Kräften, auch schon gesell¬ 
schaftlichen Gruppen. Und der Streit, 
der aus dem Widerspruch hervorgeht, 


Der Ausspruch von Hegel „Die wah¬ 
re Gestalt, in welcher die Wahrheit 
existiert, kann nur das wissenschaftli¬ 
che System derselben sein“, wurde von 
Karl Marx für sich und seine Arbeit in 
Anspruch genommen. Die dahinter lie¬ 
gende Vorstellung, es gebe eine Totali¬ 
tät, das heißt eine Möglichkeit, den Satz 
von Hölderlin wahr werden zu lassen: 
„Einig zu sein, ist göttlich und gut; wo¬ 
her ist die Sucht denn unter den Men¬ 
schen, dass nur Einer und Eines nur 
sei?“ war und ist für viele Künstler und 
Wissenschaftler bis heute eine gewalti¬ 
ge Aufgabe, bei der das Scheitern ein¬ 
gerechnet werden muss. Dietmar Dath 
stellte sich und uns einmal die Frage 
nach der Perspektive, in der Marx sein 
Buch wohl geschrieben habe: „Kann 
das Kapital ,Ich 4 sagen?“. Im „Kommu¬ 
nistischen Manifest“ steht die berühm¬ 


te Metapher von den versteinerten Ver¬ 
hältnissen, denen ihre eigene Melodie 
vorzuspielen sei. Wie bringt man diese 
Verhältnisse zum Tanzen? Was für In¬ 
strumente braucht man (wer)? Welche 
Musik ist das, wer komponiert sie? 
Diese und andere Bilder waren für 
Sergej Eisenstein die Bruchstücke, die 
er aufnehmen wollte, die er in Film¬ 
sprache übersetzen wollte. Wie stellt 
man den Charakter von Ware vor, ih¬ 
ren Gebrauchswert und ihren Tausch¬ 
wert? Wie kommt der Fetisch der Ware 
in eine Bildersprache, denn die Waren 
haben, so Marx, die Eigenschaft, dass 
die eine sich in allen anderen spiegelt. 
Dies deshalb, weil sie alle von Men¬ 
schen produziert wurden, der belebten 
und unbelebten Natur, den Dingen 
wohnt der Zauber inne, eingebrachte 
menschliche Arbeitskraft zu sein. Wie 
den Zauber wiedergeben? Laut Marx 
ist die Ware „ein sehr vertracktes Ding, 


jungen Marx 

der Kampf, der geführt werden muss: 
„Darum lasst uns alles wagen,/Nimmer 
rasten, nimmer ruhn./Nur nicht dumpf 
so gar nichts sagen/Und so gar nichts 
woll 4 n und tun“. Seiner Zeit gemäß 
macht Marx natürlich Anleihen bei der 
Romantik, und wenn die Wortwahl un¬ 
serer Zeit entrückt scheint, so fordern 
die Töne, die Michael Zachcial und 
Felix Kroll gefunden haben, die Ge¬ 
genwart wieder ein. Gefühligkeit ver¬ 
hindert auch die Stimme von Michael 
Zachcial, die widerborstig ist und mit 
Kratzen und Beißen und Schmei¬ 
cheln die Verse kommentiert. 
Nebenbei: eine Gitarre kann ki¬ 
chern, auch ein Akkordeon. 

Einen gelungenen musika¬ 
lischen Scherz leisten sich die 
Grenzgänger mit dem Geburts¬ 
tagsständchen an Marx, dem 
letzten Titel der CD: „Brüder 
mit uns zieht die Internationale 44 
Was für das ganze Werk gilt: Hin¬ 
hören. Denn als Geräuschhinter- 


voll metaphysischer Spitzfindigkeit und 
theologischer Mucken“. Ob Eisenstein 
sich allen Begriffen und Kategorien des 
Riesenwerks annehmen wollte, lässt 
sich aus seinen Notaten nicht entneh¬ 
men, obwohl es fast 25 000 Seiten sind. 
Um das notwendige Geld für das Film¬ 
projekt zu bekommen, immerhin sah er 
in seinen Plänen bereits vier Teilfilme 
vor, ging Eisenstein nach Westeuropa 
und Hollywood und arbeitete dort an 
zwei Filmen mit und hielt Vorlesungen. 
Dieser „Große Plan“, der Wunsch, ein 
solch wichtiges und gewichtiges Buch 
der Weltliteratur zu verfilmen, ging 
nicht auf. Eisenstein kam nicht unge¬ 
schoren durch die Zeit der Anschuldi¬ 
gungen und Verdächtigungen, er drehte 
noch zwei große Filme, den „Alexander 
Newski“ und den unvollendeten „Iwan 
der Schreckliche“. Seine Vorstellungen 


einer neuen Bildsprache setze er in die¬ 
sen beiden Arbeiten eindrucksvoll ein, 
obwohl die lineare Handlung selten un¬ 
terbrochen wird, seine Bemerkung in 
den Notaten, „es sei notwendig, Filme 
wie Kugeln (also wie Sterne und Pla¬ 
neten, die sich in einem Raum frei be¬ 
wegen) herzustellen“, hat er nicht Um¬ 
setzen können. 

Der „Steinbrucharbeiter 44 Alexander 
Kluge hat vor rund zehn Jahren sei¬ 
ne Überlegungen öffentlich gemacht, 
die Pläne von Eisenstein aufgreifen zu 
wollen, ihm schwebte auch die Form 
der Montage, der Collage vor, er hatte 
natürlich die neuen technischen Mög¬ 
lichkeiten vor seinem Kameraauge, zu 
befürchten wäre gewesen, dass der für 
Eisenstein selbstverständliche Klassen¬ 
standpunkt bei ihm gefehlt hätte. Alex¬ 
ander Kluge hat seine Ideen nicht wei¬ 
ter verfolgt. 

Herbert Becker 


grund für die WG-Party eignet sich die 
CD nicht. 

Manfred Idler 

Mit den wilden Liedern des jungen 
Marx treten die „Grenzgänger am 
6. Mai i Trier, am 18. in Berlinern 3. Juni 
in Marl am 28. und 29. Juli in Buchholz 
und in Nürnberg. Und natürlich beim 
UZ-Pressefest, in Dortmund am Freitag, 
dem 7. September! 

Die CD kann man bestellen beim UZ- 
Shop www.uzshop.de, Preis: 15,90 Euro 



Liebe und Kampf 

Die „Grenzgänger“ interpretieren die Gedichte des 



Wie kommt der Fetisch der Ware in eine Bildersprache? 
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50 Jahre SDAJ 
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Und mittendrin kämpfte die SDAJ 

Die 8oer: Friedensdemos, 35-Stunden-Woche und internationale Solidarität 


Wer macht's? 


D ie 80er Jahre waren geprägt vor 
allem durch einen Aufschwung 
der Friedensbewegung gegen 
den NATO-Doppelbeschluss zur Sta¬ 
tionierung von neuen Mittelstrecken¬ 
raketen, die gegen die UdSSR gerichtet 
waren. Es gab große Friedensdemonst¬ 
rationen mit bis zu 500 000 Menschen, 
über 4 Millionen unterschrieben den 
Krefelder Appell gegen den NATO- 
Doppelbeschluss. 

Die Aktionsform „Atomwaffen¬ 
freie Zonen“ wurde in Betrieben, 
Lehrwerkstätten, Schulen und Plätzen 
durchgeführt - unter maßgeblicher Be¬ 
teiligung der SDAJ. 

Meine Geschichte in der SDAJ be¬ 
gann 1982. Da sagte ein Kollege der 
ÖTV-Jugend im Gespräch über die 
Stationierung der US-Raketen zu mir: 
„Du weißt ja, dass die Sowjetunion den 
Frieden schützt - die US-Dinger sind 
Aufrüstung!“ Ich war verblüfft und 
skeptisch, besorgte mir aber umgehend 
das Buch „Die Legende von der Be¬ 
drohung aus dem Osten“ und hatte da¬ 
bei jede Menge Aha-Erlebnisse. Diese 
führten mich dann nach kurzer Zeit in 
die DKP und weil ich noch jung war, 
wurde ich gleich an die SDAJ weiter¬ 
vermittelt. Das war für mich der Ein¬ 
stieg in die Erklärung der Welt, an die 
ich vorher mehr Fragen als Antworten 
hatte. 

Und wer dann in der SDAJ über die 
angebliche Bedrohung aus dem Osten 
informiert wurde, bekam auch gleich 
Unterricht über die Oktoberrevoluti¬ 
on, das „Dekret über den Frieden“ und 
den weiteren Gang der Geschichte, bis 
dazu, wie der Faschismus an die Macht 
kommen konnte. 

In Kassel haben wir oft Genossin¬ 
nen und Genossen zu Gruppenaben¬ 
den eingeladen, die uns über ihre Ju¬ 
gend zur Zeit des Faschismus erzählten, 
darüber, wie sie Widerstand leisteten 
und welche Rolle der kommunistische 
Widerstand und die Organisation der 
KPD darin spielten. Die Erlebnisse die¬ 
ser Genossinnen und Genossen haben 
uns geprägt. Zum Dank haben wir ein¬ 
mal alle Widerstandskämpferinnen und 
-kämpfer an einem Nachmittag einge¬ 
laden. Die SDAJ-Songgruppe trat auf 
und alle sangen gemeinsam die Lieder 
der Arbeiter- und Friedensbewegung - 
ein eindrucksvolles Erlebnis. 


Neben der Friedensbewegung ent¬ 
standen weitere unzählige außerpar¬ 
lamentarische Initiativen und Bewe¬ 
gungen. Die „geistig-moralische Wen¬ 
de“ der Rechtsregierung unter Helmut 
Kohl, die sozialen und ökologischen 
Probleme und die kapitalistischen Kri¬ 
senerscheinungen mobilisierten Schü¬ 
lerinnen und Studentinnen, arbeitslose 
Jugendliche, Lehrlinge, Arbeiterinnen 
und Arbeiter. Die Kohle-, Werften- 
und Stahlkrise brachten weitere Aus¬ 
einandersetzungen, ebenso die Streiks 
der IG Metall um die 35-Stunden-Wo¬ 
che. Während dieser Streiks standen 
wir, etwa fünf bis sieben Genossin¬ 
nen, morgens um kurz nach 5 Uhr mit 
Flugblättern, heißem Kaffee, Gitarre 
und anderen Klangkörpern vorm Be¬ 
triebstor und fingen an, Arbeiterlieder 
zu singen. Skeptische Blicke erst, dann 
Lächeln und die Aufforderung an die 
anderen Steikenden: „Hey, kommt mal 
rüber! Hier gibt’s was für uns!“ Es en¬ 
dete im gemeinsamen Singen, applau¬ 
dieren, mit fröhlichen Gesichtern und 
der Aufforderung nach Zugaben. 

Mit der deutlichen Rechtsentwick¬ 
lung durch die Kohl-Regierung witter¬ 
ten alte und neue Nazis Morgenluft: 
Verbale und tätliche Angriffe auf aus¬ 
ländische Menschen, die an der ganzen 
Misere Schuld sein sollten, trafen vor 
allem türkische Mitbürgerinnen und 
Mitbürger. Gegen Rechtsentwicklung 
und Ausländerfeindlichkeit formier¬ 
te sich Widerstand. Die Aktion „Gel¬ 
be Hand - Mach meinen Kumpel nicht 
an“, kam gut an. In vielen Betrieben und 
Schulen hing der Aufkleber mit der gel¬ 
ben Hand. Als SDAJ wollten wir mehr, 
wollten Kontakt zu den Jugendlichen 
und bauten SDAJ-Freundschaftsgrup- 
pen auf, in denen sich auch türkische Ju¬ 
gendliche organisierten und mit denen 
wir gemeinsam gegen Ausländerfeind¬ 
lichkeit aktiv wurden. Wir lernten viel 
von den türkischen Jugendlichen: Über 
die Probleme in diesem für uns fremden 
Land, hörten von Dichtern wie Nazim 
Hikmet. Unsere Songgruppe schrieb 
dazu ein Lied, das wir u.a. bei Aktio¬ 
nen gegen Rechts vortrugen. 

Überall und mittendrin kämpf¬ 
te die SDAJ. Es gab Betriebs-, Lehr¬ 
lings-, Schüler- und Stadtteilgruppen, 
Ausländer-Freundschaftsgruppen und 
Mädchengruppen, in denen Mädchen 


und junge Frauen Fragen der Gleich¬ 
berechtigung diskutierten und in die 
Aktion brachten. 

Es gab kreaktive Aktionen wie den 
Boxkampf um die letzte Lehrstelle, 
Misthaufen, die vor CDU-Zentralen 
abgeladen wurden, „Alles Lüge“-Schil- 
der bei CDU-Wahlveranstaltungen 
oder Ankettungsaktionen. Immer mit 
dabei war unser Jugendmagazin „elan“. 

Auch die internationale Solidarität 
wurde in der SDAJ groß geschrieben: 
Radio Mandela für die ANC-Jugend, 
eine Druckerei für die Sandinistische 
Jugend in Nicaragua, Radio Vencere- 
mos in El Salvador - Herzenssachen 
des gesamten Verbandes, der sich für 
die Organisierung von Spenden, Ma¬ 
terial und die Entsendung von Briga¬ 
den mächtig ins Zeug legte. Bei jeder 
Gelegenheit, auch wenn sie erst eigens 
geschaffen werden musste, wurde Geld 
gesammelt, auf Flugblättern informiert 
was in dem Land politisch los ist und 
wofür wir sammeln. Diese tatkräftige 
Solidarität brachte uns viel Achtung 
ein. 

Die Festivals der Jugend, alle zwei 
Jahre von SDAJ und MSB Spartakus 
organisiert, wurden zu den größten po¬ 
litischen Jugendfestivals in der BRD: 

1983 mit über 250 000 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern. Großen Zulauf hat¬ 
ten auch die regionalen Pfingstcamps, 

1984 wurden allein in Frankfurt 1 000 
Jugendliche als Dauergäste gezählt. 

1987 hatte die SDAJ über 1 000 
Gruppen, davon waren mehr als 200 
Betriebsgruppen. 

Die Massenorientierung konnte 
oft nicht Schritt halten mit der wirkli¬ 
chen Organisierung der Jugendlichen 
in den Verband. Darunter litt auch die 
Vermittlung unserer Weltanschauung. 
Viele Mitglieder und Gruppen, die 
in Kampagnen und Stafetten gewon¬ 
nen und gegründet wurden, konnten 
nicht dauerhaft gehalten werden. Und 
die Ende der 80er Jahre aufbrechen¬ 
de Diskussion zur Umwandlung der 
SDAJ von einem revolutionären sozi¬ 
alistischen in einen „bunten Jugendver¬ 
band“ war für viele Mitglieder inhalt¬ 
lich wenig nachvollziehbar. Trotzdem 
gelang es dem Bundeskongress 1989, 
mit Mehrheit die SDAJ als revolutio¬ 
nären sozialistischen Jugendverband zu 
erhalten. Birgit Lossdörfer 



SDAJ auf der Straße gegen Hochrüstung und Lehrstellenmangel 


Die Zeit war 1968 reif für eine sozialistische Arbei 
Am 150. Geburtstag von Karl Marx gründete sich < 


UZ: In welcher Situation hat sich die SDAJ 
gegründet? 

Dieter Keller: Die Situation ab Mitte der 
60er Jahre war geprägt von einer gewissen 
Aufbruchstimmung unter der Jugend. Sie 
suchten nach Alternativen gegenüber dem 
kapitalistischen Systems und dessen negati¬ 
ven Auswirkungen auf die Jugend. Nicht nur 
der studierende sondern auch der arbeiten¬ 
den und lernenden Jugend. Wenn heute in 
den Medien von der APO und den „68ern“ 
berichtet wird, wird der Kampf der arbei¬ 
tenden und lernenden Jugend bewusst ver¬ 
schwiegen. 1968 steht gleichzeitig für den Be¬ 
ginn der bundesweit organisierten Arbeiter¬ 
jugend- und Lehrlingsbewegung. Sie war Teil 
der außerparlamentarischen Opposition. 

Große Teile der damals rebellierenden 
Jugend wollten mehr als nur Protest. Sie 
wandten sich gegen autoritäre Strukturen 
in Bildung und Erziehung. Sie suchten nach 
Wegen zur Veränderung der bestehenden 
ökonomischen und gesellschaftlichen Be¬ 
sitz- und Machtverhältnisse. Es ging darum 
den Adenauer-Mief in der BRD auszulüften. 
Dazu muss man wissen. Die entscheidenden 
Kreise der Wirtschaft, der Politik, des Staates, 
der Justiz waren durchsetzt von alten Nazis. 
Nachdem in der BRD die alten Besitz- und 
Machtverhältnisse wieder hergestellt waren, 
krochen diese wieder aus ihren braunen Lö¬ 
chern und kamen in führende Positionen. 
Unter ihren Talaren stank der Muff von tau¬ 
send Jahren. Kiesinger, unter Goebbels Na¬ 
zipropagandist, wurde Bundeskanzler und in 
Baden-Württemberg war der „fürchterliche 
Nazijurist“ Filbinger Ministerpräsident. 

UZ: Welche Rolle spielte die Lehrlingsbewe- 
gung? 

Dieter Keller: Eine große. Doch möchte ich 
den Begriff Lehrlingsbewegung etwas er¬ 
weitern mit Arbeiterjugendbewegung. Die 
Impulse zur Gründung der SDAJ gingen 
von verschiedenen Strömungen aus. Aus der 
demokratischen und linken Jugendclubbe¬ 
wegung, der Ostermarschbewegung, dem 
Kampf gegen den verbrecherischen Krieg 
der USA in Vietnam, aus der antimilitaris¬ 
tischen Arbeit, um nur einige zu nennen. 
Der meiner Meinung nach wichtigste und 
entscheidendste Teil bei der Gründung und 
der weiteren erfolgreichen Entwicklung der 
SDAJ aber kam aus der Arbeiterjugendbe¬ 
wegung und ihren Organisationen, aus jun¬ 
gen Kommunisten, Sozialisten, der Gewerk¬ 
schafts- und der Naturfreundejugend. Eine 
ganz wichtige Rolle spielte das Jugendma¬ 
gazin „Elan“. 

UZ: Warum war es richtig eine Organisation 
für Arbeiter jugendliche zu schaffen? 

Dieter Keller: Uns, den Gründern der SDAJ, 
ging es nicht darum, irgendeine Organisa¬ 
tion zu schaffen, sondern eine sozialisti¬ 
sche Arbeiterjugendorganisation, die sich 
zu den Lehren von Marx, Engels und Le¬ 
nin bekennt. Einen freiwilligen unabhän¬ 
gigen Zusammenschluss der arbeitenden 
und lernenden Jugend. Aus den vielfältigen 
Vorstellungen, Aktivitäten, Kämpfen und 
Bewegungen vor Ort erwuchs die Notwen¬ 


digkeit einer gemeinsamen 
zentralen Zusammenarbeit 
und einer Organisation, die 
die vielfältigen Impulse auf¬ 
greift. Diese weiter verbrei¬ 
tet, koordiniert und sozia¬ 
listische Auffassungen unter 
der Jugend verbreitet. Hinzu 
kam dass viele Jugendliche 
in „ihren“ Erwachsenenor¬ 
ganisationen Einzelkämpfe¬ 
rinnen waren und ihre Er¬ 
fahrungen überregional aus- 
tauschen wollten. Der Drang 
zur Schaffung einer sozialis¬ 
tischen Jugendorganisati¬ 
on nahm zu. Die Gründung 
war also fällig. Doch es stand 
die „Machtfrage“. Die Frage 
„Wer machts?“ 

UZ: Wie lief die Gründung 
der SDAJ ab? 

Dieter Keller: Anfang Januar 
traf sich ein kleiner Kreis von 
Genossen in Dortmund. Wir 
kamen aus der Jugendclub¬ 
bewegung, der Naturfreun¬ 
dejugend oder wie ich aus 
der Gewerkschaftsjugend 
und hatten dort Funktionen 
inne. Nach einer intensiven 
Diskussion verständigten wir 
uns, zum 150. Geburtstag von 
Karl Marx die Gründung ei¬ 
ner sozialistischen Organisa¬ 
tion der arbeitenden und ler¬ 
nenden Jugend vorzuberei¬ 
ten und zu vollziehen. Eine 
knappe Zeit, die uns da zur 
Verfügung stand. 

Wir verständigten uns zu 
einer bundesweiten Bera¬ 
tung Ende Januar 1968 nach 
Leverkusen einzuladen. Die 
Beratung fand am 27/28. Ja¬ 
nuar 1968 im Haus der heu¬ 
tigen Karl-Liebknecht-Schu- 
le statt. Dort verabschiedeten 
wir einstimmig einen „Aufruf 
zur Gründung einer revolu¬ 
tionären sozialistischen Ju- Rolli Priemer w; 
gendorganisation“ und bil¬ 
deten einen Ausschuss zur Gründung. Tags 
darauf übergaben wir den Aufruf auf einer 
Pressekonferenz in Bonn und schreckten da¬ 
mit nicht nur die Presse auf. Noch nicht ein¬ 
mal gegründet, ging das Trommelfeuer gegen 
„das Gespenst“ nicht des „Kommunismus in 
Europa“, sondern gegen uns los. 

Bis zur Gründung der SDAJ am 4./5. Mai 
in Essen fanden noch zwei weitere Sitzungen 
des Gründungsausschusses am 16./17. März 
in Duisburg und am 20./21. April in Bochum 
statt. Dort wurden die Dokumente für den 
Gründungskongress beraten und beschlos¬ 
sen. (Aktionsprogramm, Satzung und Na¬ 
men). Interessant dabei: die kontroverses¬ 
te Diskussion gab es um den Namen. Viel¬ 
fältig waren die Vorschläge: Revolutionärer 
Jugendverband (RJV), Revolutionärer Sozi¬ 
alistischer Jugendverband (RSJV), Kommu¬ 
nistischer Jugendverband (KJV), Verband 
junger Marxisten, Sozialistischer Arbeiter- 



Wer kämpfen will, der muss I 

Die SDAJ im neuen Jahrtausend - Kämpfen um Schule und Bel 


50 Jahre kämpft jetzt schon die SDAJ. In 
diesen vielen Jahrzehnten haben sich die 
Kampffelder nicht verändert. Es sind im¬ 
mer noch Schule und Betrieb, weil das die 
Orte sind, an denen Arbeiterjugendliche Zu¬ 
sammenkommen, um zu lernen und die ers¬ 
ten Erfahrungen sammeln mit einer Gesell¬ 
schaft, die auf dem Widerspruch zwischen 
Kapital und Arbeit fußt. Seien es Kämp¬ 
fe für Schulsanierungen oder eine Ausbil¬ 
dungsvergütung, die zum Leben reicht, wer 
nicht lernt für seine Interessen zu kämpfen, 
der wird sich auch später nur schwer auf¬ 
raffen können, sich zu wehren. Schlimmer 
noch: „Wer sich nicht bewegt, spürt seine 
Fesseln nicht!“ (Rosa Luxemburg). 


Die SDAJ kämpft seit einem halben 
Jahrhundert und in diesem halben Jahr¬ 
hundert hat sich die Welt verändert. Ohne 
die Sowjetunion und die DDR im Rücken 
kämpft es sich schwerer im Kapitalismus. 
Der deutsche Imperialismus hat seine his¬ 
torische Chance 1990 genützt und versucht 
geschickt seine Interessen immer selbstbe¬ 
wusster und immer aggressiver durchzu¬ 
setzen - nach außen, wie nach innen. „Der 
Hauptfeind steht im eigenen Land!“ (Karl 
Liebknecht) ist für die SDAJ daher die De¬ 
vise. 

Der Klassenfeind nutzt heute die Digi¬ 
talisierung der Arbeitswelt, um die Schere 
zwischen Arm und Reich noch mal kräf- 
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ar der erste Bundesvorsitzender der SDAJ von 1968 bis 1974 


jugendverband (SAJ). Auf der Aprilsitzung 
einigte sich der Gründungsausschuss auf den 
Vorschlag: Sozialistische Deutsche Arbeiter¬ 
jugend SDAJ. Mit diesem Namen wollten wir 
Ziel und Hauptadressat, die Arbeiterjugend, 
deutlich machen. Beim Gründungskongress 
wurde dann der Name SDAJ mit großer 
Mehrheit beschlossen. 

UZ: Was waren eure Themenschwerpunkte in 
der Gründungsphase? 

Dieter Keller: Die ergaben sich einerseits 
aus der konkreten politischen Situation und 
deren Auswirkungen auf Lehrlinge und jun¬ 
ge Arbeiterinnen. Junge Arbeiterinnen und 
insbesondere Lehrlinge waren Objekt sozi¬ 
aler Willkür. Die Unternehmen handelten 
nach dem Motto: „Brauchst du einen billi¬ 
gen Arbeitsmann, so schaff dir einen Lehr¬ 
ling an.“ Das wollten wir ändern. Wir forder- 


trieb 

tig auseinanderzudrücken. Lern- und Ar¬ 
beitsverdichtung, Schmalspurausbildun¬ 
gen in allen Bereichen und befristete Jobs 
prägen den Alltag der Arbeiterjugendli¬ 
chen. Dem stehen wenige, viel zu wenige 
Kampferfahrungen entgegen, auf die Ar¬ 
beiterjugendliche zurückgreifen können. 
Ohnmacht, Resignation und Desorientie¬ 
rung sind die Folge und der Keimboden 
rechtspopulistischer und neofaschistischer 
Gruppierungen und Parteien. Daher will 
die SDAJ mit den Betroffenen in Schule 
und Betrieb Kämpfe für ihre unmittelbaren 
Lebensinteressen entwickeln und führen. 
Wer kämpfen will, der muss lernen. Wer 
nicht kämpft, der lernt nichts. 


ten: „Das Übel an der Wurzel packen - die 
Macht der Großkonzerne knacken!“ Weitere 
Themenschwerpunkte waren die internatio¬ 
nale Solidarität mit Vietnam, Kuba, mit den 
Befreiungsbewegungen in Afrika. Wir traten 
ein für die Freilassung von Nelson Mandela. 
Wir waren aktiv für die Anerkennung der 
DDR. Als antifaschistische Jugendorgani¬ 
sation kämpften wir gegen Neofaschismus 
und für das Verbot der NPD. Wir kämpften 
gegen Militarismus und Kriegsvorbereitung. 
Damit verbunden ging es in unserer Grün¬ 
dungsphase um den Charakter des zu grün¬ 
denden Jugendverbandes. 

UZ: Was waren eure ersten Aktionen? 

Dieter Keller: Die erste ganz große Heraus¬ 
forderung war der Protestmarsch der 80 000 
gegen die Notstandsgesetze am Samstag 
nach unserer Gründung. Dort traten wir mit 


„Der Kapitalismus trägt den Krieg in 
sich wie die Wolke den Regen.“ (Jean Jau- 
res) Das heißt für die SDAJ, in den Schu¬ 
len und den Betrieben Klarheit zu schaf¬ 
fen, dass jeder Cent, der uns bei der Ausbil¬ 
dungsvergütung und beim Lohn fehlt, frei 
ist, um in Rüstung, Bundeswehr und Krieg 
investiert zu werden. Jedes Schulgebäude, 
das saniert wird, verhindert ein bisschen 
das weitere Eskalieren der Kriege, die der 
deutsche Imperialismus führt. 

50 Jahre SDAJ heißt 50 Jahre Kampf 
gegen Unterdrückung, Ausbeutung und 
Krieg, heißt 50 Jahre Kampf für Solidarität, 
Freundschaft und Sozialismus. Der Kampf 
geht weiter, weil er weiter gehen muss, 


Transparenten und Flugblät¬ 
tern erstmals öffentlich in 
Aktion. Die folgenden Jahre 
der Arbeit und des Auftre¬ 
tens der SDAJ waren dann 
geprägt von vielen Lehrlings- 
und Arbeiterjugendaktionen, 
für eine bessere Bildung und 
Berufsausbildung. Wir be¬ 
kämpften die „Oma Gewer¬ 
beordnung“, und forderten 
ein neues Berufsbildungs¬ 
gesetz. Diese „Oma Gewer¬ 
beordnung“ aus preußischen 
Zeiten, damals 100 Jahre 
alt, im Faschismus bewährt, 
„muss weg“, so unsere Forde¬ 
rung. Sie kam weg. Ein neu¬ 
es Berufsausbildungsgesetz 
kam zustande. Zwar nicht 
nach den Wünschen und 
Forderungen der Arbeiter¬ 
jugend, sondern modifiziert 
im Interesse des Kapitals. 
Wir führten Veranstaltun¬ 
gen, Kongresse und Tribunale 
durch: Arbeiterjugend kontra 
Monopole. 

UZ: Welche Rolle spielten für 
euch die Weltfestspiele in So¬ 
fia 1968 und Berlin 1973? 

Dieter Keller: Für die jungen 
SDAJlerinnen und SDAJler 
waren beides begeistern¬ 
de Erlebnisse. Sie waren 
Teil und eingebunden in die 
großartige internationale So¬ 
lidarität der Weltjugend. Für 
die junge SDAJ waren be¬ 
sonders beeindruckend und 
bedeutungsvoll die Weltfest¬ 
spiele der Jugend und Stu¬ 
denten in Sofia. Die SDAJ 
nahm erstmals teil. Unsere 
Erwartungen wurden mehr 
als übertroffen. Die Begeiste¬ 
rung kannte keine Grenzen. 
Gleichzeitig war sie die ers¬ 
te große internationale Be¬ 
währungsprobe für die junge 
SDAJ. Durch ihr gesamtes 
Auftreten auch gegen man¬ 
ches Störmanöver aus der Reisegruppe des 
Deutschen Bundesjugendrings (DBJR) ver¬ 
schaffte sich die SDAJ hohe internationale 
Anerkennung. Durch die Weltfestspiele in 
Berlin wurde das unterstrichen. 

Abschließend möchte ich sagen, die 
Gründung und Entwicklung der SDAJ wur¬ 
den zu einer Erfolgsgeschichte. Daran hat 
der viel zu früh verstorbene Genosse Rolf 
Priemer, er war Bundesvorsitzender der 
SDAJ von 1968 bis 1974, einen großen ent¬ 
scheidenden Anteil. Die Zusammenarbeit 
bei der Gründung der SDAJ und dann die 
Arbeit in der SDAJ gehören zu meinen po¬ 
sitivsten und angenehmsten Erinnerungen 
und Erfahrungen meiner politischen Arbeit. 

Das Gespräch führte Christoph Hentschel 

Dieter Keller war im Gründungsaus¬ 
schuss und bis 1974 Stellvertretender 
Bundesvorsitzender der SDAJ. 


wenn wir eine lebenswerte Zukunft für alle, 
unabhängig von ihrer Hautfarbe, Nationali¬ 
tät, Weltanschauung, Geschlecht oder sexu¬ 
ellen Orientierung haben wollen. 50 Jahre 
SDAJ ist aber auch ein Grund zum Feiern, 
weil seit fünf Jahrzehnten allen Widrigkei¬ 
ten und Rückschlägen zum Trotz sich Ju¬ 
gendliche gegen die bestehenden Verhält¬ 
nisse auflehnen und für den Sozialismus 
kämpfen. Das will die SDAJ auf ihren drei 
Pfingstcamps vom 18. bis 20. Mai und auf 
dem UZ-Pressefest vom 7. bis 9. September 
mit all ihren Kampfgefährten aus 50 Jahren 
tun und alle Mitstreiterinnen und Mitstrei¬ 
ter herzlich dazu einladen. 

CH 


Die 90er waren politisch geprägt von 
Niederlage und Zusammenbruch des 
sozialistischen Weltsystems. Das hatte 
in allen Bereichen umfassende Auswir¬ 
kungen auf die Menschen, auch im nun 
um das Gebiet der DDR vergrößerten 
Deutschland. Die Propagandisten des 
Kapitals sprachen vom „Ende der Ge¬ 
schichte“ und meinten doch nur, dass 
niemals wieder eine sozialistische Per¬ 
spektive über das kapitalistische Aus¬ 
beutungssystem hinausreichen darf. 

In Deutschland traf die reaktionäre 
Wende alle Lebensbereiche. Außenpo¬ 
litisch gab Bundeskanzler Kohl (CDU) 
1991 die Richtung vor: „Deutschland 
hat mit seiner Geschichte abgeschlos¬ 
sen, es kann sich künftig offen zu seiner 
Weltmachtrolle bekennen und soll die¬ 
se ausweiten.“ Auslandseinsätze deut¬ 
scher Soldaten - zuvor undenkbar - 


wurden seitdem vorbereitet. Wie im 
Imperialismus üblich, ging Aggression 
nach außen mit Aggression nach innen 
einher. Faschistische Mordanschläge 
auf Asylsuchende und Migrantlnnen, 
die Ausbreitung faschistischer Organi¬ 
sationen und Propaganda in die „neuen 
Bundesländer“, Berufsverbote und Ver¬ 
folgung von Bürgern, die für Einrich¬ 
tungen der DDR gearbeitet hatten und 
der Beginn der umfassendsten Angrif¬ 
fe auf die erkämpften demokratischen 
und sozialen Rechte seit 1945 sind nur 
wenige Stichworte. 

In dieser Situation verloren viele 
mit der gesellschaftlichen Alternative 
des Sozialismus auch ihren Mut und die 
Zuversicht, politisch weiter kämpfen zu 
können. Sie zogen sich zurück ins Pri¬ 
vatleben, nicht wenige wechselten die 
Seiten und wollten mit diesem veralte¬ 
ten Klassenkampf nichts mehr zu tun 
haben. Die SDAJ war damals ein wenig 
wie das berühmte gallische Dorf: Alle? 
Nicht alle! 

Ein kleiner Kern der so vielen Mit¬ 
glieder von früher war der Meinung, 
dass gerade unter den neuen Bedingun¬ 
gen ein revolutionärer Jugendverband, 
der in der Arbeiterklasse das revoluti¬ 
onäre Subjekt sieht, sich auf Marx, En¬ 
gels und Lenin beruft, weiter mit der 
Kommunistischen Partei des Landes 
zusammenarbeitet und trotz Niederla¬ 
ge am Ziel einer sozialistischen Gesell¬ 
schaft festhält, unbedingt erhalten wer¬ 
den musste. So hielten wir es auf dem 
außerordentlichen Bundeskongress 
1990 und vor allem auf dem 11. Bun¬ 
deskongress 1991 fest. Dieser arbeitete 
die Niederlage des Sozialismus und sei¬ 
ner Organisationen auf (wer erinnert 
sich an „Analysen und Aussagen der 
SDAJ“?), behandelte die Arbeit der 
SDAJ vor allem in den 80ern äußerst 
selbstkritisch und zog Schlussfolgerun¬ 
gen für die Zukunft, insbesondere was 
die Aktivierung der Mitglieder und die 
demokratische Organisation unserer 
Arbeit anging. 

Bis 1993 kämpften wir um den Er¬ 
halt der SDAJ - kämpften gegen Schul¬ 
den, die uns die „Erneuerer“ hinterlas¬ 
sen hatten. Wir retteten Buchbestände 
aus der FDJ-Jugendhochschule, um 
neue Mitglieder zu bilden, entwickelten 


eigene Formen, wie die heute noch be¬ 
liebten, damals legendären „Sommer¬ 
schulen“. Wir machten die „Position“ 
zur Zeitung der SDAJ und kämpften 
zusammen auch um den Erhalt der Par¬ 
tei. Wir nutzten jede Möglichkeit, die 
SDAJ in Aktivität zu führen. Dennoch 
schrumpfte die SDAJ immer weiter, da 
viele Aktive aus dem Jugendalter her¬ 
aus waren und kaum neue gewonnen 
werden konnten. 

Erst 1994 konnten wir beginnend 
mit der Kampagne „Widerstand gegen 
Rechts“ langsam Fahrt aufnehmen. Bis 
1997 entwickelten wir wieder, wie wir 
es nannten, „ein Minimum an zentra¬ 
ler Tätigkeit“. Der „Nazipresseboykott“ 
wurde als Kampagne durchgeführt, in 
der wir Märkte und Zeitungsläden auf¬ 
suchten. Wir führten den Kampf gegen 
die Geschichtsrevision zum 8. Mai 1995 


und besuchten zahlreiche Gedenkver¬ 
anstaltungen in den ehemaligen Kon¬ 
zentrationslagern. Auch die Wieder¬ 
belebung der Forderung nach einem 
Lehrstellengesetz war damals wichtig. 
Diese Phasen des Erhalts und der Re¬ 
konstruktion unserer Tätigkeit ließen 
wir dann 1997 hinter uns. 

Nicht nur Länder außerhalb Euro¬ 
pas haben dem revolutionären Kuba 
viel zu verdanken. Die weltweite anti¬ 
imperialistische Jugendbewegung und 
mit ihr die SDAJ haben durch die Be¬ 
reitschaft Kubas, 1997 die 14. Weltfest¬ 
spiele der Jugend und Studenten nach 
Havanna einzuladen, einen enormen 
Aufschwung erfahren. Wir starteten 
eine über ein Jahr dauernde Kampag¬ 
ne, um bei möglichst vielen Jugendli¬ 
chen die Weltfestspiele, die antiimpe¬ 
rialistischen Bewegung und das sozia¬ 
listische Kuba bekannt zu machen. Wir 
stellten mit 95 Teilnehmenden (so vie¬ 
le wie die SDAJ 1993 Mitglieder hat¬ 
te) den größten Teil der 450-köpfigen 
deutschen Delegation, hatten 10 000 
Stück einer dreisprachigen Zeitung im 
UZ-Format nach Kuba mitgenommen, 
waren mit allen Mitgliedern in den Fo¬ 
ren und Diskussionen vertreten. 

Das war für die SDAJ der 90er 
die wirkliche Wende. Sie wurde auch 
durch die Unterstützung der DKP er¬ 
reicht, in der die Begeisterung für die 
Idee der Weltfestspiele bis heute riesig 
ist. Wir hatten wieder Zuversicht und 
Schwung - und Zulauf von jungen Mit¬ 
gliedern, die nicht mehr vor 1990 poli¬ 
tisiert waren, sondern aus den Klassen¬ 
widersprüchen der damaligen Jahre die 
Notwendigkeit zum Widerstand sahen. 
Wir nahmen uns wieder viel vor, wie 
die Sammlung von 50 000 Dollar für 
die Ambulanz an der Universität von 
Matanzas, die wir 1999 zusammen mit 
kubanischen Genossinnen in drei Bri¬ 
gaden bauten. 

Im Jahr 2000 schieden dann die 
letzten „Dinosaurier“ aus der SDAJ 
von vor 1989 aus. Die SDAJ stärkt sich 
seitdem als revolutionäre Selbstorgani¬ 
sation von Jugendlichen, die das Motto 
des Gründungskongresses beherrscht: 
„Gemeinsam sind wir unaufhaltsam!“ 
Unserer Unterstützung können sie da¬ 
bei weiterhin sicher sein. Michi Götze 


ernen. Wer nicht kämpft, der lernt nichts. 



Alle zwei Jahre veanstaltet die SDAJ ihr Festival der Jugend 
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Karl-Liebknecht-Schule 

„Rein in den politischen Frühling - 
mit Marx, Engels und Lenin" 

Die Karl-Liebknecht-Schule der DKP bietet im Mai/Juni 
folgende Seminare an: 

10. 5. - 13. 5.: Grundlagen kommunistischer Politik 

Das Seminar beschäftigt sich mit Grundlagen der 

- Marxistischen Philosophie 

- Politischen Ökonomie 

- Der Lehre vom Klassenkampf 

Vor allem: Warum wir uns mit dieser Theorie beschäftigen 
und wie wir es in organisierte Politik umsetzen 

Referenten: Mark Hadyniak, Percy Pflüger, 

Richard Höhmann 

2. 6. - 3. 6.: Parteitheorie - Die Grundlagen unserer 
Organisationspolitik 

Seminar für Mitglieder der Gruppenleitungen zur Notwen¬ 
digkeit der Kommunistischen Partei und ihren Aufgaben, 
ihren Strukturen und Organisationsprinzipien. Nach einem 
theoretischen Einstieg wird es im zweiten Teil um Anfor¬ 
derungen an die Arbeit von Gruppenleitungen heute, aber 
auch um ihre Probleme und einen Erfahrungsaustausch ge¬ 
hen 

Referenten: Wera Richter, N.N. 

23. 6. - 24. 6.: „Ran an die Arbeiterklasse!" 

Schnell gesagt, schwer gemacht 

Was heißt Klassenpolitik unter den heutigen Bedingungen? 
Ist es richtig den Schwerpunkt nur auf den „Kern" der Arbei¬ 
terklasse zu setzen? Was bedeutet die veränderte Struktur 
der Arbeiterklasse für die Anlage unserer Politik? Was ler¬ 
nen wir aus den Streiks im Sozial- und Gesundheitswesen? 
Wie verbinden wir betriebliche Orientierung und Arbeit im 
Wohngebiet? 

Referenten: Jörg Miehe, Olaf Harms, Jan von Hagen 

Anmeldungen 

> per Mail: kls@dkp.de 

> per Post: Karl-Liebknecht-Schule der DKP, 

Am Stadtrand 68, 51373 Leverkusen 

Kostenbeitrag: 

Wochenendseminar 25,- (bei Anreise am Vortag 30,-) 
4-Tage-Seminar: 60,- (bei Anreise am Vortag 65,-) 


Achtung Bildungsverantwortliche! 

Für das erste neue Bildungsthema 
„Glaubst Du die Russen wollen Krieg?" 

finden zwei Bildungsseminare statt. 

Dazu wird die Bildungszeitung mit ergänzenden 
Referentenmaterialien beraten. 

9. 6.18, Karl-Liebknecht-Schule der DKP, Leverkusen 
für die Bildungsverantwortlichen im Bereich Nord und 
Mitte, Beginn: 10:00 Uhr, Referent: Pablo Graubner 

30. 6.18 für die Bildungsverantwortlichen im Bereich 
Süd. Der Ort wird noch bekannt gegeben. Referenten: 
Hans-Peter Brenner / Pablo Graubner 

Anmeldungen über die Bundesgeschäftsstelle 



20. UZ-Pressefest / 7.-9. September 2018 
Revierpark Wischlingen 


Am 3. September 2018 ist es wieder soweit: Im Dort¬ 
munder Revierpark beginnt der Aufbau unseres UZ- 
Pressefestes. Dazu brauchen wir eure Hilfe als Elektri¬ 
ker, Klempner, Staplerfahrer, Tontechniker, Sanitäter und 
Ärzte ... als Genossinnen und Freundinnen, die in der 
Küche helfen, Bühnen und Türme bauen oder mit der UZ 
und der Pressefestzeitung im Ruhrgebiet für unser Fest 
werben. Meldet euch jetzt an für den zentralen Auf- und 
Abbau und als Helferinnen während des Festes: 

uz-pressefest@dkp.de 



HOTEL - RESTAURANT - CAFE 

Üfa&fjof *$etme$ 

1591 - 1685 - 1759 - 1841 
★ ★★ Superior 

57392 Schmallenberg-Grafschaft 
Tel.: 02972/07800 ■ Fax: 02972/978097 
mail@gasthof-heimes.de ■ www.gasthof-heimes.de 



Thorsten 

„Lünzi“ 

Lünzmann 



Seit Deinem 13. Lebensjahr bist Du der SDAJ, kurze 
Zeit später auch der DKP verbunden. Du bist nach 
Deinem persönlichen Schnelldurchlauf der Geschichte 
der Arbeiterbewegung nunmehr Bezirksvorsitzender 
der DKP Schleswig-Holstein, Leiter der Ortsgruppe 
Ostholstein, Mentor der Gruppen Lübeck-Lauenburg 
und Stormarn sowie ein „alter Sack“ der SDAJ. 

So alt wie die Partei, so alt wie die SDAJ! 

Als liebevoller Vater einer 6-köpfigen Familie machst 
Du immer das Unmögliche möglich: 

Partei und Familie irgendwie zu managen! 


Herzlichen Glückwunsch zum 50sten 
und bleibe einfach wie Du bist! 


Deine Familie 

Bezirksvorstand der DKP S-H 
Deine Ortsgruppen 


& 


Keinen verderben lassen 
auch nicht sich selbst 
jeden mit Glück zu erfüllen 
auch sich, das 
ist gut. 

Bertolt Brecht 

Dieter Zänger 

feiert am 7. 5. 2018 

seinen 60. Geburtstag 

Gerade haben Dir Deine Kolleginnen und Kollegen erneut 
ihr Vertrauen ausgesprochen und Dich in den Betriebs¬ 
rat gewählt, weil Du konsequent ihre Klasseninteressen 
vertrittst. 

Als langjähriger Sprecher der DKP Hattingen hast Du in 
schwierigen Zeiten dafür gesorgt, dass unsere Gruppe 
nicht auseinandergefallen und wieder raus auf die Straße 
gegangen ist. 

Mein Liebster, ich mag unsere Gespräche (über Marx und 
die Welt), unsere Reisen an die Nordsee, mit Dir Musik zu 
hören, zu kochen und ein Gläschen Wein zu trinken und 
auf unserem UZ- Pressefest zu feiern, wo wir uns 1997 
kennen gelernt haben. 

Lieber Dieter, wir stoßen an auf Deinen 60. Geburtstag 
und gratulieren Dir von Herzen. 

Deine Sonja und alle Genossinnen und Genossen 
aus Hattingen und Sprockhövel 



Einladung an alle Antifaschistinnen und Antifaschisten 
am 6. Mai 2018,15 Uhr, im Münzenbergsaal, 
Franz-Mehring-Platz 1, in Berlin Friedrichshain 

Rote Lieder gegen braunen Mob und 

Gedanken zum Tag der Befreiung Europas vom 
Faschismus 

mit dem Ensemble Agitprop, Hannover 
und der RotFuchs Singegruppe 
Eintritt frei 


20. UZ-PRESSEFEST 

7. - 9. SEPTEMBER 2018 


DAS FEST DES FRIEDENS UND DER SOLIDARITÄT 

REVIERPARK WISCHLINGEN DORTMUND 

KONSTANTIN WECKER 

ESTHER BEJARANO & MICROPHONE MAFIA 
KAI DEGENHARDT ★ KLAUS DER GEIGER 
THE BUSTERS ★ DIE GRENZGÄNGER U.V.M. 
KLEZMER ★ PUNK ★ LIEDERMACHER ★ SKA 

THEATER * LESUNGEN * KINDERFEST * FLOHMARKT * BÜCHERMARKT 
DISKUSSIONEN * AUSSTELLUNGEN * INTERNATIONALE SPEZIALITÄTEN 


Unterstütze das UZ-PRESSEFEST 2018 mit Deiner Spende! 
DKP-Parteivorstand . IBAN: DE36 4306 0967 4002 4875 02 
BIC: GENODEM1GLS . Verwendungszweck: UZ-Pressefest 


BüSGM 

MIR »WUR Bil^hl IIBlt 


Die Veranstaltung wird gefördert von 



lUXlMBURO 

STIFTUNG 


jungeWelt 

und Peter Bär 


Auf den Spuren der slowenischen Partisanen 
Samstag, 19. 5. - Donnerstag, 25. 5. 

Aufgrund einer kurzfristigen Absage sind noch 2 Plätze 
mit Mitfahrgelegenheit ab München frei. 

Infos und Anmeldung: 

Gen. Frieser, 089 - 67 24 38 oder diefriesers@t-online.de 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Toskana, nah am Meer 

www.tnikiru-fcntw^e 

Ökahof im Olivenhain, 
weiter 8lick r Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus cder Häubchen; 
Kinderparadies, _ 


1 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 
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Salute 



Marx! 


De omnibus dubitandum. 

An allem ist zu zweifeln. 

(Lebensmotto von Karl Marx) 

R und um den Erdball treffen 
sich am 5. Mai 2018 Men¬ 
schen zum 200. Geburtstag 
von Karl Marx. Wir lassen den 
Wissenschaftler und Revolu¬ 
tionär hochleben, der die Welt 
nicht nur interpretiert hat; 
die Arbeiterklasse, die demo¬ 
kratischen und Befreiungs¬ 
bewegungen haben mithilfe 
seiner Analysen die Welt 
verändert. Seine Ideen sind 
lebendig bis heute. 

Marx war ein schonungs¬ 
loser Kritiker. Doch die Waffe 
der Kritik war für ihn keine 
Leidenschaft des Kopfes, 
sondern der Kopf der Leiden¬ 
schaft. Er hat der Sehnsucht 
nach Befreiung eine Theorie 
und ein Ziel gegeben, »alle 
Verhältnisse umzuwerfen, 
in denen der Mensch ein er¬ 
niedrigtes, ein geknechtetes, 
ein verlassenes, ein verächt¬ 
liches Wesen ist«. Eine radikale 
Idee. In den ersten bisherigen 
Anläufen wurde sie erst keim¬ 
haft verwirklicht. 

Marx war ein kühner Ana¬ 
lytiker. Er ist in das Innerste 


des Kapitalismus vorgedrun¬ 
gen und hat dort die Kräfte 
gefunden, die ihn revolutionär 
überwinden können, die Aus¬ 
gebeuteten, die Unterdrückten, 
die Erniedrigten, wenn sie 
erkennen: Wir sind nichts und 
müssten alles sein! 

Wir finden uns mit dieser 
Ausbeutungsgesellschaft und 
ihren Kriegen nicht ab. Wir 
erheben unser Glas auf den 
200. Geburtstag von Karl Marx. 


Hans-Henning Adler, Ali Al-Dailami, Prof. Dr. Elmar 
Altvater, Sabine und Reinhold Ändert, Francesco 
Arman, Attila Vajnai (Ungarn), Dr. Klaus Bartl, 
Andreas Barth, Hans Bauer, Dr. Hans Bauer RA, 
Judith Benda, Prof. Dr. Günter Benser, Ralf Bergner, 
Prof. Dr. Heinz Bierbaum, Matthias W. Birkwald, 
Prof. Dr. Gretchen Binus, Eva Böhm, Eva Böller, 
Günter und Hanna Böttcher, Horst Brand und 
Marianne Schulzendorf, Prof. Dr. Dr. Götz Brandt, 
Hugo Braun, Reiner Braun, Dieter Brendahl, Anne- 
Marie Brent (Luxemburg), Dr. Silke Brockmann, 
Ellen Brombacher, Gudrun Brüne, Hellena Bütt¬ 
ner und Peter Bause, Dr. Ernst Busche, Bernd 
Cachandt, Solveigh Calderin, Klaus Curth, Fabio 
de Masi, Dr. Diether Dehrn, Prof. Dr. Frank Deppe, 
Wiebke Diehl, Peter Diemling, Peter Dietrich, 
Karin und Wolfgang Dockhorn, Knut Dörfel, 
Angelika und Wolfgang Drechsel, Ulrike Eifler, 
Tino Eisbrenner, Prof. Dr. Ludwig Elm, Rudi Erler, 
Herrmann Falk, Sabine Faltis und Wolf-Peter 
Roge, Prof. Dr. Edeltraut Felfe, Paolo Ferrero 
(Italien), Doris Feuerbach, Dr. Ilsegret und 
Prof. Dr. Heinrich Fink, Andreas Fisan, Doris Fisch, 
Brigitte und Werner Foerster, Edith Fröse, Georg 
Fülberth, Wolfgang Gehrcke, Doris Gercke, 

Willi Gerns, Wolfgang Gerstung, Silvia Gingold, 



Dr. Edgar Göll, Dr. Jörg Goldberg, Ursula Gottert, 
Uschi und Wolfgang Grabowski, Juliana Grell, 
Harri Grünberg, Peter Günzel, Dr. Angelika und 
Klaus-Detlef Haas, Mamdouh Habashi (Ägyp¬ 
ten), Simone Hahn und Thomas Schaarschmidt, 
Brigitte, Christian, Ernst, Franz, Hans, Michael, 
Renate, Stefan Hamich, Carsten Hanke, Iris 
Harnack, Prof. Dr. Wolfgang Fritz Haug, Claudia 
Haydt, Heidrun Hegewald und Dr. Karl-Gustav 
Meyer,Thomas Hecker, Bodo Hinkel, Dr. Monika 
und Klaus Höpcke, Willi Hoffmeister, Daniel 
Hohlfeld, Sonja Hohlfeld, Uta Hohlfeld, Burg¬ 
hardt Hollstein, Bärbel Holzheuer-Rothensteiner, 
Birgit und Horst Hommel, Edith Humeau, Andrej 
Hunko, Monika und Dr. Bernd Ihme, Lutz Jahoda, 
Michael Janitzki, Ulla Jelpke, Edith Jendrian, 
Inger Johansen (Dänemark), Barbara und 
Winfried Junge, Gert Julius, Bettina Jürgensen, 
Brigitte Kabbeck, Waltraut Käßjürgen Karbe, 

Dr. Sabine Kebir, Gerald Kemski-Lilleike, 

Dr. Alexander King, Florian Kirner ist Prinz Chaos, 
Johanna Klages, Klaus der Geiger, Dr. Heidi 
Knake-Werner, Michael Knischka, Prof. Dr. Rein¬ 
hold Kowalski, Dr. Hartmut König, Ralf Krämer, 
Egon Krenz, Thomas Kuczynski, Dr. Volker Külow, 
Helga Labs, Prof. Dr. Hubert Laitko, Heiderose 
und Prof. Dr. habil Anton Latzo, Andre Leisewitz, 
Prof. Dr. Ekkehard Lieberam, Dr. Marianne und 
Prof. Dr. Lienhard Linke, Christa und Klaus Lipps, 
Prof. Dr. Christa Luft, Ramön Luque (Katalonien), 
Michael Mäde, Michael Maercks, Bruno Mahlow, 
Klaus Maihorn, Dr. Thomas Maurer, Manfred 
Maurenbrecher, Ursula Mende, Peter Metz, 
Wolfgang Metzger, Anja und Bernd Mewes, 
Maria und Dr. Peter Michel, Margareta Mileva 


Geburtstagsfeier für Karl Marx 

Samstag, 5. Mai 2018,15-17.30 Uhr, 
Marx-Engels-Forum Berlin 
Kunst, Kultur, Reden, Kaffee und Kuchen, 
Wasser und Wein. Es laden ein: 
Antieiszeitkomitee, Modrow-Stiftung 
und weitere Freundinnen und Freunde 
von Karl Marx 


(Bulgarien), Siegrun Modrack, Dr. Hans Modrow, 
Artur Moses, Dr. Klaus Mucha, Helmut Mueller, 
Erna und Wilfried Nagel, Mike Nagler, Lothar 
Nätebusch, Zaklin Nastic, Bernhard Nolz, Andre 
Nowak, Evi und Reiner Nowitzki, Hartmut Obens, 
Rosamaria und Herbert Olschok, Prof. Dr. Norman 
Paech, Dr. Inge und Dr. Michael Pardon, Isolde 
und Prof. Roland Paris, Ulrich Peck, Sören Pell¬ 
mann, Edmund und Ellinor Peltzer, Victor Perli, 
Klaus Pickshaus, Dr. Jana Pinka, Gina Pietsch, 

Dr. phil. Louis Pinto (Frankreich), Tjasa Podpecan 
(Slovenien), Georg Polikeit, Erich Postler, Michael 
Quetting, Dr. Siegfried Ransch, Dr. Andrej Reder, 
Christiane Reymann, Evelin und Ernst-Eberhard 
Richter, Renate Richter-Weckwerth, Matthias 
Ried, Dagmar und Herbert Rubesch, Prof. Dr. 
Werner Ruf, Dr. Werner Rügemer, Artur Rümmler, 
Ilona und Johannes Schäfer, Jan Schalauske, 
Susanne Schaper, Dr. Marianna Schauzu, Angelika 
und Uwe Scheer, Karl Scheffsky, Dr. Johanna 
Scheringer-Wright, Renate Schiefer, Prof. Dr. 
Gregor Schirmer, Arno Schmidt, Prof. Dr. Michael 
Schneider, Erasmus Schöfer, Göran Schöfer, 

Dr. Arnold Schölzel, Monika und Peter Schömmel, 
Dr. Lutz Schröter, Wilfried Schubert, Conrad 
Schuhler, Wilhelm Schulze-Barantin, Dr. Ursula 
Schumm-Garling, Elga Schwanitz, Winfried 
Schwarz, Prof. Dr. Franz Segbers, Stefan Siegert, 
Dr. Ute Sielaff und Dr. sc. Charles Melis, Karin 
und Bernd Sorge, Regina Stosch, Roswitha und 
Udo Stegemann, Heinz Stehr, Dieter Stiebert, 
Julia Suermondt, Waltraud Tegge, Jochen und 
Monika Traut, Dr. Axel Troost, Thomas Tusche, 
Alexander Ulrich, Juha-Pekka Värsänen (Finnland), 
Kerstin Voigt, Marga Voigt, Peter Wahl, Konstantin 
Wecker, Andreas Wehr, Heike Werda und Burg- 
hard Eschenbach, Dr. Siegfried Wein, Dr. Harald 
Werner, Prof. Dr. Bernhard Wilhelmer, Prof. Dr. 
habil. Günter Wilms, Dieter und Rosemarie Wolf, 
Joachim Zappe, Hannes Zerbe, Dr. Reiner Zilkenat, 
Sabine Zimmermann 

Kontakt: Christiane Reymann, Wolfgang 
Gehrcke, post@wolfgang-gehrcke.de 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 4. MAI 


Trier: Marx hat Zukunft, Konferenz - Demonstration - 
Konzert, Mehr Informationen unter marxgeburtstag.de 

Schweinfurt: Der Wahlkreiskandidat der Linken für 
Schweinfurt, Robert Strisow, stellt sich vor, Vereinsheim 
TVO-Schweinfurt, Hermann-Gräf-Allee 1,19 Uhr 

Chemnitz: Karl Marx, seiner Nützlichkeit wegen mit 
Gina Pietsch und Frauke Pietsch, Eintritt: 10 Euro/erm. 
6Euro, Weltecho, Annaberger Straße 24,19 Uhr 


SA ★ 5. MAI 


Weltweit: 200. Geburtstag von Karl Marx_ 

München: 26. isw-forum, Wird Europa nicht demokra¬ 
tisiert, wird es zerfallen. Wie stehen die Chancen. Mit 
Walter Baier, Marga Ferre, Sinem Mohamed, DGB-Haus, 

Schwanthaler Straße 64,10 Uhr_ 

Düsseldorf: Demo: Düsseldorf aufgepasst!, Für den 
Frieden. Wider den Krieg. RHEINMETALL stoppen!, DGB- 
Haus, Friedrich-Ebert-Straße 34-38,13 Uhr_ 

München: 50 Jahre SDAJ - Happy Birthday, ver.di- 
Jugend München schmeißt eine Party für die SDAJ, Ge- 
werkschaftshaus, Schwanthalerstraße 64,19 Uhr 

Berlin: Karl Marx. Seiner Nützlichkeit wegen mit Diet¬ 
mar Dath, Gina Pietsch und Frauke Pietsch, Eintritt: 12 
Euro/erm. 8 Euro, Wabe, Danziger Straße 101,19 Uhr 


SO ★ 6. MAI 


Duisburg: Frau Kapital und Dr. Marx, Musiktheaterstück 
zum 200. Geburtstag von Karl Marx, Vorverkauf: 5 Euro 
(eMail: Marx-in-Marxloh@online.de), Ermäßigt: 2 Euro, 
Tageskasse: 8 Euro, Haus Kontakt, 11 Uhr, Scharnhorst- 
straße 32_ 

Potsdam: Manifest-Zirkel, Einführung in das Manifest 
der Kommunistischen Partei durch den Historiker Prof. 
Dr. Anton Latzo, Teilnahmegebühr: 4 €/ermäßigt 2 €, in 
der Teilnahmegebühr enthalten ist ein Exemplar des Ma- 
nifests der Kommunistischen Partei, Anmeldung unter: 
post@dkp-potsdam.info, Bürgertreff Waldstadt, Saar- 
munder Straße 44,11 Uhr_ 

Hamburg: Besuch der Dauerausstellung zur Zwangsar¬ 
beit in Hamburg 1939-1945, Willi-Bredel-Gesellschaft- 
Geschichtswerkstatt e.V., Zwangsarbeiterbaracken, 
Wilhelm-Raabe-Weg 23,14 Uhr 


Dl ★ 8. MAI 


Weltweit: Befreiung vom Faschismus_ 

Berlin: Befreiungsfeier, Wismarplatz, Nähe U-Samariter- 
straße, 17 Uhr_ 

Müllheim: Niezapominajka! Vergissmeinnicht! Vergesst 
uns nicht! 8. Mai 1945 - Befreiung von Krieg und Fa¬ 
schismus, Alter Friedhof Müllheim an den Gräbern der 
Zwangsarbeiterkinder, 17 Uhr_ 

Kassel: 80 Jahre Krieg gegen die Spanische Republik — 
80 Jahre Internationale Brigaden - No pasaran - pa- 
saremos!,VVN-BdA Kassel, Deutsch-Spanischen Gesell¬ 
schaft und Kasseler Friedensforum, Antiquariat Winfried 
Jenior, Marienstraße 5,19 Uhr_ 

Stuttgart: Der junge Karl Marx, Die DKP Stuttgart-Nord 
zeigt den Film „Der junge Karl Marx“, Bürgerhaus Feu¬ 
erbach, Stuttgarter Straße 15,19 Uhr 


Ml ★ 9. MAI 


Wuppertal: Friedrich Engels aus Barmen besucht Karl 
Marx zu seinem 200. Geburtstag in Trier, Studienfahrt 
der DKP Kreisorganisation Wuppertal, Marx-Engels- 
Zentrum, Gathe 55,7.30 Uhr 


DO ★ 10. MAI 


Nürnberg: Gemeinsame Anreise zur Kundgebung gegen 
das neue Polizeiaufgabengesetz in München, Haupt- 
bahnhof, Osthalle, Bahnhofplatz 9,10.45 Uhr_ 

München: Demo: noPAG, Nein zum neuen Bayrischen 
Polizeiaufgabengesetz, Marienplatz, 13 Uhr 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1 ,- bis 3 ,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 
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1,00 € pro Monat 
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Förderabo 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Reizfiguren im Marx-Haus 

Eine neue Dauerausstellung? Mir hat die alte schon gereicht. 


Die Saat der Gier 

In seinen letzten Monaten arbeitete 
sich Karl Marx tief in die damals erst 
entstehende Agrarchemie ein. Die Do¬ 
kumentation hätte ihn nicht begeistert, 
denn die Übernahme von Monsanto 
durch Bayer läuft wie üblich als „so¬ 
wohl als auch“. Zwar werden die Le¬ 
verkusener Weltmarktführer, also ein 
Monopolist, aber die Unternehmenslei¬ 
tungen dürfen von großartigen Zeiten 
für Landwirte in aller Welt schwärmen. 
Fr., 4.5., 20.15 Uhr, 3sat 

Woyzeck 

Karl Marx hat dieses Bühnenstück von 
Georg Büchner nicht gekannt, erst 1879 
kam es in Druck, die Uraufführung ge¬ 
lang erst 1913. Regisseur Ulrich Rasche, 
bekannt für seine spektakulären Büh¬ 
nenbilder, lässt sein Ensemble auf einer 
riesigen dreh- und kippbaren Scheibe 
marschieren: Das Leben als Maschi¬ 
ne - einmal angeworfen, lässt es sich 
nicht beeinflussen noch stoppen. Wie 
das Erdenrund dreht sich die Scheibe 
und damit auch Woyzecks Schicksal 
dem tragischen, aber unausweichlichen 
Ende entgegen. Eine Inszenierung des 


Merkwürdig 

Der Bundesliga-Spieltag 

Gerne hätte ich an dieser Stelle von 
Schmetterlingen im Bauch und pur¬ 
purnen Einhörnern im schwarz-gelben 
Tutu im Kopf erzählt, aber die UZ lügt 
nicht, niemals, und deshalb kann ich 
nur berichten, dass die schöne Frau M. 
mich zwar explizit zum Spiel anforderte 
und sogar den Platz neben sich freihielt, 
erstmalig, allerdings nur, um danach 
kein Wort mehr mit mir zu wechseln. 
Merkwürdig. 

Merkwürdig auch, dass am Mon¬ 
tag fast alle Zeitungen von einem her¬ 
vorragenden Spiel des BVB schrieben. 
Ich hatte möglicherweise ein anderes 
gesehen, vielleicht aus dem Archiv des 
Grauens. In meinem Spiel sah ich 70 
Minuten übles Rumgeschiebe, quer, 
quer, quer, nach hinten und nochmal 
quer und 20 Minuten halbwegs ansehn¬ 
lichen Angriffsfußball. Dass der gegne¬ 
rische Torwart einfach zu gut war, wie 
auch zu lesen war, halte ich ebenfalls 
für Quatsch. Wenn man so oft alleine 
vor dem Torhüter steht und die Kugel 
einfach nicht reinmacht, ist das eben 
auch Unvermögen. Das Tor ist satte 
7,32 m mal 2,44 m und kein Torhüter 
der Welt ist so groß, dass da nicht noch 
Platz für den verdammten Ball wäre. 

Merkwürdig auch, was derzeit in 
Frankfurt geht bzw. eben nicht. 1:4 ge- 


Theater Basel, eingeladen zum Berliner 
Theatertreffen 2018. 

Sa., 5.5., 20.15 Uhr,3sat 

Zeit der Kannibalen 

Zwar eine Wiederholung, aber für alle 
Freunde des Marxschen Satzes von den 
„Charaktermasken“ eine eindrucksvol¬ 
le Studie darüber, was der entfesselte 
Kapitalismus aus Menschen macht. 
Manager, getrieben von Geldgier und 
der Angst, runterzufallen vom Karus¬ 
sell, wollen weder sehen noch hören. 
So., 6.5., 20.15 Uhr, arte 

Ungleichland 

Wie aus Reichtum Macht wird, will die¬ 
se Dokumentation erklären. Nett ge¬ 
meint, wenn Menschen zu Wort kom¬ 
men, die schon immer reich waren oder 
auf dem besten Weg sind, sich diesen ih¬ 
ren Traum zu erfüllen. Die Abgehäng¬ 
ten dürfen ihr Leid klagen, Auswege 
scheint es nicht zu geben. Die Autoren 
hätten besser bei Marx nachgeschaut 
und dann wäre es nicht mehr individu¬ 
elles Schicksal, sondern die Systemfra¬ 
ge hätte gestellt werden müssen. 

Mo., 7.5., 20.15 Uhr, ARD 


gen Bayern klingt nach einer ganz nor¬ 
malen Packung. Aber Bayern spielte 
mit einer halben Amateurtruppe. Seit 
klar ist, dass Trainer Kovac von Frank¬ 
furt nach Bayern wechselt, scheint die 
Eintracht zu einer Zwietracht gewor¬ 
den zu sein. Sehr peinliche Vorstel¬ 
lung. Köln verkackt es in Freiburg und 
steigt ab, mein einziger richtiger Tipp 
übrigens, während der HSV einfach das 
Dinosterben verweigert. Okay, gegen 
die komplett seelenlose Werksmann¬ 
schaft der Wolfsburger kann man na¬ 
türlich auch mal gewinnen. Leverkusen 
und Leipzig verlieren, was mich beides 
freut, nur Hoffenheim tut so, als woll¬ 
ten sie nächstes Jahr international mit¬ 
spielen. 

Merkwürdig auch was daraus resul¬ 
tiert. Nämlich dasss Dortmund trotz 
eines Unentschieden und eher zwei 
verlorenen Punkten einen Platz in der 
Championsleage fast schon sicher hat. 
Manchmal muss man eben einfach 
auch mal Glück haben. 

Auf selbiges hoffe ich auf dem ein¬ 
samen Heimweg. Und denke an Art 
van Rheyn: „Wenn es zum Siegen 
nicht reicht, spielen wir gern den un¬ 
widerstehlichen Verlierer.“ Genau mein 
Ding. 

Karl Rehnagel 


F ür den 4. Mai hat das Karl-Marx- 
Haus in Trier die pompöse Eröff¬ 
nung einer rundumerneuerten 
Dauerausstellung angekündigt. „Wur¬ 
de auch Zeit! 44 werden jene sagen, die 
sich die alte Aus¬ 
stellung etwas ge¬ 
nauer angeschaut 
haben. 

So schlecht 
fing es eigentlich 
nicht an. Im ersten 
Raum der alten 
Ausstellung zeig¬ 
te eine Installati¬ 
on verschiedene 
Zitate über Marx 
und den Marxis¬ 
mus. Ich hatte 
Glück, als ich im 
Raum war stand 
dort: „Die Lehre 
von Marx ist all¬ 
mächtig, weil sie 
wahr ist. Lenin“. 

So weit, so rich¬ 
tig. Viel Richtiges 
kam danach nicht 
mehr - denn es 
ist die Friedrich- 
Ebert-Stiftung, 
die diese Ausstel¬ 
lung verantwortet. 

Die SPD konnte 
sich 1928 gegen 
die KPD durch¬ 
setzen und durfte 
Marx 4 Geburts¬ 
haus kaufen. 

So zeigte die 
Ausstellung mit 
ein paar Kästen 
und Pfeilen, wie 
wenig die Aus¬ 
stellungsmacher 
vom Begriff der 
Entfremdung bei 
Marx verstanden 
haben, wie man 
das marxistische Verständnis der 
fortschreitenden Gesellschaftsfor¬ 
mationen zu schematischem Unsinn 
zurechtbiegen kann und wie man das 
Ganze mit ein paar biographischen 
Anekdoten dekorieren kann. Ein 
paar schöne Faksimiles von Texten aus 
Marx’ Feder hingen da, natürlich ohne 
getipptes Dokument daneben. Sonst 
könnte noch jemand lesen was Marx 
geschrieben hat und müsste sich nicht 
auf die Interpretation der Friedrich- 
Ebert-Stiftung verlassen. Und nicht 
auf die von Willy Brandt. 

Denn Willy Brandt ist die gro¬ 
ße Autorität, die die Ausstellung zur 


Bewertung von Marx und der Welt 
vorstellt. Am Eingang grüßt (von mir 
bei meinem Besuch gnädig überse¬ 
hen) zuerst ein Brandt-Zitat. Ab dem 
Punkt, wo es um Marx’ Einfluss auf 


das Weltgeschehen geht (die Ausstel¬ 
lung nennt das die falsche Interpre¬ 
tation Marx 4 durch die kommunisti¬ 
schen Staaten), geht es richtig los. Man 
könnte fast meinen, man wäre im Wil- 
ly-Brandt-Haus. Dass sich bei der Auf¬ 
zählung der Macher der Ausstellung 
kein wissenschaftlicher Beirat finden 
lässt, verwundert nach dem Besuch 
nur ein kleines bisschen, anscheinend 
wollte sich niemand als Alibi zur Ver¬ 
fügung stellen. 

Nun, diese Ausstellung ist passe, 
ab Samstag wird es eine neue geben, 
die Friedrich-Ebert-Stiftung hat eine 
Chance es besser zu machen.Medial 


wirksam stellte die Leitung des Karl- 
Marx-Hauses bereits das neue Prunk¬ 
stück der Ausstellung vor: den Lieb¬ 
lingssessel von Karl Marx, in dem er 
gerne las und in dem er vermutlich 
auch gestorben 
ist, den sie der 
Familie Longuet- 
Marx abgekauft 
haben. 

Worauf wir 
uns in der neuen 
Ausstellung freu¬ 
en dürfen macht 
ein kleiner Aus¬ 
flug auf die In¬ 
ternetseite der 
Friedrich-Ebert- 
Stiftung klar: 
„Durch die Inst¬ 
rumentalisierung 
seines Denkens 
und seiner Person 
durch sozialisti¬ 
sche und kommu¬ 
nistische Regime 
weltweit wurde 
Karl Marx zu ei¬ 
ner politischen 
Reizfigur. 44 Ge¬ 
nau, Marx wurde 
erst durch die so¬ 
zialistischen Staa¬ 
ten zu einer „poli¬ 
tischen Reizfigur 44 
seine Schriften 
und sein Wirken 
haben dabei kei¬ 
ne Rolle gespielt. 
Die Friedrich- 
Ebert-Stiftung 
weiß noch mehr: 
„Die neue Dau¬ 
erausstellung im 
Trierer Museum 
Karl-Marx-Haus 
zeigt Karl Marx 
als von den Um¬ 
brüchen des 19. 
Jahrhunderts geprägten Menschen, 
als Analytiker und Kritiker der ka¬ 
pitalistischen Gesellschaftsordnung 
sowie als Vordenker der Sozialdemo¬ 
kratie in Deutschland, Europa und 
der Welt 44 Vermutlich meinen sie da¬ 
mit auch noch die „moderne Sozial¬ 
demokratie“ und Marx darf herhal¬ 
ten als Vordenker von Kriegskredi¬ 
ten, Notstandsgesetzen und Agenda 
2010. Man darf gespannt sein, was die 
sozialdemokratischen Marxologen 
sich haben einfallen lassen. Freuen 
darf man sich mit ziemlicher Sicher¬ 
heit nicht. 

Melina Deymann 



Foto: Thomas Brenner 


Anzeige 


Marx 200 


Mit Beiträgen von: Dietmar Dath, Jenny 
Faneil, Georg Fülberth, Wolfgang Jantzen, 
Thomas Metscher, Klaus Müller, Richard Sorg 
und Floiger Wendt 

Weitere Themen: Jörg Kronauer, Russland 
im Fadenkreuz • Achim Bigus, Metall-Tarifab¬ 
schluss 2018 • Beate Landefeld, SPD-Krise und 
Erneuerungsdiskussion • Wolfgang Garbers, 
Digitalisierung - Flype oder Drohkulisse? 

• Fians Fiautmann, Finanzkapital und An¬ 
schluss Österreichs • Lena Kreymann an den 
SDAJ-Bundeskongress • Wera Richter über 
den DKP-Parteitag • Rezensionen 

Bestelladresse: 

Neue Impulse Verlag, Hoffnungstraße 
18, 45127 Essen, Tel. 0201-236757 
info@neue-impulse-verlag. de 
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Wtf sind Marx 

★ Zweimonatszeitschrift »Marxistische Blätter« als Print, 
eBook (auf allen Plattformen), bald auch als Digital-Abo 

★ Bücher für die marxistische Bildungsarbeit 
(auch als eBooks) 

★ MASCH-Skripte U 

★ Digitalarchive auf USB 

★ Internet-Shop »Lieferservice für Lesende Linke« 










